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st gegen die "Sozialen" ab? Und 


‚olutionären Zellen schon 


7 D ERZLICH 


7 Ingrid Strobl 


Wir sollten schon mal Her Sekt 
kaltstellen", witzelten Freunde von 
Ingrid Strobl vor dem 10. Ver- 
handlungstag. Sekt für den Fall, 
daß Ingrid am Abend des 15. März 
vielleicht nur noch ihre Sachen 
aus der JVA in Essen abholen 
müßte - und dann frei wäre. Die 
Verteidigung hatte einen Antrag 
auf Haftentlassung gestellt. 

In den vergangenen Prozeßtagen 
war die Beweisführung zum einzi- 
gen Indiz - dem Weckerkauf - im- 
mer weiter abgebröckelt. Es 
tauchten Fehlerquellen auf, Zwei- 
fel, ob der Wecker, den Ingrid am 
11. September 1986 gekauft hat, 
wirklich derselbe ist, der rund 
sechs Wochen später beim Anschlag 
auf die Lufthansa in Deutz ver- 
wendet wurde. Dringender Tatver- 
dacht ist nicht mehr gegeben, 
meint die Verteidigung. Das Gericht 
schien die Zweifel zu teilen und 
kündigte einen Auftrag ans BKA 
an, noch einmal genauer zu ermit- 
teln. 

So ganz ernst gemeint war das 
mit dem Sekt natürlich nicht. Ei- 
gentlich glaubte niemand so recht, 
daß der Vorsitzende Richter Klaus 
Arend, der so gerne seine "rein 
kriminalistische" Beweisaufnahme 
herausstellt, mit einer Haftentlas- 
sung zugibt, daß die Indizien im 
kriminalistischen Sinne nichts wert 
sind. Ein Journalist im Saal, der 
Arend schon in anderen Prozessen 
erlebt hat, mochte sogar "jede 
Summe" darauf wetten, daß aus der 
Haftentlassung nichts wird. Ohne 
Bedenken verließ er schon vor der 
Entscheidung den Gerichtssaal. 

Der Mann hatte recht Das 
wußten auch die anderen Pro- 


ER 


zeßbesucher. Ingrid Strobl wußte 
es, als sie sich vor Verhandlungs- 
beginn über die Bänke hinweg mit 
einer ehemaligen Kollegin von 
"Emma" zum Kölsch verabredete. 
Als sie mit Besuchern plauderte, 
bis ihr vom Gerichtsdiener der 
Mund verboten wurde. 


Niemand hatte sich große Illu- 
sionen gemacht. Und trotzdem - als 
Richter Arend den Antrag mit bei- 
läufiger Betonung ablehnte, fuhr es 
einigen wieder in die Knochen: das 
Entsetzen, die ohmmächtige Wut 
und die Frage, woher dieser Mensch 
das Recht nimmt, andere in den 
Knast zu stecken. Für Ingrid dau- 
ert die Untersuchungshaft jetzt 
schon 15 Monate. 


Arends Taktiken 


Szenen eines 129a-Prozesses. Da 
stellt der Richter eines Tages 
grinsend einen Reisewecker auf den 
Tisch. Farbe: grün. Marke: ein 
Emes-Sonochron aus der mechani- 
schen Serie, allerdings ohne Regis- 
triernummer. "Den hab ich schon 
seit zehn Jahren", bekennt er dem 
staunenden Publikum. Spontanes 
Lachen im Saal: Der Senatsvor- 
sitzende ein Weckerkäufer! Ein 
Sympathiepunkt für den Staats- 
schutzrichter. Hintergründig setzt 
sich in den Köpfen fest, was Arend 
wahrscheinlich auch suggerieren 
wollte: Hier wird nicht gegen x- 
beliebige Weckerkäufer verhandelt, 
sondern gegen eine Terroristin. 

Arend kanzelt einen BKA-Fahn- 
der `. im Zeugenstand herunter. 
Macht ihn fertig, läßt ihn von der 
Verteidigung auseinandernehmen. 
Das sympathisierende Publikum 
reut sich, unterstellt dem Richter 
gar Unparteilichkeit. Dann wie- 
derum greift er an einem kritischen 
Punkt in die Befragung ein, legt 
dem Zeugen die passenden Ant- 
worten in den Mund, lenkt beiläu- 
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(NACHTRÄGLICH)! 


fig vom Thema ab. 

Als die Verteidigung den Antrag 
auf Haftentlassung stellt, kentert 
er mit einem Kompliment. Eine so 
sachliche, klassisch strafprozes- 
suale Verteidigung habe er in 
129a-Prozessen noch nicht erlebt. 
Am nächsten Tag dreht ‘er alle 
Argumente der Verteidigung einfach 
um ‘und lehnt die Haftentlassung 
ab. Dann wiederum verteilt er 
Strafarbeiten ans BKA. Signal: Hier 
ist noch gar nichts entschieden, 
hier wird ordentlich die Wahrheit 
ermittelt. 


Der Arend-erfahrene Berichter- 
statter ist auch das gewohnt. 
Arend witzelt, macht Zugeständ- 
nisse, "und am Tag der Urteils- 
verkündung kommt der große Ham- 
mer. Dann denkst Du, Du wärst in 
einem anderen Prozeß gewesen.“ in 
der Mittagspause auf dem Flur 
debattieren Prozeßbesucher über 
des Richters "väterliche Art". Te- 
nor: Den habe man/frau sich 
schlimmer vorgestellt. 


Die Decke jovialen Verhaltens ist 
dünn. Urplötzlich brüllt Arend 
hemmungslos die VerteidigerInnen 
an. Die anderen Richter des Senats 
sitzen wie Mumien dabei. Nach 
solchen Ausbrüchen wieder Ruhe, 
kleine Scherze, die Stimmung ent- 
spannt sich, the show must go on. 
Selten die Momente, in denen die 
Realität dieses Prozesses durch die 
Lücken der Inszenierung lugt: Ein 
Staatsschutzprozeß, Mitgliedschaft 
in den Revolutionären Zellen, 
Strafmaß bis zu zehn Jahre Haft. 


Plan ma Wirklichkeit 


Ingrid soll den Wecker gekauft 
haben, der für den Sprengsatz ver- 
wendet worden ist, der am 28 
Oktober 1986 vor dem Lufthansa- 
Gebäude explodierte. Der Kauf be- 
weise, so die Anklagelogik, daß sie 


ÄDDITORIÄL 


Wir haben uns gestritten, jawohl! 
Laut, heftig und für unsere Verhält- 
nisse als eingebundene Anti-Repres- 
'sions-Aktivisten ziemlich ausdauernd. 
Vielleicht hat es deswegen so lange 
gedauert, bis wir diese Nummer 
‚rausbringen konnten. Wir haben 
längst nicht alle Fragen klären kön- 
nen, aber uns doch auf ein paar Er- 
gebnisse geeinigt. Und die stehen 
jetzt im Heft. 

Zum Beispiel das Diskussionspapier 
zur Aussageverweigerung. Zum Auf- 
macher erwählt, weil wir diese Dis- 
kussion für längst überfällig halten. 
Angesichts der Flut von 129a-Ver- 
fahren ist es unerträglich, daß die 
Betroffenen und sich betroffen Füh- 
lenden sich an der Frage der Aussa- 
gen spalten, bzw. die Kampa- 
gnenszene sich sogar mehr oder we- 
niger lautlos in ihre Einzelteile zer- 
legt. Es sind Aussagen gemacht wor- 
den, das Druckmittel Beugehaft hat 
Besen Das war Be Doch 


An Thema Knast Es abe] 
‘Gräben wieder auf, Wir haben einer- 
seits versucht, diese Auseinanderset- 
zungen nicht der derzeitigen Situa- 
tion zu opfern, andererseits auf Sa- 


chen verzichtet, von denen wir 
meinten, sie würden - während des 
Hungerstreiks als letztes Mittel im 
Kampf um die Zusammenlegung - 
‚schräg kommen. Es wird vielleicht 
Leute geben, die uns das trotzdem 
übelnehmen. 

Im Prozeß gegen Ingrid haben wir 
‚letztens einen kleinen Lichtblick er- 
‚lebt. Vielleicht wird die Anklage von 
"Mitgliedschaft" auf "Unterstützung" 
heruntergefahren. Ein Erfolg der 
großen Öffentlichkeit? Es wäre si- 
cher ein kleiner Erfolg gegen die 
Kriminalisierung, wenn sie es nicht 
schaffen, ihre RZ-Konstruktion 
(Weckerkäuferin=Mitglied) festzuklop- 
fen, wie sie es bei der "Gesamt- 
RAF" geschafft haben. DER Durch- 
bruch ist es nicht. Aber was kann 


Anti-Repressionsarbeit leisten, als 
ein bißchen Luft zum Atmen zu ver- 
teidigen? 


Ausblick: Eine Idee ist, die näch- 
ste "Nicht zu Fassen" dem Interna- 
tionalismus zu widmen. Die Notwen- 
digkeit dieser Debatte zeigt sich 
schon am in ‚Düsseldorf beyorstehen- 
den Prozeß gegen die Kurdinnen. 
t das Verhältnis zu Befrei- 
sen und Widerstand in 
anderswo ...:jede Menge 
darf! 
fit unserer epenlanten 
_ vollständigen Liste aller 
fahren kommen wir alleine 


ind ansonsten staats- 


MITGLIEDSCHAFT VORDEM FALL 
Mitglied der RZ ist, denn die Re- 
volutionären Zellen arbeiten - das 
behauptet die Bundesanwaltschaft 
— streng abgeschottet und besorgen 
alle Tatmittel ausnahmslos selber. 
So soll einzig der Wecker die Mit- 
gliedschaft beweisen. Untermauert 
wird das ganze mit Ingrids politi- 
scher Identität, den Artikeln, die 
sie geschrieben hat und den The- 
men, für die sie sich interessiert. 
Selbst die &Z-Fahnder vom 
Bundeskriminalamt hatten nicht er- 
wartet, daß ihre registrierten 
Wecker einmal zum wichtigen und 
einzigen Indiz eines Prozesses 
aufsteigen würden. Sie wollten das 
"Weckerprogramm" eigentlich geheim 
halten und damit weiter RZ-Mit- 
glieder jagen. .Der Plan war ein- 
fach. Nach "jahrelanger Durst- 
strecke" war den Fahndern 1983 


aufgefallen, daß die RZ öfter ` 


mechanische Emes-Wecker für ihre 
Sprengsätze benutzten. Mit den 
Registriernummern (eingraviert auf 
der Rückseite des Ziffernblattes 
und zusätzlich auf einem Etikett, 
das im Geschäft bleiben sollte) 
wollten sie nun nach Anschlägen 
jeweils ermitteln, wer den Wecker 
gekauft hat. Wenn sie dann diesen 
Weckerkäufer überwachen - kalku- 
lierten die BKA'ler - könnten sie 
die ganze Zelle aufrollen und auf 
frischer Tat verhaften. Soweit die 
Planung. 

Die Realität sah anders aus. 
Eine Weckerkäuferin wurde über- 
wacht, aber die wollte und wollte 


gekaufte Wecker trug, ist hier die 
handschriftliche Notiz des stell- 
vertretenden Geschäftsführers. Der 
will sie in Anwesenheit eines An- 
gestellten vom Fadenetikett abge- 
schrieben haben. Der Angestellte 
bestreitet das. Er kann sich daran 
nicht erinnern. 


Und trotzdem: Eine Verwechslung 
des Weckers sei nicht anzunehmen, 


sagt der Richter. Eine minutiöse 
Beweisaufnahme, das ist sein Ver- 
handlungsstil. Das Ergebis wird 
dann den Erfordernissen angepaßt. 

Wo Indizien fehlen, fordert der 
Staatsschutzsenat Denunziationen 
ein. Eine runde halbe Stunde lang 
fragte er die Zeugin aus der 
Emma-Redaktion immer wieder, ob 
Ingrid erschreckt reagiert hätte, 
als nach dem Warnanruf bei der 
Emma im Februar 1987 zum ersten 
Mal die Rede vom Weckerkauf und 
einem Anschlag war (Die Freundin 
eines. Kölner Polizeibeamten hatte 
angerufen und gewarnt, daß Ingrid 
überwacht wird). Die ehemalige 
Kollegin konnte sich an keine 
Schreckreaktion erinnern. Ingrid sei 
völlig gelassen gewesen und hätte 
das ganze nur absurd gefunden. 
Der Richter bohrt nach: Ob sie 
Ingrid überhaupt gut genug ge- 
kannt habe, um ihre Reaktionen 
einschätzen zu können. Und kün- 
digt ihr an, daß sie eventuell we- 
gen Strafvereitelung verfolgt wer- 
den kann, weil sie die Warnung 
damals an Ingrid weitergegeben 
hat, statt die Polizei zu informie- 
ren, daß da jemand Dienstgeheim- 
nisse ausplaudert. Denunziation ist 


Arend Ingrid Strobl mit, sie und ihre 
Verteidigung sollen sich auf den Vor- 
wurf der ’Unterstützung der RZ in 
Tateinheit mit Beihilfe zu einem 
Sprengstoffdelik” einstellen. Richter 
Arend hat damit die rechtliche Mög- 
lichkeit eröffnet, von einer Verurteilung 
wegen Mitgliedschaft abzusehen. Mit 
dieser Änderung des rechtlichen 
Gesichtspunkts ist eine Halbierung 
des möglichen Strafmaßes von zehn 
auf fünf Jahre Haft verbunden. 
Richter Arend deutete an, daß der 
Fall Sibylle Straub als Parallelfall ge- 
wertet werden könne. Frau Straub 
wurde am 15. 2. 1982 vom OLG 
Franfut zu 15 Monaten Haft auf 
Bewährung wegen Beteiligung an ei- 
nem RZ-Brandanschlag . verurteilt. Das 
Gericht ging davon aus, daß Frau 
Straub zusammen mit einem RZ-Mit- 
glied im Heidelberger Schloß einen 
Brandsatz abgelegt hat, um gegen die 
Altstadt-Sanierungspolitik des Ober- 
bürgermeisters Zundel zu protestieren. 
Frau Straub selbst wurde - trotz der 
angenommenen engen Einbin ıng in 
eine RZ-Aktion - nicht als AZ-Mit- 
glied eingestuft. Arend gibt mit die- 
sem Hinweis zum ersten Mal zu er- 
kennen, daß er dem zentralen Argu- 
ment der Anklage, aus dem Wecker- 
kauf folge aufgrund der abgeschotte- 
ten RZ-Arbeitsweise automatisch die 
Mitgliedschaft von Ingrid Strobl, nicht 


auf jeden Fall folgen wird. 
Zwar spricht - hält man sich an 


Tatsachen und Logik - ebensowenig 
für eine Verurteilung wegen Unter- 
stützung wie wegen Mitgliedschaft, 
doch im Willkürspielraum, den der 


nichts Verdächtiges tun. Keine 


§129a eröffnet, wird nach Gesichts- 


Zeilentreffen, keine Anschlagsvor- Bürgerpflicht! punkten politischer Zweckmäßigkeit 
bereitungen - nur eine radikale Wo die Beweise nicht reichen, ` entschieden. Und da steht das In- 
linke -Feministin. Eine, der man es Muß das Persönlichkeitsbild, die teresse, eine RZ-Struktur gerichtlich 
öffentlich zutrauen könnte. politische Gesinnung herhalten. festzuschreiben, die eine Verfolgung 

@ oh Schreck - ein Wecker ẹ Dafür werden seitenlang Artikel und Isolierung militanter Kleingruppen 


Für die Anklage blieb also nur von Ingrid Strobl aus der Emma* 
Den aber hatten 
gerichtsfest 

Etiketten 


der Weckerkauf. 
die Fahnder nicht 

recherchiert. Wer die 
nach welchem System auf 
Packungen geklebt hat, 


ausgeschlossen. Dazu noch 


Schlamperei im 


den BKA-Aufklebern, 
handbeschrifteten 


welche Nummer der von 


ist kaum 
noch feststellbar. Die Firma Emes 
hatte dafür Aushilfen eingesetzt - 
zum Teil im Akkord. Verwechslun- 


gen der Nummern sind also nicht 
die © Der Mitgliedschaftsvorwurf wird 


fallengelassen ! ® 


Uhrengeschäft 
RS Der 15. Verhandlungstag am 12. 


Wempe, in dem Ingrid den Wecker 2 
kaufte. Wempe arbeitete nicht mit April 
sondern mit 
Fadenetiketten, 


die an den Weckern befestigt und 
beim Kauf dann abgenommen wer- 


den sollten. Just in Ingrids Fall ist 
dieses Etikett spurlos verschwun- 
den. Beweismittel für die Frage, 
Ingrid 


die Stellung nehmen. 
das natürlich gar nichts. 
schafft ein Klima, eine 


Fritz Storim in Hamburg 
„weise ersetzte. 


endete mit dem 


Ingrid Strobl: Der 
schwerwiegendste 


lassen. 


rechtlichen 


Beweisen kann 


Nähe", die auch im Urteil gegen 


ersten Zu- BAW 
geständnis an die Verteidigung von 
strafrechtlich 
Anklagevorwurf 
‘Mitgliedschaft in den Revolutionären 
Zellen (RZY wird aller Wahrschein- 
lichkeit nach vom Gericht 
n. In einem rechtlichen Hinweis 
gemäß 8265 StPO (’Veränderung des 
Gesichtspunktes’) teilte 


vorgelesen. Besonders solche, die ‘legalen RAF’); 
pointiert und deutlich zu 
"anschlagsrelevanten Themen" tischen “Gefangenen 


Aber es eine 
"geistige 


Besonderheit 
gegen Ingrid Strobl, 


die Be-' die Machenschaften 


ten Verfahren nicht 


zu RAF-Mitgliedern 


fallenge- den). Die Verteidigung, 


dem man sich aber 
geben werde. Ihr 
Freispruch. 


Arend-Senat zu scheuen,- 
sträubende Anklage-Argumentation der 
vollständig zu 
solche Scheu zeigte er bei den letz- 
(z.B. gegen die 
vier Duisburger Antimperialistinnen, die 
befördert‘ wur- 


von 
spricht von einem “ersten Erfolg”, mit 


nicht zufrieden- 
Ziel bleibe ein 


erleichtert (analog zum Konstrukt der 
gegen das Interesse, 
Solidarisierungseffekte mit einer poli- 
zu minimieren. 
Daß diese Interessen kollidieren, ist 
des Verfahrens 
liegt an der ver- 
gleichsweise großen Öffentlichkeit, der 
der politischen 


Justiz. ausgesetzt sind. _ Angesichts 
dieser Öffentlichkeit der 


i ar- 


übernehmen; 


Ingrid Strobl 


ZWEITE VOLLSTRECKUNG VON BEUGEHAFT 


Ihr Köfferchen packen, sich vaufyder 
Arbeitsstelle 
Freundinnen und Bekannten verab- 
schieden, ein letztes Mal Bohnenkaf- 
fee trinken und vielleicht einmal 
noch in der Sonne spazieren gehen, 
um dann am Tor der JVA Bühl an- 
zuklopfen und sich "sozusagen selbst 
einzuweisen: dies soll, geht es nach 
dem Willen der Bundesanwaltschaft, 
bis spätestens zum 24. April eine 
Frau aus Bochum tun, gegen die vor 
zwei Wochen als letzte von 'insge- 
samt acht aussageunwilligen Zeugin 
nen die Beugehaft angeordnet wurde. 

Bereits am 16. März waren sieben 
Männer und Frauen aus Hamburg und 
dem Ruhrgebiet vor die Alternative 
gestellt worden, entweder für ein 
halbes Jahr hinter Gittern zu ver- 
schwinden oder anläßlich ihrer drit- 
ten und letzten Vernehmung durch 
die Bundesanwaltschaft in Karlsruhe 
endlich den Mund aufzutun. Erwartet 
wurden von ihnen Angaben über 
Leute, die im Zusammenhang mit 
der Großrazzia im Dezember 1987 
der Mitgliedschaft bzw. Unterstüt- 
zung der Revolutionären Zellen oder 
Rote Zora beschuldigt werden und 
deren Aufenthaltsort den Behörden 
nicht bekannt ist. 

Angesichts der Perspektive, im 
Zweifel bis zu sechs Monaten einsit- 
zen zu müssen, sahen sich fünf der 
Betroffen - und Anfang April auch 
eine sechste Zeugin, deren Verneh- 
mung aus Zeitgründen um zwei Wo- 
chen verschoben worden war - gegen 
ihren eigentlichen Willen gezwungen, 
einen Teil an der sie gerichteten 
Fragen zu beantworten und bei sol- 
chen, die eine Selbstbelastung mit 


entschuldigen, von 


sich bringen‘ "könnten, von ihrem 
Aussageverweigerungsrecht nach $ 55 
StPO Gebrauch zu machen. Ein Ver- 
halten, das die ZeugInnen nicht vor 
weiteren _ Vernehmungsversuchen 
schützt, sie jedoch zunächst vor dem 
Knast bewahrt hat. 

Dagegen sitzt eine Frau aus 


Bochum seit dem 16. März, also 
mittlerweile seit über einem Monat, stü 


in Beugehaft. Sie harte auch bei ih- 
rer dritten Vernehmung jede Aussage 


verweigert und dies - im ÜUnter- 


schied zu vorher - mit ihrem 
Schweigerecht als selbst Beschuldigte 
bzw. einem generellen Aussagever- 
weigerungsrecht nach § 55 StPO be- 
gündet. Denn zwischenzeitlich war 
der Zeugin bekannt geworden, daß 
sie selbst der Unterstützung der RZ 
bezichtigt wird. Als einziges Ver- 
dachtsindiz hierfür"benennen die Er- 
mittlungsbehörden dea Besitz von 
Flugblättern und Plakaten zur Aus- 
sageverweigerung. Das heißt, inhalt- 
lich ist der Vorwurf lächerlich; juri- 
stisch begründet er jedoch ein“ 
deutiges Recht auf Aussageverweige- 
rung. 

Daß die Bochumerin dennoch ver- 
haftet wurde, zeigt, worauf es der 
Bundesanwaltschaft ankommt: der 
Etablierung von Beugehaft als 
Zwangs- und Drohmittel gegen unko- 
operative Zeuginnen. Der Erpressung 
konkreter Aussagen fällt dabei - 
zumindest in der aktuellen Auseinan- 
dersetzung - eine augenscheinlich 
nachrangige Bedeutung zu. So ist 
denn auch in der jüngst verfügten 
Beugehaftanordnung gegen die zweite 
Frau aus Bochum zu lesen: "Bei der 
Anordnung von Erzwingungshaft -geht 


es nicht unbedingt darum, einen 
Zeugen zu einer Sachaussage, son- 
dern zu einem gesetzmäßigen Ver- 
halten anzuhalten, das darin besteht, 
die Aussage nicht ol 


Bochumerinnen bereits vollstreckt. 
wird. Denn selbstverständlich behält, 
sich die Bundesanwaltschaft bei "ge- 
setzmäßigem Verhalten" von Zeugin- 
nen die Entscheidung darüber vor, ob 
im jeweiligen Einzelfall ein Rechts- 
grund zur Zeugnisverweigerung als 
solcher anerkannt wird oder nicht. \ 
Ähnliche Willkür herrscht auch any 
anderer Stelle.So weigerte sich etwa 
der zuständige Bundesanwalt Kruse, 
einen der zweiten Ben Zeugin 
ins Haus geschickten ‚Vernehmungs- 
i obwohl der 


Anwalt der Betrof: zum vorge- 


sehenen Zeitpunkt 


klingelte, um 
führen. Nun ist ihr 
genheit gegeben, Wohl g 
Beweis zu stellen, indem sie bis zum 
24. April "freiwillig" n 
dem Bühler Knast“ f 
ihre Freundin bereits 6 Woc 
gebeugt" einsitzt. = 
Anti-Beugehaft-Gruppe “ 
c/o Bahnhof Langendreer 
Wallbaumweg 108 
4630 Bochum 


Spendenkonto: Atombüro 
Stichwort: ZeugInnen 
"Sparkasse Bochum 
BLZ: 430 500 01 

ı 142 147 032 
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LASST SIE IM TRÜBEN FISCHEN! 
E 


Diskussionspapier zur Kampagne für 
Aussageverweigerung 


Am 16.03.1989 bekam Gabi H. aus 
Bochum für ihre Weigerung, der 
"Denunziationspflicht" nachzukom- 
men, sechs Monate Beugehaft aufge- 
brummt. Im Vorfeld zu den Zeugin- 
nenvorladungen nach Karlsruhe im 
März kam es aufgrund der Tatsache, 
daß einige der Vorgeladenen aussa- 
gen würden, dazu, daß die Kampagne 
zur Aussageverweigerung in Frage 
gestellt wurde. Die Palette der Ar- 
gumente reichte vom Vorwurf, daß 
die. Betroffenen gar. nicht anders 
handeln könnten, als zu schweigen, 
da sie durch den Druck der Ansprü- 
che in der Szene nur die Wahl zwi- 
schen MärtyrerIn oder VerräterIn 
hätten bis hin zu der Auffassung, 
die Kampagne wäre nicht "politisch", 

Trotzdem - oder gerade deshalb - 
weil wir das für eine fatale Ent- 
wicklung halten, wollen wir den Ver- 
such starten, die politischen Dimen- 
sionen und Voraussetzungen für das 
Gelingen einer solcher Kampagne zu 
thematisieren, denn mit der Beuge- 
haft haben unsere Verfolger eine 
neue Waffe erprobt. 


Diese Waffe hat sich gegen uns be- 
währt, die Aussageverweigerung 
konnten wir nur vereinzelt erreichen. 
Man muß kein Wetterfrosch sein, um 
zu wissen, woher der Wind weht; um 
zu wissen, daß mit der neuen Waffe 
Beugehaft in Zukunft vermehrt zu 
rechnen ist, bei der Fahndung gegen 
militante Gruppen, bei der Krimina- 
lisierung von Veranstaltungen, bei 
der Verfolgung r l 


ei de onstruktion neuer errori- 


E b 
s stischer Vereinigungen". 
EEE Keine HeldInnen, keine Märtyre- 


rInnen! Der Ruf nach größerer Ent- 
schlossenheit, nach Konsequenz und 


= — Opferbereitschaft vergrößert nicht 


unseren Schutz, sondern produziert 
nur unsere "VerräterInnen". Wenn 
umgekehrt der Umgang mit der De- 
nunziationspflicht nur eine persönli- 
che Entscheidung der Betroffenen 
ist, wenn unser Umgang mit staatli- 
chen Nachforschungen nur taktisch 
und nicht politisch bestimmt ist, 


dann untergraben wir die Basis jegli- 
chen politischen Handelns, dann zer- 
stören wir unsere Solidarität unter- 
einander. Wie wir unsere Kämpfe 
kollektiv führen wollen und sollten, 
so muß auch unser Umgang mit der 
Repression ein kollektiver sein. 

Das soll nicht heißen, daß DER 
Verhaltenskodex entwickelt wird. 
Gleiches Verhalten ist ungleich für 
ungleiche Menschen, die in unter- 
schiedlichen Lebenssituationen leben 
und unterschiedliche politische Auf- 
fassungen haben. Wir können politi- 
sche Grundpositionen, die Richtung, 
in die unsere politische Initiative, 
die massenhafte Aussageverweige- 
rung, zielt, gemeinsam entwickeln, 
aber nicht detailliert die einzelnen 
Handlungen. 

Wenn wir die Kampagne auf einen 
realistischen Boden stellen und ver- 
breiten, brauchen wir ein Konzept, 
das von allen (potentiell) Betroffenen 
gemeinsam getragen werden kann. 
Die Unterschiedlichkeit und Breite 
dieses Spektrums müssen wir dabei 
genauso berücksichtigen wie die un- 
terschiedlichen Lebenssituationen der 
jeweiligen Betroffenen! 

Trotz der Teilerfolge im Rhein- 
Main-Gebiet und im Ruhrgebiet, die 
Kampagne Aussageverweigerung 
greift noch nicht überzeugend. Aus- 
sagen sind die Regel, Aussagever- 
weigerung die Ausnahme. Die - auch 
bei Linksradikalen - hohe Aussagebe- 
reitschaft wird in Diskussionen, 
Analysen, Kritiken und Rechtferti- 
gungen mit vier Faktoren erklärt: 
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4 a 

ele meinen, mit gr 
sönlicher Entschlossenheit ließen 
sich die Probleme mit der Kam- 
pagne lösen. Größere Entschlos- 
senheit ist natürlich auf jeden 

Fall eine gute Sache, doch Skepsis 

ist angebracht, ob sie allein aus- 

reichen wird. 

"Die Aussagen waren und sind nicht 
(nur) Ausdruck individueller Schwä- 
chen und fehlender persönlicher 
Standfestigkeit; in ihnen spiegeln 
sich vor allem gravierende Fehler 
einer gesamten Bewegung wider. Mi- 
litante Überheblichkeit und Arro- 
ganz, patriarchale Strukturen, Fluk- 
tuation und fehlende Eigenverant- 
wortlichkeit, die sich besonders im- 
mer wieder in der Nichteinhaltung 
von gemeinsamen Absprachen gezeigt 
hat - dies sind Fehler, die schon 
länger diskutiert wurden, ohne daß 
dies jedoch zu ernsthaften Konse- 
quenzen geführt hätte” (Zitat aus 
SR Plattform zum Startbahn-Pro- 
zeß). 

Unter anderen auch die mangelnde 
Bereitschaft, sich auch auf der per- 
sönlichen, alltäglichen Ebene (halt 
auch Ängste und Schwierigkeiten) 
mit der Bedrohung Knast auseinan- 
derzusetzen. Bevor sie uns trifft un- 
terschätzen wir ihre Gewalttätigkeit, 
nachdem sie uns getroffen hat, un- 
terschätzen wir unsere Kraft und 
Widerstandsmöglichkeiten. 


Berer per- 


2) Politisch ist die Aussageverweige- 
rung mit dem Kampfverhältnis 
zum Staat begründet worden. 
Viele der Strömungen, die eine 
Kampagne mittragen müssten, ha- 
ben aber gar kein solches Ver- 


$ Handlungsmöglichkeit, die über 


nichts, warum soll ich also 
Zwangsgeld und Beugehaft in Kauf 
nehmen ?", 


In dieser Haltung versteckt ist die 
Bestärkung zweier Vorwürfe und 
Vorurteile: Zum einen ist sie der 
heimliche Vorwurf des ""Märtyrer- 
tums" an die Leute, die bereit sind, 
Aussagen generell zu verweigern und 
die Beugehaft auf sich nehmen, zum 
anderen bestärkt sie die in dieser 
unserer Denunziantenrepublik weit 
verbreitete Haltung, daß "wer nichts 
zu verbergen hat, auch aussagen 
könne" und entsprechend "wer nichts 
aussagt, hat auch was zu verbergen", 


So richtig und wichtig konsequente 
und generelle Aussageverweigerung 
ist: eine Kampagne zur Aussagever- 
weigerung muß einen gangbaren Weg 
zwischen zu hohen Ansprüchen und 
taktischer Beliebigkeit (Berufung auf 
$ 55, Teilaussagen, entlastende Aus- 
sagen, Gedächtnisschwund) finden. 
Unser Vorschlag dazu ist eine öf- 
fentliche Absichtserklärung, grund- 
sätzlich jedes 129 a-Verfahren zu 
blockieren, zu verzögern und zu be- 
hindern. Und dies u.a. durch Verwei- 
gerung jeglicher Aussage - auch 
entlastender Aussage - zu tun. 

Das Ziel der Kampagne, die kol- 
lektive Aussageverweigerung, wird 
auch erreicht über das Verständnis 
und die Solidarität legaler, linker, 
politischer Gruppen bis hin zum 
Lage des -politischen Liberalismus 
und sie dazu zu bewegen, sich hinter 


` diese Absichtserklärung zu stellen. 


Für den Kampf gegen den § 129a 
ist das Ziel der Kampagne, die Aus- 


hilfslose Aufforderung an unsere 
Feinde hinausführt, den von ihnen 
als Waffe gegen uns eingeführten § 


u 129 a wieder zu streichen. 


Grünen, noch JournalistInnen von 
taz bis Emma -. Darüberhinaus: 
auch viele Linksradikale verhalten 
sich entgegen ihren eigenen Ana- 
lysen, als hegten sie im Stillen 
die Hoffnung, sich taktisch ge- 
schickt der Bedrohung entziehen 
zu können. 


Eine entsprechende Unterwerfungsge- 
ste ist die Berufung auf den juri- 
stisch-taktisch ziemlich unbrauchba- 
ren $ 55 StPO. Wenn unsere Verfol- 
ger konkret an etwas interessiert 
sind, verzichten sie wegen einer Un- 
terwerfungsgeste nicht auf Repres- 
salien; sie lassen erst ab, wenn sie 
haben, was sie wollen oder wenn wir 
ihnen gezeigt haben, daß sie nicht 
kriegen werden, worauf sie aus sind 
und ihnen der politische Preis zu 
hoch wird. 


3) Die Bereitschaft zu Aussagen ist 
umso größer, je mehr Distanz zu 
den verfolgten Taten und/oder In- 
halten besteht (siehe Startbahn): 


Die Haltung zur Aussageverweige- 
rung wird umgekehrt bestärkt, wenn 
neben der Solidarität mit den ver- 
folgten Menschen und Inhalten (die 
ja je nach Strömung unterschiedlich 
stark ausgeprägt ist) ein gemeinsa- 
mer Inhalt die Aussageverweigerung 
mitbegründet und mitmotiviert: der 

Kampf gegen den $ 129 a. 

4) Besonders fatal sind die Konse- 
quenzen des individuellen Heran- 
gehens an die Zeugniserpressung. 
Aussagen werden gemacht in dem 
(in der Regel irrigen) Glauben, sie 
würden nicht schaden:"Ich weiß ja 


In Verfahren nach diesem Gesin- 
nungs- und Ermittlungsparagraphen, 
der insbesondere ja auch soziale Be- 
ziehungen kriminalisiert (die Kon- 
taktschuld ersetzt mangelhafte Tat- 
vorwürfe) kommen ZeugInnenaussagen 
eine besondere Bedeutung zu. Um 
nicht mißverstanden zu werden: 
es geht NICHT um eine Relativie- 
rung des Ziels kollektive Aussage- 
verweigerung ! 

Es geht um eine Diskussion auf 
möglichst breiter Ebene, von Ver- 
ständnis, Solidarität bis hin zum 
konsequenten Einsatz der Aussgever- 
weigerung und darum, dieses Zu- 
sammenwirken als Mittel gegen den 
verordneten ' Denunziantenzwang 
durchzusetzen. 

Laßt uns nicht die Abschaffung des 
$ 129 a fordern, sondern Aussage- 
verweigerung und Solidarität als eine 
Möglichkeit einsetzen, um ihn wir- 
kungslos verpuffen zu lassen. 


W | 


„Diese unsere 
Bundesrepublik ist 
der freiheitlichste 
Rechtsstaat, der je 

auf deutschem 
Boden existierte ...“ 


Bon Sue Bean eur) 
BARBARISCHE. 
JUSTIZ 


Der 5. Strafsenat will die 
verhältnismäßig freiwilligen 
Aussagen! von Hermmann Feiling 
verwerten 


Am 11. Verhandlungstag waren keine 
Zeugen geladen, es wurden Auszüge 
aus altea Urteilen gegen die Revolu- 
tionären Zeilen (RZ) verlesen. Die 
Urteile werden vom Vorsitzenden 
Richter Klaus Arend in die Haupt- 
verhandlung eingeführt, um seine zu 
Beginn der Beweisaufnahme aufge- 
stellte Offenkundigskeitserklärung 
bzgl. der Arbeitsweise der RZ zu 
untermauern: die Arbeitsweise sei 
bekannt und mit dem Begriff 'strikte 
Abschottung' im Sinne der Anklage 
so zu interpretieren, daß der Kauf 
eines Tatmittels (Wecker) auf eine 
Mitgliedschaft in den RZ schließen 
lasse. 

Die Auswahl der zu verlesenden 
Passagen wirft ein Licht auf die 
vermutliche Argumentationsstrategie 
des Gerichts: Aus dem: umfangrei- 
chen Urteil gegen Herzinger und 
Straub (OLG Frankfurt, 15. 2. 1982) 
den allein die. n einge- 


scher Methoden 
Nach einer Bombenexplosior in Fei- 
lings Wohnung wurden dem: Schwer- 
verletzten beide Augen entfernt und 
beide Beine amputiert. Schon einen 
Tag nach der Operation wurde, mit 
den Verhören des schwer Traumati- 
sierten begonnen, aus deren Verlauf 
eim , 1296-seitiges Aussageprotaokoll 
gefertigt wurde. Daß dem Gericht 
die Zweifelhaftigkeit dieser Verneh- 
mungsmethoden durchaus bewußt ist, 
beleuchtete ein Versprecher- des. bei- 
sitzenden Richters Krantz beim 
Verlesen des Urteils: Feiling habe 
auf Fragen nach einem geplanten 
Anschlag "verhältnismäßig freiwillig” 
(statt freimütig) geantwortet. Den- 
noch scheint der 5. Strafsenat des 
OLG Düsseldorf unter Richter Arend 
- wie schon andere: Oberlandesge- 
richte vor ihm - aus: dieser trüben 
Quelle schöpfen zu wollen, um die 
Hypothesen der Anklage zu stützen. _ 


Ein Verwertungsverbot dieser Aus- 
sagen wurde im Verfahren gegen 
Herzinger/Straub/Feiling von der 
Verteidigung, der damaligen Prozeß- 
gruppe, einer Vielzahl von Prominen- 
ten - und von Hermann Feiling 
selbst gefordert. Vergeblich. Das 
OLG Frankfurt stellte sich hinter 
die "lateinamerikanischen' Verhörme- 
thoden und verurteilte Sybille Straub 
aufgrund der Feiling-Aussagen. Auch 
heute muß unsere erste Forderung 
sein; Verwertungsverbot. Daß zudem 
die von den Verhör-Folterern zusam- 
mengeschriebenen Protokolle die von 
der Anklage gegen Ingrid Strobl auf- 
gestellte Abschottungsthese gar nicht 
stützen - das erscheint uns sekundär. 

Wir dokumentieren hier Artikel 
aus dem Jahre 1980 zum Thema 
Feiling-Aussage. Wenn es noch eines 
Beweises für faschistische Kontinui- 
tät in der BRD-Justiz bedürfte: hier 
ist er. Es kann einem übel werden. 


Ein Prozeß soll stattfin- 
den, der gleich zwei Skan- 
dale enthält: die Tatsache, 
daß er überhaupt stattfin- 
det und die Art und Weise, 
wie er von Staatsschutzbe- 
hörden vorbereitet wurde. 
(siehe nebenstehenden 
Auszug einer Dokumenta- 
tion) 


Worum es geht 


Am 25 November beginnt 
vor dem Frankfurter Oberlan- 
desgericht der Prozeß gegen 
Hermann Feiling, Sybille 
Straub und Silvia Herzinger. 
Hermann Feiling hatte beim 
Überprüfen des Zündmecha- 
nismus eines selbstgebauten 
Sprengsatzes in seiner Woh- 
nung im Juni 1978 versehent- 
lich eine Explosion ausgelöst, 
die ihn schwer verletzte. Er 
verlor beide Beine, das Au- 
genlicht und ist seitdem epi- 
leptischen Anfällen ausge- 
setzt. Hermann Feiling und 


seine beiden Mitangeklagten 
werden beschuldigt, damals, 
zur Zeit der Fußballweltmei- 
sterschaft in Argentinien, als 
angebliche Angehörige einer 
Revolutionären Zelle einen 
Anschlag auf die Außenmau- 
er des argentinischen Konsu- 
lats in München geplant zu 
haben. 

Hermann Feiling bekennt 
sich als Einzeltäter zum Vor- 
haben seiner Tat, mit der er 
gegen den faschistischen 
Terror in Argentinien und die 
internationale Gleichgültig- 
keit der Fußballfans protestie- 
ren wollte. 

Wie gesagt, die ‚Tat‘ ist nie 
ausgeführt worden und Fei- 
ling hat sie allein geplant. 
Gleichwohl lautet die Anklage 
u.a. auf „Mitgliedschaft in ei- 
ner terroristischen Vereini- 
gung“ (konkret: Revolutionä- 
re Zelle), jenem vom Staats- 
schutz entwickelten, famosen 
Rechtsinstitut, das jede x-be- 
liebige Hausbesetzung durch 


mindestens zwei Personen 
zu einem ‚Organisationsde- 
likt nach Belieben umdefinie- 
ren kann. Folge unter ande- 
rem: Einschränkung des 
Zeugnisverweigerungs- 
rechts, Beschränkung in der 
Verteidigerwahl, automatisch 
ein höheres Strafmaß. 

Dies und die Einbeziehung 
der beiden Mitangeklagten 
(Sybille Straub ist die Freun- 
din von Hermann) stützt sich 
auf Aussagen, die Feiling 
während des 4 1/2-monati- 
gen Aufenthalts in verschie- 
denen Krankenhäusern und 
Polizeikasernen gemacht ha- 
ben soll. 


Das Verhör war 
schon das Verbrechen 

An argentinische Zustände 
erinnert allerdings die Art und 
Weise, wie diese ‚Aussagen‘ 
gesammelt wurden. Schon 
am Tag nach der Operation 
beginnen Staatsschützer mit 
der Vernehmung. Man muß 
sich das vorstellen: ein le- 
bensgefährlich Verletzter mit- 
ten im Schock der Bewußt- 
werdung seiner körperlichen 
Verstümmelungen, im Dunkel 
seiner unfaßbaren Erblin- 
dung, einer existentiellen Ka- 
tastrophenerfahrung, eine 
blutige Masse von Mensch an 
Tröpfen und in Verbänden, 
gedopt mit stärksten 
Schmerzmitteln und Psycho- 
pharmaka, wird von wohlan- 
ständigen, deutschen Beam- 
ten ungerührt verhört. 

Da gibt es Ärzte, die das zu- 
lassen. Einen Staatsanwalt, 
der vom Vernommenen für ei- 
nen Rechtsanwalt gehalten 
wird. Polizeischulenleiter, die 
sich offenbar nichts dabei 
denken, daß ein Schwerver- 
sehrter in ihren Räumen unter 
Schutzhaft-Bedingungen ge- 
halten wird. Da wird eine ‚Si- 
cherheitslage‘ konstruiert und 


der Versehrte quer durch 
Deutschland an fünf, sechs 
Plätze verschoben. Einer, der 
weder laufen, noch sehen 
kann, der zeitweise von Poli- 
zisten gepflegt wird. Einer 
der, weil total abhängig und 
allein schon wegen seiner 
psychischen Krisensituation, 
mehr als redebedürftig war. 

Diese Bedürftigkeit Feilings 
ist von den Beamten mit ihrer 
beruflichen Deformation, In- 
formationen noch aus gequäl- 
testen Menschen herauszu- 
pressen, in bestialischer Wei- 
se ausgenutzt worden. Daß 
dies Methode hatte, ergibt 
sich aus der verwunderlichen 
Nicht-Existenz jedweden 
Haftbefehls. Hätte es ihn ge- 
geben, Feiling hätte sofort ei- 
nen Anwalt seines Vertrau- 
ens erhalten müssen und da- 
mit Kontakt zu einem Men- 
schen, der erstmals kein 
Staatsschützer war. So blieb 
er in der Gewalt seiner ‚Be- 
treuer‘. Und da sollte er auch 
bleiben. 

Denn: Als Feiling nach und 
nach seine Situation zu be- 
greifen beginnt, gelingt es 
ihm, seinen Anwalt Stefan 
Beier zu benachrichtigen. Es 
ist der vernehmende Staats- 
schutzbeamte Berberich (im 
Nebenberuf Heidelberger 
Ratsmitglied), der dem An- 
walt verwehrt, seinen Man- 
danten zu sprechen, der zu 


gt mit 


_ der Bombe 


Die Staatsräson äulsert 
sich auch im Strafanspruch. 
Immer? Nein, nicht immer. 

Dany Dattel war nicht nur 
haft- sondern auch prozeßun- 
fähig, weil Haft und Prozess 
ihn traumatisch an seine KZ- 
Erlebnisse erinnerten. Her- 
statt war nicht nur haft-, son- 
dern auch prozeßunfähig, 


weil er einen labilen Kreislauf 
hatte 


Absolute Barmherzigkeit 
eines deutschen Gerichtes 
schließlich waltete im Verfah- 
ren gegen einen SS-Ober: 
sturmbannführer, angeklagt 
wegen mehrfachen Mordes. 
Das Gericht: „Der Angeklagte 
ist des Mordes angeklagt. 
Seitens der Staatsanwalt- 
schaft ist gegen ihn eine le- 
benslange Freiheitsstrafe be- 
antragt worden. die Hauptver- 
handlung ist inzwischen so- 
weit gediehen, daß mit der 
Verkündigung des Urteils als- 
bald gerechnet werden kann. 
Sollte dieses Urteil, was nach 
dem bisherigen Ergebnis der 
Hauptverhandlung zumindest 
nicht unwahrscheinlich. ist, 
dahin lauten, daß der Ange- 
klagte ... als Mörder verurteilt 
wird, so ist ... damit zu rech- 
nen, daß es bei dem Ange- 
klagten ... (und nun kommt's, 
d.Verf.) infolge der Verkün- 
dung des Urteils zu einer ex- 
zessiven Blutdrucksteigerung 


„... Den Realitäten am unmittelbarsten konfrontiert, 
verfügt die Polizei über ein allen anderen Staatsor- 
ganen überlegenes Erkenntnisprivileg, Einsichten 
zu gewinnen in abweichende Verhaltensweisen und 
in Strukturdefekte der Gesellschaft. Ihre Fähigkeit, 
für einen wichtigen Teil gesellschaftlicher Entwick- 
lungen Diagnosen zu liefern, befreit sie aus der blo- 
Ben Vollstreckerrolle, in der zu parieren und zu 
funktionieren sie bisher gezwungen war. Die Wis- 
senserweiterung für die Gesellschaft ergreift auch 
die Polizei. Zu unser aller Nutzen: Die Polizei der Zu- 
kunft wird eine andere, höherstufige, eine mit einer 
gesellschaftssanitären Aufgabe sein.“ 


(Dr. Herold. BKA) 


TEE ET TIEREN 


diesem Zeitpunkt ‚Gast‘ in der 
Polizeischule Münster ist. 

Das sind die Bedingungen, 
Willkürmethoden eines Poli- 
zeistaates würdig, unter de- 
nen die ‚Aussagen‘ von Her- 
mann Feiling erschlichen und 
erpreßt worden sind. ‚Aussa- 
gen‘, die seine Mitangeklag- 
ten in mehrmonatige U-Haft 
brachten und die jetzt Grund- 
lage für einen Prozeß sein 
sollen, in dem den Angeklag- 
ten eine ‚terroristische Ver- 
einigung' unterschoben wer- 
den soll. 

Wenn diese ‚Aussagen‘ vor 
einem deutschen Gericht Be- 
stand haben, dann ist in die- 
sem Land alles möglich. 


Ein Epileptiker soll vor Ge- 
richt, der haftunfähig ist. Ein 
Prozess soll stattfinden ge- 
gen ihn, der blind ist und bein- 
amputiert und psychisch in 
fragiler Lage. Hermann Fei- 
lings Anfallsneigung, ein Jahr 
rückläufig, nimmt jetzt vor 
Verhandlungsbeginn wieder 
zu. Jeder neue Anfall bedeu- 
tet einen irreversiblen Verlust 
an Gehirnsubstanz. Eine epi- 
leptische _ Wesensverände- 
rung steht zu befürchten. 


kommt, die seinen Tod-mög- 
licherweise noch im Gerichts- 
saal - zur Folge hat. Somit ist 
die Fortsetzung der Haupt- 
verhandlung für den Ange- 
klagten mit einer unverhält- 
nismäßig großen Schädi- 
gungsgefahr unvermeidlich 
verbunden.“ (OLG Hamm, 
1970) 

Im Falle Feiling, der weit 
von Mord und Totschlag ent- 
fernt ist, sieht die Sache ganz 
anders aus. Er zog sich selbst 
lebensgefährliche Verletzun- 
gen zu beim Manipulieren an 
einem Sprengsatz, der nie 
gegen Menschen gerichtet 
sein sollte, sondern außer- 
halb der Bürostunden gegen 
ein paar Steine in der Mauer 
eines argentinischen Konsu- 
lats, als Protest gegen Vide- 
las Folterkeller. Darauf aber, 
so scheint es, will der Staat 
seinen Strafanspruch un- 
barmherzig geltend machen. 
Denn schließlich sagt doch 
die pure Äbsicht Feilings 
schon, daß die geplante Tat 
gegen die Ordnung ging. Ge- 
gen ‚unsere‘ ordentlichen In- 
teressen am AKW-Geschäft 
plus Folter. 


.  gerspreche 


Wenn dieser Prozeß gegen 
Hermann Feiling stattfinden 
kann, ist in diesem Land alles 
möglich. 


Was zu fordern ist 


1. Der Prozeß gegen Her- 
mann Feiling muß einge- 
stellt werden. 

2. Das Gericht muß die ‚Aus- 
sagen‘ von Hermann Fei- 
ling verwerfen und als un- 
rechtmäßig zustande ge- 
kommen erklären. 

3. Das Verfahren gegen die 
Mitangeklagten Sybille 
Straub und Silvia Herzin- 
ger ist deshalb einzustel- 
len, Haftentschädigung 
den beiden Frauen zu ge- 
währen. 

4. Ein Ermittlungsverfahren 
gegen alle infrage kom- 
menden Personen, die 
sich im Zusammenhang 
mit Feilings ‚Vernehmung' 
und ‚Schutzhaft‘ strafbar 
gemacht haben, ist zu er- 
öffnen. Es handelt sich da- 
bei um einen Staatsan- 
walt, um Ärzte, Staats- 
schutzbeamte aus Heidel- 
berg, des LKA Stuttgart, 
des BKA und die Leiter der 
Polizeischulen in Münster 
sowie Papenburg/Olden- 
burg. 


(Stadt-Revue wird gemein- 
sam mit anderen Stadtzeitun- 
gen und öffentlich bekannten 
Personen eine entsprechen- 
de Strafanzeige stellen.) 


Die Barbarei des 
Normalen 

Als ich zum erstenmal aus 
der Dokumentation über Her- 
mann Feiling erfahre, bin ich 
fassungslos. Es ist für mich 
die kalkulierteste Ansamm- 
lung von Untaten und Verbre- 
chen, die der Staat, indem ich 
lebe, je begangen hat. Meine 
Reaktion aus Abscheu und 
Haß gegen die Barbarei des 
Legalen wird auch nicht an- 
ders, nachdem ich mich um 
mehr Information bemühe 
auch mit Hermann Feiling 


Und doch, es gibt keine 
Hierarchie der Barbarei. Zwar 
braucht das moralische Ge- 
fühl in uns Kulminationspunk- 
te, um sich über's Unrecht zu 
empören. Aber dies zeigt nur, 
daß die von uns alltäglich er- 
lebten Gemeinheiten, Verwü- 
stungen, Kriege, Folterungen 
uns abstumpfen, gleichgültig 
machen gegenüber dem ge- 
sellschaftlichen und rechtlich 
sanktionierten Unrecht: 
Stadtsanierung, Psychiatrie, 
Fabriken, Gerichtssäle, Na- 
turvernichtung, Ausbeutung 
der Dritten Welt und anderes. 

Auch gibt es eine Blutspur 
der staatlichen Organe von 
Benno Ohnesorg bis zu den 
Ermordeten von Stammheim. 
Haben wir etwa noch eine 
Sensibilität für die Ungeheu- 
erlichkeit, daß die Leichen der 
erschossenen Willi Peter Stoll 
und Elisabeth van Dyck her- 
gerichtet wurden, um Fahn- 
dungsfotos abzunehmen? 
Herold's Allwissenheits- und 
Verfolgungsstaat schreckt 
nicht davor zurück, selbst To- 
ten noch ihre letzte Intimität, 
ihr Gesicht zu entreißen. Die 
von diesem Staat maschinell 
organisierte, auf's Unendli- 
che gerichtete Computergier 
nach sauberen Daten speist 
sich aus blutigen Quellen. 

Nicht erst seitdem Faschis- 
mus, seit Eichmann und den 
Nürnberger Gesetzen wissen 
wir: dieses Land geht niemals 
am Chaos, es geht an seiner 
Ordnung zugrunde. Im Falle 
Hermann Feilings feiert diese 
Mischung aus Legalem, Ar- 
beitsteilung, Hierarchie und 
gewöhnlicher Grausamkeit 
eine bislang noch nicht gese- 
hene planvolle Orgie. 

Weil die Barbarei den 
Schein der Normalität und Le- 
galität bewahrt und behauptet 
und wir uns daran wie an ein 
schleichendes Gift gewöhnen 


III III TESTER TEE EEE EO EA 


ine 


Das wirkliche 
Verbrechen beginnt 
immer erst mit der 
Gerichtsverhandlung 
(Karl Kraus) 


und gewöhnen sollen, müs- 
sen wir immer wieder neu ge- 
schehenes Unrecht entdek- 
ken. Wenn der Prozess ge- 
gen Feiling wirklich geführt 
wird, kann man für diesen 
Staat, der sich aus einer Ah- 
nung seiner eigenen Häßlich- 
keit genötigt sieht, die männli- 
che Jugend zu öffentlichen 
Schau-Gelöbnissen zu trei- 
ben, kann man für diesen 
Staat dann etwas anderes 
sein als Feuer und Flamme? 
Wie Solidarität üben 

Hermann Feiling ist ein 
‚Opfer‘ des Unrechts. Aber 
nicht nur das: Hermann Fei- 
ling war und ist auch Subjekt. 
Er hat zu einem Zeitpunkt, als 
Videlas Folter- und Killerma- 
schine auf dem Höhepunkt 
war, als Tausende ver- 
schwanden, die Frauen der 
Verschwundenen (die Mad- 
res) in aller Welt demonstrier- 
ten, Elisabeth Käsemann, ei- 
ne Deutsche, die als Sozialar- 
beiterin nach Argentinien ging 
und dort erschossen wurde, 
(deren Vater, ein Geistlicher, 
diese Tatsache und die Tat- 
sache der Untätigkeit der nur 
an der Abwicklung des AKW- 
Geschäftes interessierten 
deutschen Botschaft auf dem 
evangelischen Kirchentag 78 
veröffentlichte) - Hermann 
Feiling hat zu diesem Zeit- 
punkt des öffentlichen 
Schweigens hier eine Prote- 
staktion geplant. 

Ja, mit einer Bombe. 

Hermann Feiling hätte die- 
se Bombe niemals geplant, 
wäre das Schweigen nicht all- 
gemein und unser eigenes 
Tun nicht so halbherzig und 
unwirksam gewesti B 


sa 


g hat auch in meinem 
Namen etwas tun wollen. 

Natürlich ist das kriminell 
im Sinne der Gesetze. Aber 
das besagt nicht mehr, als 
daß emanzipatorisches Han- 
deln im Rahmen bestehender 
Gesetze und Zustände kaum 
möglich ist. Das zu akzeptie- 
ren, dagegen sträubt sich 
wieder und wieder unser kolo- 
nisiertes Bewußtsein, das 
sich als anständig, ehrenwert, 
kurz als nicht-kriminell selbst 
anschauen will. 

Auch erlebt Hermann Fei- 
ling selbst eine tragische Si- 
tuation, die eines Sartre be- 
dürfte, um ihn mit sich selbst 
und mit uns zu versöhnen: der 
quälende Gedanke, daß er 
unter folterähnlichen Bedin- 
gungen vielleicht Dinge ge- 
sagt hat, die sein Gewissen 
als ‚Verrat‘ bezeichnet; daß 
die nicht vollbrachte Tat sich 
gegen ihn selber kehrt und 
damit der politische Sinn sei- 
nes Tuns ihm scheinbar ent- 
rissen wird; das Erleben sei- 
ner Verstümmelungen als Ab- 
surdität. 

So gesehen, kämpft Her- 
mann Feiling auch um seine 
zukünftige, politische und 
menschliche Identität. Es liegt 
bei uns und nur bei uns, in der 
Kraft unseres Engagements, 
der Art und Weise, wie wir So- 
lidarität üben, wie dem Ge- 
nossen Hermann Feiling das 
gelingt. Rudolf Rau 


(aus einer Wahlanzeige: 
Helmut Schmidt an alle 
jungen Deutschen) 


„Laßt Euch 
nicht provo- 
zieren ...“ 


Von der Rückkehr 
in die Unmenschlichkeit — 


Eine Dokumentation zur 
ie Menschenrechtsverletzung 


Auszug) 


Vom Anfang 


Im Sommer 1978 steht die fällı- 
ge Fußballmeisterschaft in Argenti- 
nıen vor der Tür 

Diejenigen. die später, anläßlich 
der Olympiade im Jahre 1980, in 
Anbetracht von Kabul der Propa- 
ganda nicht genug tun können. um 

Menschenrechte” vor Sport zu 
stellen. kennen damals keine Fol- 
ter Nur noch Fußball, der angeb- 
Ich „versöhnt”. sei es auch mit 
Elektroschocks und Papageien- 
schaukel 

() 

Zu dieser Zeit, am 23. Juni 1978, 
morgens gegen 10 Uhr, geht ein 
Mann auf seine Studentenbude ın 
einem Heidelberger Hinterhaus. Er 
hat eine Fahrkarte nach München 
in seiner Tasche und auch einige 
nicht ganz echte Utensilien. mit de- 
ren Hilfe er ın die Gestalt eines 
Postboten schlupfen will. In der 
bayrıschen Landeshauptstadt will 
er seine „Post" abgeben: einen 
Sprengsatz an dıe Adresse des ar- 
gentinischen Generalkonsulats 

Eine geringe Menge Sprengstoff 
soll ausreichen, um eın paar Steine 
aus der Mauer des Schweigens zu 
reißen. Er hat sich sorgfältig zuvor 
vergewissert, daß Menschen nicht 
zu Schaden kommen können. Aus 
diesem Grunde auch probiert er 
vorher - noch ın Heidelberg - dıe 
Elektronik seines Sprenggerätes 
durch: das vorzeitig unter seinen 
Händen explodiert! 


tschland 


Hermann Feilings Untall ereig- 
nete sich am 23. Juni 1978 gegen 
10 Uhr. 

Unmittelbar danach mußten ihm 
beide Augen entfernt werden sowie 
die beiden Beine bis zum letzten 
Drittel des Oberschenkels. Sein 
Körper war von erheblichen Brand- 
wunden bedeckt. Ein Schock von 
kaum vorstellbarer Dimension 
zeichnete im übrigen seinen Zu- 
stand aus. In der Nacht nach sei- 
nen schweren Operationen wurden 
ihm 4 Ampullen des starken 
Schmerzmittels Dipidolor gespritzt. 

„Dipidolor ist ein morphinhaltiges 
Schmerzmittel, das nur bei beson- 
ders starken Schmerzen verordnet 
wird. (...) Bei einigen Patienten 
stellt sich eine Euphorie ein, d.h. 
eın unrealistisches Gefühl des 
Wohlbefindens, außerdem Gefühle 
der Geborgenheit. Es erleichtert 
gedankliche Assoziationen, eine 
‚positive Grundeinstellung‘, Ge- 
dankenflucht ...“. 
(Pharmazeutisches Lexikon) 

Noch 3 Tage nach der vorzeiti- 
gen Explosion und Operation er- 
klärt das Landeskriminalamt (LKA) 


Stuttgart, Feiling befinde sich in 
„Lebensgefahr”. am selben Tag er- 
klärt der behandelnde Arzt den El- 
tern dasselbe. (Quelle: Heidelber- 
ger Rundschau vom 26.6.78 & Ak- 
tennotiz RA Bayer) 

Von daher war es eine bemer- 
kenswerte humanitäre Leistung 
des zuständigen LKA's, bereits am 
Morgen nach der Operation in Her- 
mann eine voll vernehmungsfähige 
Person auszumachen. Dies mit Hil- 
fe eines Arztes namens Dressler 
der für die Dauer der Vernehmun- 
gen nicht einmal ein zeitliches.!&s 
setzte, es selber aber in der m =: ! 
nur um die 5 Minuten bei seinem 
Patienten aushielt. wofür dann die 
anwesenden Beamten in medizini: 
scher Hilfsfunktion beim Umbetten 
und ähnlichen Versorgungsmaß- 
nahmen selbsttätig zur Hand gin- 
gen 

Insgesamt war Hermann Feiling 
4 1 2 Monate in dieser Lage der ab- 
soluten Hilflosigkeit, der Schmer- 
zen. der eingeschränkten Wahr- 
nehmungsfähigkeit, der sauglings- 
haften Abhängigkeit, ferngehalten 
von allen Freunden, ferngehalten 
von jedem Anwalt seiner Wahl 
Während die „Vernehmungen“ 
munter liefen. Eingeleitet von ei- 
nem Staatsanwalt, einem gewis- 
sen Wechsung, den Feiling für ei- 
nen Rechtsanwalt hielt - und dies 


alles unter der rechtsstaatlich su- 
perben Bedingung. daß zu keiner 
Zeıt ein Haftbefehl gegen ihn ver- 
kündet worden war 

Noch während seines späteren 
Zwangsaufenthaltes in der Polizei- 
schule Münster (!) erklärt mag şei- 
nen merkwürdigen Status ú 
daß er „Gast“ der Polizei sei. ı- ue- 
ren Haus er ein „Appartement“ be- 
wohne, welches sich im übrigen als 
die Waffenkammer dortiger Polizi- 
sten erwies. (Aktennotiz S.B. 
19.10.80) 

Feiling war also ein blinder und 
bewegungsunfähiger „Gast“. Wo- 
bei Gastlichkeit bekanntlich da- 
durch definiert ist, daß man andere 
„Gäste“ nicht empfangen darf, ge- 
schweige denn seinen eigenen Àn- 
walt. Hermann versteht es, in die- 
sem abgeschotteten Zustand seine 
Isolierung dadurch zu durchbre- 
chen, daß es ihm trotz seines hilflo- 
sen Zustands gelingt, Tonbandcas- 
setten nach außen zu schmuggeln, 
auf denen er seine erpresserischen 
Umstände beschreibt und nach sei- 
nem Anwalt Stefan Bayer verlangt. 
Es gelangt sogar ein von dem er- 
blindeten Feiling mühsam unter- 
zeichnetes Mandatsformular nach 
draußen. 

Damit allerdings.war nur die Ge- 
fahr akut, daß es jetzt eigentlich 
rechtsstaatlich hätte zugehen müs- 
sen: der Anwalt besaß einen An- 
spruch auf den persönlichen Kon- 
takt zu seinem Mandanten. 


Da man das aber auf keinen Fall 
wollte und konnte, mußte man sich 
etwas einfallen lassen, um aus dem 


der Polizei. 

Als Rechtsanwalt Bayer am 19. 
Oktober 1978 in der Polizeischule 
Münster erscheint, wird itn von 
dem Beamten Berberich eine Er- 
klärung Feilings vorgelegt, worin 
der augenblicklich keinen Besuch 
durch Bayer wünscht. Bayers 
Wunsch, dies von seinem Mandan- 
ten mündlich bestätigt zu bekom- 
men, wird abgelehnt 


In diesem Zusammenhang sind 
weitere grundsätzliche Fragen zu 
H.F.'s Status angebracht. Der, wie 
gesagt, dadurch gekennzeichnet 
war, daß einerseits kein Haftbefehl 
verkündet war (im Knast hätte man 
ihn wohl weniger gut „betreuen" 
können), andererseits aber die 
r 29ste Quarantäne vorlag. Plus 
GH Einfiußnahme auf den Gang 
der medizinischen und protheti- 
schen Versorgung, und wo es im 
übrigen ein „Sicherheitsrisiko“ sein 
sollte, wenn der unverhaftete 
„Gast“ einer Polizeischule seinen 
Anwalt sehen möchte 

Um diesen ganzen unerhörten 
Zustand einigermaßen kaschieren 
zu können, traf es sich ausgezeich- 
net, daß man wenige Tage nach 
der Explosion in Heidelberg ein 
Ehepaar K. verhaften konnte. Die- 
ses war - aus Nürnberg kommend 
- in der Klinik Hermann Feilings 
eingetroffen, den es besuchen 
wollte. 

Dieses Ehepaar, das deswegen 
für 3 Monate in den Knast geriet 
und dessen Geschichte bis heute 
nicht restlos aufzuklären ist, wurde 
kurz darauf durch geschickt lan- 
cierte Pressemeldungen (RNZ vom 
7.7.1978) wahlweise ausgewiesen 
als: „Equipe zur Befreiung‘ des Her- 
mann Feiling, wie auch - als der 
Absicht des geplanten Mordes an 
-& verdächtigt. 

awn einer gefundenen „Pistole“ 
war die Rede, an die sich heute nie- 
mand mehr erinnern will. Und im 
übrigen wurden die K's auch nach 3 
Monaten sang- und klanglos ent- 
lassen, jegliches Ermittiungsver- 
fahren gegen sie wurde eingestellt, 
von Mord war keine Rede mehr, 
wie im übrigen auch der Gedanke 
an die geplante „Befreiung“ des 
H.F., der immerhin auf der Beat- 
mungsstation lag, ins Reich der 
Groteske verwiesen wurde. Nach- 
träglich, versteht sich! Aber erreicht 
wurde so die Herstellung einer dro- 
henden „Sicherheitslage“. Man 


konnte nun den Schwerverletzten, 
der ohnehin selber nichts nachprü- 
fen und übersehen konnte, in eine 
Art von „Schutzhaft“ nehmen, denn 
er war „bedroht“, der „Freund & 


, Helfer“ aber einzig und allein die 


Polizei. 


c) 


Über die Produktion 
von Aussagen 
„Ich fühle mich wie eine lächerli- 


che Masse" (H.F.: Tonbandcasset- 
te) 


Hermann Feiling 


Hermann Feiling wird am Tag 
nach der Explosion und der Opera- 
tion zum ersten Mal „angehört“; ein 
Begriff, den es in der deutschen 
Strafprozeßordnung nicht gibt. 

Die Ergebnisse dieser „Anhö- 
rung“ wurden von den Ermittlungs- 
organen als „Aussage“ bewertet. 
(.) 

Die Barbarei und Perversion die- 
ses Verfahrens, einen verneh- 
mungsunfähigen Menschen zu 
„Aussagen“ zu pressen, wird auch 
aus den folgenden Angaben Her- 
manns auf besagten Cassetten 
deutlich: 

„Was mich am meisten mit- 
nimmt, im Moment, ist (...) daß da 
scheinbar Aussagen stammen aus 
einer Situation kurz nach der Ope- 
ration. Ich kann mich weder an sie 
erinnern, noch kann ich sagen, daß 
sie so, wie sie mir dann später be- 
richtet wurden, daß sie so der 
Wahrheit voll entsprechen. Ich hät- 
te diese Aussagen jedenfalls nie 
gemacht, wenn ich einen klaren 
Kopf gehabt hätte.“ 

„Ich war also mehr so in einem 
Zustand, wo ich eigentlich gar nicht 
wußte, wer um mich war und das 
einzige, was ich wollte, darin be- 
stand, nicht verlassen zu werden. 
Dafür habe ich dann - also wie ge- 
sagt - da dann nicht allein zu sein 
und zusätzlich eben nicht zu wis- 
‘sen, was eigentlich los ist und wo 
man sich befindet und warum es 
dunkel ist- das kriegt man erstmal 
gar nicht so genau mit eine Situa- 

tionskontrolle erstmal zu entwik- 
keln, da braucht man erstmal Zeit!“ 

Später teilt er dann, illegal, sei- 
nen Freunden mit: 

„Ich bitte ... zu verfolgen, was mit 
mir geschieht. Wo ich hingebracht 
werde und so. (...) Ich bin voll unter 
deren Fittichen. Die haben also nur 
ein paar Konzessionen gemacht, 
daß ich also diese Maßnahme da 
behalte, also die Krankenhausthe- 
rapie für die prothetische Versor- 
gung. (...) Nur um das möglich zu 
machen, haben die es eben ge- 
macht, mir also ihren Haftbefehl zu 
eröffnen.“ 


Da gegen H.F. aber niemals for- 
mell ein Haftbefehl verkündet wur- 
de, der ja haftunfähig war, muß je- 
mand ihn bewußt mißinformiert (al- 
so erpreßt) haben, in der Absicht: 
entweder Du unterwirfst Dich uns, 
oder wir vollstrecken den Haftbe- 
fehl und dann ist die Chance auf 
medizinisch-therapeutische Maß- 
nahmen passe, samt dem Erlernen 
der Blindenschrift. 

Und in seiner letzten Mitteilung 
aus einer Isolierstation des Modell 
Deutschland heißt es: 


„Ich fühl’ mich tatsächlich ein we- 
nig entmündigt; aber man hat auch 
irgendwie eine Situation geschaf- 
fen, in der ich mich eigentlich nicht 
traue, traute, irgendetwas selbst 
noch zu wollen (...) Es ist für mich 
unmöglich, irgendetwas ganz an- 
deres zu sein. Dazu will man mich 
bringen, glaube ich jedenfalls, daß 
man da alle Register zieht, ich geh 
daran nicht - jetzt nicht - vollends 
kaputt, weil ich festgestellt habe, 
daß ich meine politischen Gedan- 
ken, meine persönliche Identität 
vielleicht wohl mal wieder finde.“ 

Natürlich ist diese von Hermann 
geschilderte Vergewaltigung nie- 
mals eine, die von verbrecheri- 
schen Schergen arrangiert wurde, 
sondern es handelte sich um „Hil- 
fe“, pflegerische, versteht sich. um 
„Hilfe“, die erst recht zum Triumph 
beim Fabrizieren von „Aussagen“ 
gelangt. 

Zu jenen, die Hermann Feiling im 


 Krankenha 


noch die Orange schälen, gehören 
in erster Linie Polizisten. Feiling 
wußte das nicht. konnte also auch 
nicht ermessen, wer in seiner nach- 
sten Umgebung etwa der ärztlichen 
Schweigepflicht unterlegt, wenn er 
etwas sagt 


In einer Situation, wo er unter 
dem ungeheuren Druck der Ereig- 
nisse sprechen will und muß, sich 
selbst hören, d.h. erleben will, der 
unter Eindrücken von Selbstent- 
fremdung und gestörter Körper- 
wahrnehmung leidet, der kämpft, 
der sich an seine Umgebung klam- 
mert, seine Gequältheit heraus- 
bricht - Sprache ist seine einzige 
Kommunikationsform. die „hilfrei- 
chen“ Polizisten „hören geduldig 
an" und halten geduldig „vor“: grü- 
ne Farbe des Autos oder rote? So- 
lange, bis er „ja“ sagt. 

In den 1300 Seiten steht nichts 
darüber, wie das gegangen ist, 
sondern man liest die Summe der 
freigeschöpften Facts. Doch ganz 
ist die Folter, die hier geschah, 
nicht spurlos getilgt: 

„Der Arzt gab zu Protokoll, daß 
Feiling während der Vernehmun- 
gen zwar „medizinisch“ aber nicht 
„Juristisch“ vernehmungsfähig ge- 
wesen sei.“ (HR 12 78) 

Was stört aber einen deutschen 
Polizisten namens Berberich, Mit- 
glied eines Heidelberger Elternbei- 
rates, Gesetz & Juristerei, wenn 
nur noch ein Funken Leben in ei- 
nem steckt? 

„Während der Vernehmungen“, 
so heißt es, „war Feiling so erregt, 
daß ihm zusätzlich Valium zur Be- 


ruhigung gespritzt werden mußte“ 
t) 


Dossier über ein 
Verhör in Deutschland 


(ES 

Der Polizeiobermeister i.K 
(POM) Schäffer führt das Protokoll, 
das er zu verantworten hat. Ein 
Staatsanwalt, ein gewisser Wech- 
sung, gehört ebenfalls zur Szene, 
der den dauernd bewußtlosen Fei- 
ling nicht über seine gesetzlichen 
Rechte belehrt, den Feiling mit sei- 
nem Rechtsanwalt verwechselt. 
Vernommen wird nicht, es wird „an- 
gehört“. 

Ein POM wie der Schäffer ist in 
der Hierarchie ein kleiner Beamter, 
der weiter kommen will und stets 
darauf zu achten hat, daß er als 
Protokollführer nichts unter- 
schreibt, was andere ihm - womög- 
lich rechtswidrig - einbrocken. 


ET ERST SIETEETTER TEE EEE REITEN EEE EEETTEEESSSIEEN 
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Dieser Polizeiobermeister tor- 
muliert daher mit evidenter Zurück- 
haltung eine in sich nicht einm 
gische Charakterisierung an 
initialen Gesprächs: 

„Ich kann das geführte Gespräch 
nur sinngemäß wiedergeben, da 
ich einige Male das Zimmer verlas- 
sen habe und manchmal Feiling, 
weil er sehr leise sprach, sehr 
schlecht zu verstehen war.“ 

Wir verstehen gut: Jemand hat 
da womöglich einen Drang ver- 
spürt, gelegentlich den Raum zu 
verlassen, damit er später sagen 
kann, er hat nicht alles mitbekom- 
men. Aber auch dann, wenn er an- 
wesend ist, kann er nur „sinnge- 
mäß" reproduzieren, denn der 
frisch Operierte war kaum zu ver- 
stehen. 
bal 

Derart aber'das Entrée auf die 
nun folgenden 1300 Seiten soge- 
nannter „Aussagen“, in dessen 
Schlußbemerkung der vorsichtige 
Schäffer sich noch einmal durch 
Hinweis auf die Verantwortung des 
höherrangigen Beamten Seitz ab- 
sichert. Ihm war nicht wohl bei der 
ganzen Geschichte. 

Da es verständlicherweise 
Fortsetzung der Inquisition erst 
recht Probleme mit den „Sinnen“ 
gibt, mit dem elendig befindlichen 
„Verhörsubjekt“, den permanenten 
An- und Abwesenheiten, muß die 
eine 1300 Seiten umfassende 
„Aussage“ Dokumentation gleich- 
talls von eigener Art sein: 


Ab Seite 006 wird zwar ein Ton- 
band in die Sache eingeführt, des- 
sen Objektivität aber immer dann 
abgeschaltet werden muß, wenn 
die Schöpfungsfreude der Beam- 
ten nach „sinngemäßer Zusam- 
menfassung“ schreit. In der Regel 
dann - wir kommen noch darauf - 
wenn man tiefer ins Gespräch 
kommt. 

Es hat seinen ersten Höhepunkt 
in der Aufforderung, Feiling möge 
doch die Namen ihm bekannter 
Leute nennen, was dieser offenbar 
nicht will oder kann, weswegen 
man ihn kennerisch auf die Bela- 
stung durch seinen „Körperscha- 
den“ hinweist, der auch andere 
ereilen möchte: 

„F. macht eine längere Pause 
und atmet sehr stark.“ 

C) 

Hier macht es gar nichts (S. 0056), 
daß der total Unterworfene offen- 
bar immer schwerer atmet: die heu- 
tige Humanität verfügt schließlich 
über Valium. 

Daß er am Ende „überhaupt 
nicht mehr“ zu verstehen ist, was 
macht das, solange nur das Rollen- 
spiel eben so funktioniert, daß ein 

„Das weiß ich nicht mehr genau" 
den Beamten strategisch „unver- 
ständlich" bleibt, wo doch das fol- 
gende, auf apodiktische Aufforde- 
rung geflüsterte „ja“ einen proto- 
kollarischen Sieg ergibt 

Um genau zu sein: der offenbar 
kaum noch artikulationsfähige 
Mensch flüstert sein „ja“ nicht auf- 
grund eigener Erinnerung, denn er 

„kann sich nicht mehr genau erin- 
nern“ ‚ sondern zum Vorhalt der 
Verhörer. 

Auf diese Weise wurde der 
spätere Tatvorwurf eines Anschla- 
ges auf die AKW-Firma Klein, 
Schanzlin & Becker „erhärtet". 

ısofern ist es auch bedeutungs- 
daß dieser flüsternde, schwer 
atmende, total abhängige, von Va- 
lium gestützte Mensch in Bezug auf 
Personenfragen permanent gravie- 
rende Widersprüche produziert — 
mal ist was rot gewesen, mal was 
braun - weil jeweils einen Tag dar- 
auf die Befrager die Widersprüche 
schon glätten. 


Mag denn auch (S. 0016 & 003) 
die eine später hochbelastete Per- 
son deutlich daran zu erkennen 
sein, daß sie signifikantes Hessisch 
babbelt, wenig später verwandelt 
sich das mühelos in reines Hoch- 
deutsch. 

Uberhaupt ist die Fähigkeit deut- 
scher Beamter, die geflüsterten 
„Aussagen“ geschockter Men- 
schen, die sich in Lebensgefahr be- 
finden, „sinnvoll“ zu transformieren 
um so ausgeprägter, je malader de- 
ren Zustand ist 

Für einen Linguisten dürfte bei 
der Durchsicht der angeblichen 
Feiling-Aussagen unschwer fest- 
e ‘Ibar sein, daß der Betroffene 

ige Stunden nach der Opration 
auf wunderbare Weise stunden- 
lang in eine reine Polizeidiktion ver- 
fällt, nämlich wie aus der Pistole ge- 
schossen kurz und knapp (auf Vor- 
halt, versteht sich) erfragte Maße 
sogar in Millimeterdifferenzen an- 
geben kann, während derselbe in 
den späteren Verhören, eben wie- 
der bei sich selber, in seiner eige- 
nen, etwas langwierigen Sprache 
mit vielen ähs und kompliziertem 
Satzbau antwortet. 

Damit ist aber nur bewiesen, daß 
der Zustand des Hermann Feiling 
während der Vernehmung anfangs 
nicht ungünstig, sondern eben gün- 
stig war 


Mag es aucn kreuz und quer ge- 
hen und manchmal überhaupt nicht 
mehr: „medizinisch“ ist der Delin- 
quent „aussagefähig“, und passie- 
ren kann nichts, denn er hängt am 
Tropf und der Arzt erscheint jeweils 
für die ‚Standarddurchschnittszeit 
deutscher Mediziner: 5 Minuten. 

Doch wenn in der Folge immer 
öfter (S. 0063)das hier vorliegende 
menschliche Vernehmungsmate- 
rial offenbar nicht ganz bei-Sinnen 
ist, muß selbst im stromlinienförmi- 
gen Protokoll mal danach gefragt 


werden, ob „Herr F. der Verneh- 
mung überhaupt noch folgen“ 
kann. 

Eine sehr verständliche Frage, 
die der Betroffene aber zu deuten 
offensichtlich nicht mehr imstande 
ist, weswegen dazu nur weiter zu 
fragen ist: „Haben Sie verstan- 
den?" Da aber die „Sinne“ bei den 
POM's "und KHK's Berberich, 
Raisch oder Schäffer unschwer in 
der Lage sind, anderweitige „Sinn- 
ausfälle“ selber sinnvoll zu über- 
brücken, mögen sie auch persön- 
lich draußen vor der Tür gewesen 
sein, so ist bei einiger Beharrlich- 
keit selbst dem Halbtoten auf die 
Frage nach seiner geistigen Anwe- 
senheit, deren Rezeption durch 
das Opfer der Protokollant im übri- 
gen selber mißtraut, am Ende ein 
preußisch knappes „Jawohl“ zu 
entlocken. 


J 
Tags darauf ist der 29.6. und weil 
es wiederum um die „Sinne“ und 
deren Reproduktionsfähigkeit geht, 
entsteht am besten wieder ein „zu- 
sammenfassender Aktenvermerk“ 
„Herr F. wolle seine Gedanken di- 
rekt (als obs bislang indirekt zuge- 
gangen sei) einem Beamten mittei- 
len, weil er sonst die Gedanken- 
gengs evtl. wieder vergessen wür- 

e" 


Was logisch für einen Verzicht 
auf ein mitlaufendes Tonband 
spricht, dem bekanntlich hervorra- 
genden Mittel gegen jede Art von 
Vergeßlichkeit, Unklarheit und Wi- 
dersprüchen. 

Sicherer ist aber - etwa später 
vor Gericht - sich ungehemmt auf 
die eigene freischöpferische Sinn- 
lichkeit zu stützen 

Zu diesem Zeitpunkt des Kamp- 
fes gegen Vergeßlichkeit waren be- 
reits an die 6 Leute erfolgreich bela- 
stet. 

Am 30.6. tauchen endlich. die 
vom Wiesbadener LKA auf, die, in 
wahrscheinlicher Konkurrenz mit 
den Stuttgartern, unbedingt selber 


zu was kommen müssen — weswe- > 


gen es jetzt erst so richtig intim wird 
(S. 0079): 

B (Frage): Waren an dieser Stra- 
Be Parkflächen eingerichtet? 
F (Antwort): Also keine besonde- 
ren. da konnte man natürlich am 


Straßenrand rechts parken (...). 

B: Herr Feiling, lassen Sie bitte den 
Arm etwas ruhiger liegen, da ist die 
Infusion ... (unverständlich) 

F: Was ist denn los? 

B: Nee, nee, ist nur vom Verbands- 
teil etwas losgelöst. das muß erst 
gemacht werden. Da hat sich - 
glaub ich - die Infusion dort unten 
unter dem Pflasterstreilen etwas 
gelöst. 

B: Oh, des is okay, die hängt da so 
rum.“ 

Woraufhin man sich erneut einer 
Frankfurter Einbahnstraße widmet, 
welcher der Hermann über Stun- 
den nicht so recht folgen kann. Er- 
gebnislos wird die Befragung mit- 
tags abgebrochen. 

Kein Wunder - von daher - daß 
dies Verhör nachmittags wieder zu 
sich selber und die Wiesbadener zu 
einigen Erfoigen kommen: 

„Die Vernehmung wurde nicht 
auf Tonband aufgezeichnet, die 
Aussage lediglich dem Sinn nach in 
Stichworten handschriftlich“ no- 
tiert. 

Es mußte endlich wieder „Sinn“ 
in die Sache kommen. denn auf der 
Sitzung zuvor hatte überhaupt 
nichts gekiappt, waren die Rauch- 
gewohnheiten verdächtigter Perso- 
nen mal so und mal so, waren Haut- 
und Haarfarben kunterbunt ver- 
schieden, von dem ganzen Durch- 
einander sich abwechseinder an- 
thropometrischer Merkmale ganz 
zu schweigen 

Da das mit dem auszuschalten- 
den Tonband‘doch nıcht.so ganz 
koscher wirken möchte und weil es 
lausıge- Rechtsanwalte.. giot, die 
sich so etwas vor Gencht peinlich 
erklären lassen möchten, erlaubt 
sich die Sinnesschärfe des KHM 
Berberich den Versuch eines Per- 
silscheins in der Form einer über- 
aus logischen Schlußbemerkung 
(S. 0105): 

„Das oben genannte Gespräch 
wurde auf ausdrücklichen Wunsch 
und unter Berücksichtigung des 
Gesundheitszustandes von Herrn 
Feiling nicht auf Tonband genom- 
men“; 


dessen „Gesundheitszustand“ 
bekanntlich darunter litt, daß- er 
überhaupt verhört wurde, nicht 
aber unter einem geräuschlos mit- 
laufenden Tonband. 

Wobei der danach noch folgende 
Hinweis „Es erfolgte auch keine 
(handschrittliche) Protokollierung“ 
— logisch nur noch Rückschlüsse 
auf die lädierte mentale Lage der 
Beamten zuläßt, die offenbar nicht 
schreiben konnten. 

Am 2.7.1978 (S. 00138) haben 
sich jedoch die Verhörer sinnlich 
und handgelenkmäßig soweit er- 
holt, daß die „Aussage“ des Tages 
wenigstens wieder „sinngemäß 
und handschriftlich“ protokolliert 
werden kann, weil man erkannt ha- 
ben dürfte, daß die Methode des 
Ausschaltens des Tonbandes und 
des Anschaltens der „Sinngemäß- 
heit“ einen rascher vorwärts brach- 
te. 

(--.) 

Woraufhin wir auf der Höhe der 
Seite 00148 plötzlich die bisher 
ganz ungewöhnliche Belehrung er- 
fahren, nämlich am 5.7.78: 

„Sie wissen, daß Sie vor der Poli- 
zei keine Angaben zu machen 
brauchen, daß Sie einen Verteidi- 
ger befragen können ...“. 

Glücklicherweise war der auch 
inzwischen aufgetrieben, ein Herr 
aus Ostfriesiand, der den konser- 
vativen Eltern nahesteht, und der 
sich auch sonst insofern als ideal 
erweist, da er praktisch nur nomi- 
nell in Erscheinung tritt und im übri- 
gen mühelos in der Lage ist, den 
Hermann nicht auf sein gesetzlich 
verbrieftes Recht auf Aussagever- 
weigerung gegenüber seiner Ver- 
lobten ‚hinzuweisen und auch dar- 
über nichts verlauten läßt, daß Fei- 
ling haftunfänig ist. 

Er betreut weiter seine Kanzlei in 
Emden und weiß seinen Mandan- 
ten in besten Händen, dem er rät 
„nur alles zu sagen“, und zwar in 
diesen Händen (S. 00182): 

„F (Frage):.Berlin? Wer beteiligt 
sich überhaupt bei der Zusammen- 
setzung einer solchen Zeitung? — 
Herr Feiling, ich würde nicht so, den 
Mund, weil da so eine leichte Kru- 
ste ist.“ 


April. 


die politische Justiz ist unteilbar! 


- . Doch blättern wir weiter: Da folgt 
ab Seite 4 die Titelgeschichte "Poli- 
tische Prozesse von Weimar bis 

schonungslose 

von Alice 


Memmingen". Eine 


Entlarvungsgeschichte 
Schwarzer. Präzise analysiert sie, 
wie zu jeder Zeit, in jeder gesell- 
Stimmung 
Schauprozesse den Frauen zeigen, 
wo`s langgeht. Wen sie zu lieben 
haben, wie sie sich als treue Mutter 
zu benehmen haben, daß sie gebären 


schaftlicuen 


müssen. 


Weiter so, denkt frau. Doch dann 
ist die Geschichte schon zu Ende. 
Und irgendetwas fehlt. 
die Prozesse gegen Frauen, die pri- 
vat aus der Rolle fielen. Was ist 
ihren privaten 
zur politischen oeni 
Agumentation fanden, die protestie- 
ren oder gar Widerstand leisten? Die 
sind der EMMA anscheinend keine 


mit denen, die aus 
Zwängen heraus 


Zeile wert. 


Aber halt, wir waren zu voreilig: 
Auf Seite 11 gehts weiter: "Ingrid 
Strobl", steht da und als Unterzeile 
"o auch ein lee Prozeß...", 


Hti ten sie angeben, "ob sie an 
€ ten Konstellationen - Dro- 
. gen, Diebstahl, Kindsmord, Gatten- 
mord - besonders interessiert sind", 
In der Tat etwas unglücklich, und 
ein Fernsehmagazin des NDR machte 
daraus prompt eine bissige Satire. 
EMMA wiederum kontert mit einem 
Rundumschlag gegen 
feindliche Linke. "Es wird Zeit, daß 
die Linke lernt, ihre Solidarität für 
durch die politischen Verhältnisse 
verursachte Taten auch auf die klas- 
sischen "Frauendelikte" auszudehnen!" 
fordern die EMMAs auf Seite 3 im 


die frauen- 


Wenn man namıcn scnon sieht, 
daß jemand den Mund eigentlich 
gar nicht aufmachen kann, dann 
sollte man ihn weiter fragen. Und 
das geht lohnend bei der Herstel- 
lung vcon 1300 systematischen 
Seiten nur über „sinngemäße Zu- 
sammenfassung*. Schließlich 
schlägt ja auch der auf den Tod 
Verwundete nach stundenlangem 
Befragen andauernd aus dem 

„sinnvollen“ Rahmen (S. 00239): 

„A (Feiling): Er wurde geschildert 
als jemand dort, also ich hätt‘, ich 
hab mir das jetzt nicht weiter über- 
legt, aber ich dachte, das einfach 
schon deswegen, weil die ja äh, al- 
so ich mein, weil die auch zusam- 
men, äh, dann wenn sie zusammen 
versuchen 'n Auto aufzumachen 
oder so, daß, ich denk dann, daßes 
irgendein Ziel hatte oder so, nee“. 

Das geht natürlich so nicht. Wie 
soll man darauf einen Prozeß auf- 
bauen und Leute verurteilen? Wes- 
wegen uns die Methode dieser Art 
der Herstellung von Beweismate- 
rial nicht nur den „Sinnen“, sondern 
auch den Absichten oer Frager 
nach gemäß erscheint. 


Dies alles wäre unmöglich gewe- 
sen, der Gequälte womöglich „un- 
sinnigerweise" krepiert, wäre nicht 
in unseren Beamten jener Zug zum 
Ausdruck gekommen, der schon in 
vormaligen „anachronistischen 
Zeiten“ hervorragendes geleistet 
hat: jene innige Mischung aus Arzt 
& Polizist. Beeindruckend nämlich 
auch hier (S. 00259), wie deutsche 
Polizei ärztliche Funktionen über- 
nehmen kann, die einem vielbe- 
schäftigten -Stationsarzt jeden 
Grund zur Präsenzpflege abneh- 
men. Wer immer auf der Suche 
nach einer Therapie im Sinne der 
„Milch“ der frommen Denkungsart 
erpicht sein sollte, er mag sich ge- 
trost der Forderung nach mehr Poli- 
zei in deutschen Hospitälern an- 
schließen: 

F (Frage): Herr Feiling, es ist jetzt 
kurz vor 16 Uhr, können Sie der 
Vernehmung noch folgen? 

A (Antwort): Oh, ich kann schon ia 
gen, ich bin en bißchen müd', aber 
das hätten Sie noch viel? 


frau soll der EMMA nicht jede in 
der Tat etwas unglückliche Formu- 
lierung krummnehmen. Das 

wir auf Seite 3 ‚gelernt. s 
„ Doch da wirds n 


F: Mhm. Schon noch en bischen? 
Wollen Sie mal en Schiuck trinken 
und sollen wir ne kleine Pause ma- 
chen?" 

(Wobei die „en bischen“ deutli- 
che sprachliche Identität zwischen 
Frager und Befragtem keinen 
Grund zu Mißtrauen abgibt). 

„A: Also ich find, jetzt können wir 
noch en Moment weitermachen, 
ich meld mich dann schon. 

F: Mhm, des is Milch! 
A: Mhm. Ist gut.“ 

Mag der Gepeinigte auch um 
19.40 Uhr'sich deutlich mit der Be- 
merkung wehren (S. 00418): „Ja. 
ich bau ein bischen ab“. Sofort ist 
die hausmedizinische Kur zur Stel- 
le: „Wir geben Ihnen was zu trin- 
ken“, woraufhin man fortfährt, ei- 
nen Menschen zu verhören, der 
„abbaut". 

In den Monaten August bis Okto- 
ber 78 bespricht Hermann Feiling il- 
legal Cassetten, die er ohne Wis- 
sen seiner Bewacher nach drauße 
lanciert. Er verlangt seinen na- 
mentlich genannten Anwalt und er- 
klärt im übrigen, er blicke nicht 
durch, was eigentlich passiert sei: 

„ich hätte jedenfalls diese Aus- 
sage nie gemacht. wenn ich einen 
klaren Kopf gehabt hätte. Ich möch- 
te also diese Aussagen zurückneh- 
men.“ 

Diese eindeutige, unmißver- 
ständliche Willensbekundung ei- 
nes Menschen, der endlich seiner 
Sinne wieder mächtig ist, wird dann 
natürlich souverän im wenig später 
zu Ende gehenden Prozeß gegen 
Gerd Albanus nicht verwertet, son- 
dern unter Hinweis auf den zur Akte 
geronnenen Aussageunsinn erle- 
digt. 

Dies, obwohl der Düsseldorfer 
Senat die Tatsache der Schmug- 
gelcassetten. und ihren Inhalt als 
„wahr“ unterstellt (Albartus Ankla- 
ge). Er erklärt ihren Inhalt indessen 
„zwanglos” als das bloße Bemü- 
hen, andere wieder zu entlasten. 
weil die „Bedeutung“ seiner „Aus- 
sage” ihm klar geworden sei: die 
ihm eben, was wir immer schon 
sagten, vorher nicht klar gewesen 
sein kann. 


menlose Redakteurin auf einer gan- 
zen Seite Pressestimmen aneinander 
die ausgesucht blădesten von taz, 
FAZ und Spiegel bis zum Kölner 
Stadt-Anzeiger und der Karlsruher 
feministischen "Lava". Eine. unglnek 
licher als die andere. 
Unglücklicherweise kein Wort 
über, was die EMMA von diesem 


Prozeß hält, keine Erklärung. ‚Oder 
Recht haben sie! Der Kampf gegen doch: "Fast alle Emma-Frauen sind 


bestimmte 


Das waren 


in dem Prozeß als Zeuginnen geladen 
und durften deswegen bisher auch 
nicht als Beobachterinnen an der 
Verhandlung teilnehmen." Große Göt- 
tin, das ist aber die unglücklichste 
Formulierung bisher in diesem Heft: 
Fast alle durften nicht teilnehmen. 
Und die, 
vorn auf dem Pressebänkchen saß - 
durfte die nicht schreiben? Oder hat 
die keine Meinung? 

Eine in der Tat etwas ee. 
che Kette von in der Tat etwas un 
glücklichen Formulierungen. Genauso 
unglücklich formuliert wie Anfang 
1988 der Prominentenaufruf 
Ingrid, den Alice verfaßte und dab« 
unglücklicherweise völlig verga 


ebenfalls verhaftete Ulla 


Vielleicht aber ist doch 
Unglück über die EMMAs 
brochen. Vielleicht sind si 
Meinung, daß eine Frau, 1 
in dieser patriarchalen 
solidarisch sind, 


die mindestens zweimal 


è 


-Am 20. Oktober 1988 erhob der Ge- 


neralbundesanwalt Rebmann Anklage 
gegen 16 KurdInnen vor dem 5. 
Strafsenat des OLG Düsseldorf. Den 
Kurdlanen wird die Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Vereinigung in- 
nerhalb der PKK vorgeworfen, 
außerdem vollendeter und versuchter 
Mord in mehreren Fällen, Freiheits- 
beraubung, ährliche Körperverlet- 
zung und dere Straftaten. Die 
Klage stützt sich,auf den Paragra- 
phen 129a. Damit wird zum ersten 
Mal in der Geschichte der BRD eine 
Befreiungsbewegung -> in diesem 
Falle in einem "bfreundeten" Land - 
durch die westdeutsche Justiz ver- 
folgt. 

Dem war eine Welle taatlicher 
Repression gegen PKK- 
ten und ihr nahestehei 
tionen vorausgegangen. 


` Die gleich- 
‚zeitig stattfindenden Konflikte zwi- 
schen PKK und ‘anderen linken Orga- 
nisationen aus der Türkei und Kurdi- 
stan haben ihren Teil dazu beigetra- 


gen, daß viele Linke zu dieser F 
pressionswelle bisher keine 
bezogen haben. 

Besonders nach dem faschist 
Militärputsch 1980 wurde die Poli 
zei- und Sicherheitsdienstzusam- 
menarbeit zwischen der Türkei und 
der BRD, die schon seit 1964 im 
Rahmen der NATO-internen Arbeits- 
teilung für die "Türkei-Hilfe" zu- 
ständig ist, intensiviert. Videoüber- 
wachung von Demonstrationen, 
Greiftrupps ... westdeutsche Polizei- 
konzepte kommen in der Türkei bei 
Studenten- und Arbeiterdemonstra- 
tionen zum Einsatz, natürlich auch 


Folizieten werden hier. 


fer e als Eliteemheit im 
ze in Kurdistan eingesetzt 
werden. 

Verfassungsschutz und Bundesnach- 
richtendienst, die als "Vorprüfgrup- 
pen A und B" beim Asylbundesamt 
in Zirndorf Zugang zu allen Asylak- 
ten haben, leiten die darin enthalte- 
nen und zum Teil sehr detaillierten 
Angaben über linke türkische und 
kurdische Organisationen an "be- 
freundete Dienste" weiter - unter 
anderem auch an den türkischen Ge- 
heimdienst MIT. 

Ein als Zeuge aussagender Beam- 
ter des Auswärtigen Amtes führte 
vor einem Berliner Asylgericht aus, 
worauf sich ‚diese deutsch-türkische 
Kooperation konzentriert: "Heine- 
mann hier im AA und Innen- und 
Justizministerium arbeiten in enger 
Kooperation mit der Türkei an ei- 
nem generellen Verbot der Organisa- 
tion PKK und der türkischen Organi- 
sation ATIF. Alles, was sie z.B. in 
Asylverfahren zur PKK sagen, geht 
im Rahmen dieser gemeinsamen An- 
strengungen auch sofort an die tür- 
kische Seite". (taz, 23.03.83). 

Nachdem die PKK am 15. August 
1984 den bewaffneten Kampf in der 
Türkei aufnahm und bis heute fort- 
führt, wurden die Bemühungen um 
ihre Verfolgung auch in der BRD in- 
tensiviert. , 

Im Juli 1985 bereist eine Delega- 
tion der türkischen Polizeiführung 
die BRD, besucht das BKA in Wies- 
baden und trifft Länderpolizeichefs, 
Vertreter des Innenministeriums und. 
verhandelt bei Messerschmidt-Böl- 
kow-Blohm über die Lieferungđ von 
Kampfhubschraubern zum Einsatz 
gegen den kurdischen Widerstand. Es 
ging, so hieß es damals, üm die Zu- 
sammenarbeit bei der ‚Perroristenbe- 
kämpfung. Generalbundesanwalt 
Rebmann traf amf 11. Oktober mit 
dem türkischen ‚Botschafter Oktay Is 
cen sowie mit di türkischen Kon- 
sul in K 
wieder 
ten g 
ges 


westdeutsche Schlagstöcke. Türkische 


sich čine Begegnung mit dem Ver- 
fassungsgerichtspräsidenten und sei- 
nem Stellvertreter an. 

Auf einer Tagung der Länderin- 
nenminister, an der auch ‘der Bun- 
desinnenminister Zimmermann teil- 
nimmt, wird am 3. April 1987 be- 
schlossen, daß man "extremistische 
Aktivitäten kurdischer Gruppierungen 
mit allen gebotenen rechtsstaatlichen 
Mitteln begegnen wolle." (CEDRI: 
Bis zum letzten Kurden ?). Im Juli 
und August des Jahres 1987 führte 
das BKA mehrere Durchsuchungen 
und Razzien bei PKK-Sympathisanten 
und in den Räumen ihr nahestehen- 
der Vereine durch, beschlagnahmte 


organisationsinterne Papiere, Adres- 
sen auch aus der Türkei, Schriften 
und DM 700.000,-- Spendengelder 


sowie Wertsachen. Im Verlauf dieser 
umfangreichen Aktionen festgenom- 
mene Kurden wurden von deutschen 
und türkischen Polizisten stundenlang 
yerhört. 


o das BKA, die PKK und 
die ihr nahestehenden Vereinigungen 


Zur Begründung dieser Aktionen 


"seien durch eine terroristische Orga- 


nisation ‚unterwandert. 

Dabei nahm das BKA Bezug auf 
die seit Monaten schwelenden Kon- 
flikte zwischen PKK und anderen 
kurdischen und, türkischen Exilorgani- 
sationen, in deren Verlauf es gewalt- 
tätige _Auseinandersetzungen auf 
Festyeransta) gen, anderer kurdi- 
sche gab und einige Men- 
“ zum Teil ungeklärten 
en ermordet worden sind. 

Im Laufe dieser Auseinanderset- 
zungen erachten ‚der türkische Ge- 


wurden an ` türkische und k 
Vereine in 
Polizei nutzte 
spähung der 
aller am Kon 
geplanter Anschlag : 
schen Generalkonsul in Hamburg 
stellte sich als pressewirksam insze- 
niertes Komplott heraus, der he- 
schuldigte Kurde mu 
werden. Bei dem Atti 
mazan Adigüzel, Vorst 
der Komkar am 03.05.1 
nover verkündete der Gendarmerie- 
kommandañt seiner 
Bingöl nur drei Stunden 
"Euer Führer ist tot" ... 
Ausgehend von ihrem Alleinvertre- 
tungsanspruch geht die PKK “zum 
Teil auch mit Gewalt gegen die an- 
deren kurdischen Organisationen oder 
gegen türkische Organisationen, die 
den Kampf der PKK ablehnen, VOR. 
Entsprechend ihrer Ideologie, in der 
Rache und Vergeltung eine? große 


Rolle spielen, faßt sie jede Kritik an 
ihrer Praxis als liquidatorischen An- 
griff auf und fordert, daß sich die 
anderen Kräfte def PKK unterord- 
nen, die zum ersten Mal seit 1938 
die Waffenruhe in Kurdistan wieder 
gebrochen hat. Besonders im Jahr 
1987 schien es, als wolle sie den 
anderen‘ Gruppen das Recht abspre- 


später: 


? chen,‘im Namen des kurdischen Vol- 


kes hier Kulturveranstaltungen zu 
machen. Inzwischen ist die PKK von 
diesem -Kurs abgewichen, ohne je- 
doch Selbstkritik geübt zu haben. 


Denn das Ergebnis dieser Ausein- 
andersetzungen war, daß sich viele 
türkische und deutsche Gruppen von 
PKK distanzierten, die PKK völlig 
isoliert wurde und so auch das BKA 


schalten und walten konnte, ohne 
mit einem Aufschrei in der fort- 
 sehrittlichen Öffentlichkeit rechnen 


zu müssen. Die von einigen betrie- 
bene "Isolierungskampagne" oder gar 
der Ruf nach Polizeimaßnahmen ge- 
gen die PKK stellte sich so im 
Nachhinein als verhängnisvoll heraus. 


Heimatstadt 
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Vorläufiger Höhepunkt dieser bun- 
desanwaltlichen Maßnahme war die 
Verhaftung von 16 PKK-Anhängern, 
nachdem sich Mitte Februar 1988 
zwei Kurden mit ähnlich lautenden 
Geschichten der Polizei gestellt hat- 
ten und behaupteten, sie seien von 
der PKK gefangengenommen und vor 
ein Volksgericht gestellt worden, 
hätte aber in letzter Minute fliehen 
können. Diese Verhaftungsaktion war 
von einer umfangreichen Pressekam- 
pagne begleitet. 

Die Verhafteten wurden in stren- 
ger Isolationshaft gehalten, in einem 
15 Punkte umfassenden Haftstatut 
wurde festgelegt, daß ihre Zellen 
ständig durchsucht werden, daß ihnen 
der Kontakt zu Mitgefangenen und 
der Besuch von Gemeinschaftsveran- 
staltungen untersagt ist, Besuche nur 
mit Trennscheibe, Verteidigerpost 
über -Kontrollrichter, keine linken 
Publikationen in türkischer Sprache. 

Mit einigen Hungerstreiks konnten 
sich die Gefangenen Verbesserungen 
ihrer Haftsituation erkämpfen. Für 
den anstehenden Prozeß vor dem 
Oberlandesgericht Düsseldorf wird 
zur Zeit ein eigenes Gefängnis- und 
Gerichtsgebäude gebaut, das an 
Stammheim erinnert. 


Aktuelle Informationen durch den 
Kurdistan-Rundbrief, erhältlich beim 
GNN-Verlag, Postfach 26 02 26, 
5000 Köln 1. 


Neben diesem Mammutverfahren 
nach $ 129 a, zu dessen Verbreitung 
1986 im Rahmen von "Gesetzesände- 
zungen zur Bekämpfung des Terro- 
rismus" die Zuständigkeit dez Ober- 


d 
folgung von "terroristischen Vereini- 
gungen", die "die Sicherheit der in 
der BRD stationierten Truppen des 
Nordatlantikvertrages, seiner nicht- 
leutschen Vertragsstaaten oder 
„Land Berlin anwesenden Trup 
er ‚drei Mächte zu beeinträ 
drohen" (Broschüre der antifaschist 
schen Plattform, Schluß mit der Zu- 
Pauerägbeit westdeutscher und 
e _ Polizei- und Geheim- 


Veranstaltungen kontrollierte die 

Polizei die Besucher, nimmt Lei- 

besvisitationen vor, beendet die 

Veranstaltungen, zum Teil mit 

Schlagstockeinsatz. 

- Am 28. April verschickte,das bay- 
rische LKA einen/in drei Sprachen 
abgefaßten Brief, in dem Kurden 
in Bayern die? Kollaboration, mit 
der Polizei angeboten wird: "Wenn 
Sie auch an die PKK Beiträge 
zahlen müssen, ohne für diese Or- 
ganisation Interesse zu haben, 
wenden Sie sich vertrauensvoll an 
uns." (Feyka-Dokumentation). 

- Die Stadt Köln untersagt den Her- 

ausgebern der Zeitschriften 

"Serxwebun" und "Kurdistan Re- 

port" in einer Ordnungsverfügung. 

vom 26.10.87 die weitere Unter- 


stützung oder Herausgabe dieser 


Blätter. Begründet wird 
einer "erheblichen St 
cherheit und Ordnun; 
seien Äußerungen in diesen Zeit- 
schriften geeignet, "die Beziehun- 
gen der BRD zu anderen Staaten, 
insbesondere zu der Türkei und zu 
Israel zu belasten." 

- Das Landratsamt Nürnberg lehnt 
die Erteilung einer Aufenthaltsbe- 
rechtigung mit der Begründung ab, 
der Antragsteller sei Sympathisan 
der PKK. 

- Seit Mai 1988 wird jede 
tung zum Befreiungsk:i 
Kurdistan, die im Zusammi 


mit PKK oder der FEYKA-Kurdi- 
stan steht, im Freistaat Bayern 
verboten. Das jüngste Beispiel war 
eine Veranstaltung zu diesem 
Thema, die am 16.03.89 im Rah- 
men einer Aktionswoche der Kur- 
distan-Kampagne in München” 
stattfinden sollte. Mit Aufnahme- 
geräten ausgerüstete Zivilbullen 
überwachen am betreffenden 
Abend die Einhaltung dieses Ver- 
botes. 


Diese Repressionswelle, die jede 
Diskussion und Information über den 
Befreiungskampf dort und die Ver- 
folgung hier unterbinden möchte, 
wird mit der Wahrung der Interessen 
der BRD begründet. 

Tatsächlich hat der westdeutsche 
Staat zahlreiche Interessen in der 
Türkei und in Kurdistan, die im 
Rahmen der NATO zum Sprungbrett 
in die Golfregion ausgebaut wurden, 
deren Armee durch westdeutsche 
Militärhilfe modernisiert und mit 
modernen Waffen ausgerüstet: wurde. 
Deutsche Konzerne unterhalten zahl- 
reiche Niederlassungen in der Türkei 
und profitieren von den dortigen 
Hungerlöhnen und der Repression ge- 
gen Arbeiterorganisationen. Im Rah- 
men des GAP-Projektes, das eine 
Reihe von Staudamm- und Bewässe- 
rungsprojekten einschließt und die 
bewässerte landwirtschaftliche Nutz- 
fläche der Türkei fast verdoppeln 
soll, winken ihnen Großaufträge “ünd 
Investitionsmöglichkeiten. Fünf die 
dort ansässigen Kurden ‚bedeutet 
GAP Vertreibung, Assimilierung oder 
Zurichtung zu Tagelöhnern in moder- - 
nen Agrarfabriken. „Der  kurdische 
Befreiungskampf und zur Zeit vor 
allem die bewaffneten Aktionen der 
PKK bedrohen.diese Interesscn. 


gung - gesch " Instrumentarium, 
das die eng von Straftaten 
nach ‚129 a möglich macht, auch 
5 fereinigung nur teilweise 
Dicht in der BRD tätig ist, 
Staatsapparat in Zukunft 
freiungsbewegung oder sich 
ne solche beziehende Solidari- 
tätsbewegung nach Maßgabe der ei- 
genen Expansions- oder Investitions- 
interessen verfolgen. 

Angesichts dieser Repression eines 
NATO-übergreifenden Verfolgungsap- 
parates sollten wir Solidarität mit 
den gefangenen Kurden und auch mit 
der PKK üben, ohne dabei unsere 
eigene politische ‚Identität zu verges- 
sen. Eine starke Solidarität, das 
Durchbrechen des Schweigens, das 
um diesen Prozeß herrscht, kann 
vielleicht auch eine Grundlage sein, 
mit der PKK zu einer offenen Dis- 
kussion zu kommen. 


Die Auseinandersetzung über Ziele, 
Inhalte und Vorgehen der PKK kann 
nur im Rahmen einer Diskussion 
über unser Verhältnis zu den Befrei- 
ungsbewegungen insgesamt geführt 
werden. Dabei geht es um die Dis- 
krepanz zwischen unseren Vorstellun- 
gen von Befreiung und den in vielen 
Befreiungsbewegungen, aber auch in 
unseren politischen Organisationen 
vorhandene Alleinvertretungsansprü- 
che, Organisationsrivalitäten und 
Praktiken.» 
ir müssen uns aber auch fragen, 
inwieweit wir, das Recht haben, uns 
in die Kämpfe, anderer einzumischen 
und unsere Ideen zu propagieren 
oder ob wir nicht vor allem durch 
unsere Praxis erst, noch beweisen 
müssen, wie gut wir diese selber 
verwirklichen können. 

Im Fall von PKK sollten wir auch 
die gesellschaftlichen Verhältnisse 
ücksichti 2 alles Vor- 


worden sind 


Mit dem A olgung der PKK 
nd di i Befreiungsbewe- m 


129 a 
EROZESS GEGEN ULI WINTERHALTER 


PROZESSAUFRUF 


Am Dienstag, den 25.4.1989 beginnt 
um 9.00 Uhr der Prozeß gegen Uli 


Winterhalter aus Stuttgart wegen 
angeblicher "Unterstützung der 
RAF". Verhandelt wird im sogenann- 


ten Mehrzweckgebäude der Justiz- 
vollzugsanstalt Stammheim, einer ei- 
gens für solche Prozeßveranstaltun- 
gen gebauten Gerichtsfestung. Hier 
hat ein politisches Sondergericht, der 
5. Strafsenat des Oberlandesgerichts 
(OLG) Stuttgart, seinen ständigen 
Sitz. Der Prozeß gegen Uli soll ins- 
gesamt 10 Verhandlungstage dauern 
und ist bis in den Juni terminiert. 

Uli Winterhalter wurde am 9. 
September 1988 unter dem Verdacht, 
er sei "Mitglied der Rote Armee 
Fraktion (RAF)", festgenommen. 
Seitdem sitzt er unter Sonderbedin- 
gungen nach $ 129 a in Untersu- 
chungshaft. Dagegen hat er sich mit 
den Forderungen der politischen Ge- 
fangenen im Hungerstreik solidarisch 
erklärt. Inzwischen hat der 5. Straf- 
senat des OLG Stuttgart den Vor- 
wurf gegen Uli auf "Unterstützung 
der RAF" entschärft. In seinem Er- 
öffnungsbeschluß behauptet das Ge- 
richt, Uli habe einige Ampullen des 
Narkosemittels "Ketanest" "für 
Zwecke oder im Auftrag und mit 
Wissen von Mitgliedern der RAF" 
aufbewahrt. Für diese Version gibt 
es in den von der Bundesanwalt- 
schaft (BAW) vorgelegten "Ermitt- 
lungsergebnissen" keinen einzigen 
Anhaltspunkt. 

Immerhin ist Uli durch die Ent- 
schärfung des Vorwurfs nicht mehr 
von max. 10, sondern "nur" noch von 
max. fünf Jahren Knast bedroht. 

Der gleiche 5. Senat unter dem 
Vorsitzenden Richter Schmid hat im 
Januar 1989 Andrea Sievering und 
Eric Prauss aufgrund einer mehr als 
dürftigen Indizienlage für jeweils 
neun Jahre in den Stammheimer 
Isolationstrakt verbannt. Sein Leit- 
motiv ist ein politisch motivierter 
Verurteilungswille..e. Dafür spricht 
auch, daß er die Haftfortdauer für 
Uli verfügt hat. 


STAATSSCHUTZ DURCH DIE BAW 


In den Ermittlungsakten der Bundes- 
anwaltschaft (BAW) wird Uli zum 
"Mitglied der RAF" definiert. Dies 
geschieht u.a. wegen des Besuchs ei- 
ner Veranstaltung zum Tod von Gün- 
ter Sar& (Günter wurde bei einer an- 
tifaschistischen Veranstaltung 1985 
in Frankfurt von einem Wasserwerfer 
der Polizei überrollt und getötet) 
und vor allem wegen politischer 
Auffassungen, die er in Briefen an 
einen politischen Gefangenen aus der 
RAF äußerte. Auf der Grundlage 
dieser Definition werden weitere po- 
litische Aktivitäten Ulis und einiges 
von der BAW Erfundene als "mit- 
gliedschaftliche Betätigung in der 
RAF" bezeichnet. 


Seine organisatorisch-personelle 
Einbindung in die RAF, die bekannt- 
lich aus der Illegalität agiert, wird 
nicht behauptet. Mit einem Trick, 
nämlich der Erfindung einer "terrori- 
stischen Gesamtorganisation" ohne 
greifbare Organisationsstruktur, ver- 
sucht die BAW, sich um eine mate- 
rielle Beweisführung herumzudrücken 
und jede ihr irgendwie zu radikal er- 
scheinende antikapitalistische Theorie 
und Praxis als ausreichenden Beweis 
für "Mitgliedschaft in der terroristi- 


schen Vereinigung" in Gerichtsakten 
und der Öffentlichkeit zu verankern. 
Dementsprechend werden die Verfah- 
ren gegen vier weitere legal in 
Stuttgart lebende Frauen und Männer 
aus dem Widerstand wegen "Mit- 
gliedschaft in der RAF" weiterge- 
führt. Und die beiden ebenfalls legal 
lebenden Düsseldorfer Thomas 
Kilpper und Rolf Hartung wurden 
kürzlich wegen "Mitgliedschaft in 
der RAF" angeklagt. 

Das OLG teilt grundsätzlich das 
Bestreben der BAW, auch ohne die 
Behauptung, der Beschuldigte sei an 
einem konkreten Anschlag beteiligt 
gewesen, zu Verurteilungen wegen 
"Mitgliedschaft in einer terroristi- 
schen Vereinigung" zu kommen. 
Vermutlich aus Gründen der Öffent- 
lichkeitswirksamkeit bemängelt es 
aber in seinem Eröffnungsbeschluß, 
daß die BAW nicht die Beteiligung 
Ulis an Anschlagsplanungen (!) be- 
hauptet. Es ist nicht auszuschließen, 
daß die BAW im Prozeß diesem 
Fingerzeig des OLG folgen und 
durch das Nachschieben entsprechen- 
der Beweisanträge weiterhin versu- 
chen wird, eine Verurteilung wegen 
"Mitgliedschaft .. ." zu erreichen. 

Die BAW behauptet in ihrer An- 
klageschrift, Uli habe als Mitglied 
der RAF Depots und ein Archiv an- 
gelegt, Anschlagsobjekte ausgekund- 
schaftet, in der Haft durch Brief- 
wechsel mit anderen Gefangenen den 
Zusammenhalt der RAF zu stärken 
versucht und "Ketanest" bevorratet. 
Außer dem letzten weist das OLG 


-alle diese Vorwürfe als zu vage, un- 


begründet usw. zurück - ein deutli- 
cher Beweis auf die Qualität der 
Anklageschrift. 


STAATSSCHUTZ DURCH DAS OLG 


Das ‘Oberlandesgericht Stuttgart hat 
die Behauptung, Mitglieder der RAF 
hätten von einem "Ketanest"-Vorrat 
bei Uli Winterhalter gewußt, aus der 
Luft gegriffen. Jegliche Begründung 
wird ersetzt durch Rethorik und 
Spekulation. 

So wird z.B. behauptet, -daß das 
kurz vor Ulis Festnahme bei 


einer 
Hausdurchsuchung mitgenommene 
"Ketanest" "versteckt" gewesen sei. 


Es lag, eingewickelt in eine Plastik- 
tüte, im Flur der Wohnung auf einer 
Sprudelwasserkisten. Was für ein 
grandioses Versteck! 

Uli selbst hat geäußert, daß er 
das Medikament im Rahmen einer 
von medico international durchge- 
führten Sammlung für palästinensi- 
sche Flüchtlingslager bei sich ver- 
wahrt hat. Um dies zu widerlegen, 
spekuliert die Anklage in folgender 
Weise: ein Teil des Narkotikums sei 
bereits 1986 hergestellt worden. 
Wäre das "Ketanest" für palästinen- 
sische Flüchtlingslager bestimmt ge- 
wesen, so hätte es Uli nicht so 
lange bei sich aufbewahrt, sondern 
hätte es umgehend an die Adressa- 
ten weitergeleitet. Dieser Schluß un- 
terstellt stillschweigend, daß Uli das 
"Ketanest" fabrikfrisch, also sofort 
1986, bekommen hätte. Diese Unter- 
stellung wird nirgends begründet. 

Allein aufgrund derartiger Speku- 
lationen befindet sich Uli Winterhal- 
ter seit nunmehr 7 Monaten in Un- 
tersuchungshaft. Die Anklage basiert 
auf einer von Biertischen bekannten 


Assoziationskette: Wer denkt wie Uli 
Winterhalter, wer wie er Briefkon- 
takt zu politischen Gefangenen hält 
und wer wie er gegen die Tötung 
bzw. Ermordung eines Demonstranten 
durch die Ordnungshüter demon- 
striert, dem ist alles zuzutrauen, 
was eine Verurteilung wegen "Unter- 
stützung der RAF" rechtfertigt; z.B. 
daß er "im Auftrag und mit Wissen 
von Mitgliedern der RAF" handelt. 


Wir lassen Uli nicht allein mit 
seinen Verfolgern. Wir stellen uns 
den Erfahrungen, die in Stammheim 
mit der Demokratie, mit der "Inte- 


Presseerklärung der Anwälte 
Am 24.01.1989 begann vor dem 5. 


Strafsenat des Oberiaudesgerichts 
Frankfurt die Hauptverhandlung ge- 
gen Michael Dietiker, Ali Jansen und 
Bernhard Rosenkötter wegen des 
Vorwurfs der Gründung einer sog. 
terroristischen Vereinigung "Für den 
Kommunismus" sowie Unterstützung 
der RAF durch die Zusammenle- 
gungsforderung und wegen des 
Brandanschlages auf Renault in Ros- 
bach. 

Am 06.03.1989 plädierte die Bun- 
desanwaltschaft; ihrer Auffassung 
nach habe die Hauptverhandlung die 
erhobenen Vorwürfe bestätigt. Die 
Bundesanwaltschaft (BAW) beantragte 
für Ali Jansen 9 Jahre Freiheitsent- 
zug und für Michael Dietiker und 
Bernhard Rosenkötter je 7 Jahre 
Freiheitsentzug sowie 5 Jahre Fük- 
rungsaufsicht für die Zeit nach der 
Haftentlassung. 

Der Anklageschrift der BAW lag 
die Behauptung zugrunde, daß es im 
 Rhein-Main-Gebiet eine "große terro- 


ristische Vereinigung" gibt, die min- 


destens seit 1985 bis Ende 1988 ver- 

antwortlich sei für eine Reihe von 

Anschlägen, insbesondere für: 

1. Sprengstoffanschlag gegen die Fi- 
liale der Deutschen Bank in 
Frankfurt am Main, Bockenheimer 
Landstr. 133, vom 4. Juli 1984, 

2. Farbanschlag gegen die Bank für 
Gemeinwirtschaft in Frankfurt am 
Main vom 10. Juli 1984, 

3. Farbanschläge gegert das SPD- 
Haus in Frankfurt sowie die fran- 
zösische "Credit Commercia! de 
France" in Frankfurt am Main 
vom 9. und 10. Oktober 1984, 

4. Sprengstoffanschlag auf die fran- 
zösische Bank "Credit Lyonnais" 
in Frankfurt am Main vom 11. 
Oktober 1984 

5. Brand- und Farbanschläge auf 
Wohngebäude des amerikanischen 
sowie des französischen General- 
konsulats in Frankfurt am Main 
vom 2. Januar 1985, 

6. Sprengstoffanschlag auf die 
NATO-Pipeline in Hohenahr-Erda 
am 7. Januar 1985, 


TE mess auf Mercedes- 
w 
AE RTG in "Groß- Gerau vom 
i6" Oktober 1988. 
> 


Die BAW hat im Rahmen ihres Plä- 
doyers für den Fall, daß der Senat 
nicht von der Existenz der Vereini- 
gung "Für den Kommunismus" aus- 
ginge, beantragt, darüber Beweis zu 
erheben, daß die vorgenannten An- 
schläge von der Vereinigung "Für 
den Kommunismus" begangen wurden. 
In diesem hilfsweise gestellten‘ Be- 
weisantrag behaptete die BAW eben- 
falls, daß durch Ali Jansen und für 
diese Vereinigung auf dem Frankfur- 
ter Antiimperialistischen Kongreß im 
Januar 1986 die Druckschrift "Für 
den Kommunismus herausgegeben 
und verbreitet wurde. 


“teil erfolgen müssen. _ 


gration des Ausnahmezustandes in 
den Normalzustand" (Rolf Gössner), 


zu machen sind. "Terrorismus" ist 
ein politischer Kampfbegriff der 
Herrschenden. Der Terrorismusvor- 


wurf richtet sich gegen uns alle. Wir 
lassen uns nicht länger spalten. 


Allein die Anwaltskosten für Uli be 
tragen DM 10.000,--. Einzelspende: 
und auch größere Beträge von Orga 
nisationen erbeten auf Konto: 
Fleckenstein/Stichwort:Uli, 
3538218, BLZ 600 501 01, 
girokasse Stuttgart. 


Nach den Plädoyers der Verteidi- 
gung gab der Senat seine Absicht 
kund, das Verfahren, soweit es den 
Vorwurf der Mitgliedschaft in einer 
eigenen "terroristischen Vereinigung" 
angeht, nach $ 154 Abs. 1 einzu- 
stellen (prozessuale Möglichkeit der 
Verkürzung eines Verfahrens, wenn 
im selben Verfahren wegen eines an- 
deren Vorwurfs eine hohe Strafe zu 
erwarten ist). Die BAW hat der Ein- 
stellung widersprochen. Sie beharrt 
auf der Konstruktion der "terrorigti- 
schen Vereinigung" "Für den Kom- 
munismus", z 

Der Vorschlag des Senats am 11. 
Verhandlungstag unmittelbar vor den 
Schlußerklärungen der Angeklagten 
kam für alle Beteiligten völlig über- 
raschend, weil nach der Beweisauf- 
nahme „klar war, daß die Anklage- 
konstruktion der "terroristischen 
Vereinigung" "Für den Kommunismus" 
nicht aufrechtzuerhalten war. Nach 
Auffassung der Verteidigung hätte 
diesbezüglich ein EESENEEEI a 


Der Vorschlag «< es Senats | 
tigt einerseits die Bewert ung des 
Ergebnisses der Beweisaufnahme, wie 
sie von der Verteidigung vorgenom- 
men wurde, dokumentiert aber ande- 
rerseits die mangelnde Unabhängig- 
keit von Staatsschutzsenaten in der 
Bewertung derartiger Konstruktionen. 

Statt die Möglichkeit zu nutzen, 
derartigen Konstruktionen entgegen- 
zutreten, indem der Senat durch ein 
freisprechendes Urteil Klarheit 
schafft, hat der Senat sich dem An- 
sinnen der BAW gebeugt. 


Die erneute Beweisaufnahme über 
die genannten Anschläge aus dem 
Zeitraum 1984 bis Ende 1988 dient 
dem Versuch der BAW, im Rhein- 
Main-Gebiet eine seit etwa 1984 be- 
stehende "terroristische Vereinigung" 
zu konstruieren. Diesem Vorgang 
kommt erhebliche Bedeutung zu. Mit 
der Feststellung einer neben RAF 
und RZ bestehenden eigenständigen 
Vereinigung würde es der BAW mög- 
lich sein, Aktionen aus dem Wider- 
stadn im Rhein-Main-Gebiet, z.B. 
Anschläge gegen Banken, militärische 
Einrichtungen und Großkonzerne 
(Frankfurt wird im Europa "92 
heimliche Hauptstadt und damit Sitz 
der wichtigsten imperialistischen 
Konzerne sein) in einen Vereini- 
gungszusammenhang zu pressen mit 
den bekannten Konsequenzen: hohe 
Haftstrafen, isolierende Haftbedin- 
gungen und die Möglichkeit, Unter- 
stützer und Werber (vermeintliche) 
zu verfolgen. 

Zeitgleich versucht die BAW vor 
denselben Richtern desselben Senats 
im Zusammenhang mit der Bewegung 
gegen den Bau der Startbahn 18 
West eine weitere "terroristische 
Vereinigung’ zur Verurteilung zu 
bringen 

Erkennbar wird der Versuch der 
BAW, den politischen Widerstand im 
Rhein-Main-Gebiet mittels dieser 
Konstruktionen und den damit ver- 
bundenen Ermittlungsmöglichkeiten 
zu kriminalisieren. 


besta. un 


Fame 


Presseerklärung 


HAFTSITUATION VON THOMAS 
KILPPER 


Mein Mandant Thomas Kilpper ist 
aufgrund Haftbefehl des Ermittlungs- 
richters am BGH vom 09.09.1988 in- 
haftiert. Die Bundesanwaltschaft hat 
ihn wegen des Vorwurfs der Mit- 
gliedschaft in der RAF angeklagt. 
Thomas Kilpper wurde am 08.09.1988 
in seiner Wohnung verhaftet; er 
lebte völlig legal unter seiner Mel- 
deanschrift. Die Anklage stützt sich 
auf das Konstrukt der in "drei per- 
sonelle Bereiche gegliederten RAF", 
Als Beweis werden vorliegend ledig- 
lich Papiere serviert, die Thomas 
Kilpper zugeordnet werden. 

Die Presseerklärung der für die 
Haftbedingungen zuständigen Stellen 
veranlaßt die folgende Klarstellung 
zur realen Situation der Haftbedin- 


gungen für Staatsschutzgefangene, 
hier konkret die von Thomas 
Kilpper. 


Vom Tag der Inhaftierung an folg- 
ten die Haftbedingungen dem vom 
Ermittlungsrichter am BGH 
entwickelten Isolationsprogramm für 
129a-Gefangene (§ 129a StGB - ter- 
roristische Vereinigung). In dem in 7 
Punkten gegliederten Haftstatut 
heißt es unter Punkt 2: "Die Teil- 
nahme an gemeinschaftlichen Veran- 
staltungen und am gemeinschaftli- 
chen Gottesdienst ist zunächst- nicht 
gestattet. Der Beschuldigte ist von 
anderen Gefangenen streng getrennt 
zu halten, insbesondere solchen, 
denen Straftaten gemäß §129a StGB 
zur Last gelegt werden." Punkt 6: 
"Dem Beschuldigten ist das Tragen 
von Privatkleidung nicht gestattet." 

Mein Mandant unterlag diesen 
Haftbedingungen bis zum 06.02.1989. 
Am 02.02.1989 trat Thomas Kilpper 
in den Hungestzeig für Zusammen- 


, für die Zusammen- 
legung aller Gefangenen, die dafür 
kämpfen. 

Das abgeänderte Haftstatut ge- 
stattet "die Teilnahme 1. an der 
gemeinschaftlichen Freistunde, 2. 
den gemeinschaftlichen Aufenthalt in 
den Freizeiträumen seiner Station. 


Jedoch ist der Beschuldigte weiter- 
hin von anderen Gefangenen, denen 
Straftaten nach $129a StGB zur Last 
gelegt werden, getrennt zu halten." 
Dieses Haftstatut wurde durch Be- 
schluß des nach Anklageerhebung zu- 
ständigen OLG Düsseldorf - es han- 
delt sich um den Senat, der zur Zeit 
die Strafsache gegen Frau Dr. Ingrid 
Strobl verhandelt - vom 09.03.1989 
aufgehoben. 


Die Haftbedingungen werden nun 
in einem 55 (ausgeschrieben fünfund- 
fünfzig) Punkte umfassenden Katalog 
geregelt. Bereits dieser formale 
Aspekt widerlegt die Behauptung ei- 
nes sog. Normalvollzugs. Die Sonder- 
haftbedingungen gliedern sich wie 
folgt: 


3.1 Der Angeschuldigte ist stets von 
solchen Untersuchungsgefangenen 
fernzuhalten, gegen die ein Er- 
mittlungsverfahren wegen einer 
Straftat nach 5129, 129a StGB 
geführt wird oder die bereits 
einmal wegen einer solchen 
Straftat verurteilt worden sind 
oder gegen die insoweit ein Ver- 
fahren eingestellt worden ist, weil 
sie wegen anderer, damit in Zu- 
sammenhang stehender Straftaten 
bestraft worden sind. 

3.2 Der Angeschuldigte darf am ge- 
meinsamen Aufenthalt im Freien, 
der zu unregelmäßigen Zeiten 
stattzufinden hat, teilnehmen. Ihm 
wird gestattet, am gemeinschaft- 
lichen Aufenthalt in den Frei- 
zeiträumen seiner Station teilzu- 
nehmen. Die Anordnung zu 3.1 ist 


genen aus Guerilla beachi 


zu beachten. (Anmerkung: Durch 
die Anordnung "unregelmäßige 
Zeiten" soll dafür Sorge getragen 
werden, daß sich kein Kontakt zu 
anderen Gefangenen entwickeln 
kann. Ständig wechselnde Mitge- 
fangene dienen nur noch als Ku- 
lisse für den behaupteten Normal- 
vollzug. Darüber hinaus ist Tho- 
mas Kilpper zur Zeit auf einer 
Zugangsstation untergebracht, d.h. 
die Gefangenen wechseln ständig.) 
3.3 Die Teilnahme des Angeschulgig- 
ten an Gemeinschaftsveranstaltun- 
gen und am Gottesdienst ist aus- 
geschlossen. Er erhält, wenn er es 
wünscht, Einzelseelsorge. Der An- 
staltsleiter kann im Einzelfall die 
Teilnahme des Angeschuldigten an 
Gemeinschaftsveranstaltungen und 


am Gottesdienst zulassen, wenn er 
die Teilnahme unter Berücksichti- 
gung der Sicherheitslage für unbe- 
denklich hält. In diesem Fall ist 
die Anordnung zu 3.1 zu beach- 
ten. Außerdem ist dafür Sorge zu 
tragen, daß der Angeschuldigte 
getrennt von anderen Gefangenen 
sitzt und Kontaktmöglichkeiten 
mit diesen ausgeschlossen werden. 


3.4 Der Anstaltsleiter kann, wenn es 
die räumliche und personellen 
Verhältnisse der Anstalt zulassen, 
dem Angeschuldigten gestatten, 
allein im Fernsehraum fernzuse- 
hen. Die en zu 3.1 ist zu 


4.1 Der Angeschuldigte darf nur mit 
solchen Arbeiten beschäftigt wer- 
den, die einen Mißbrauch nicht 
befürchten lassen. Er darf nicht 
außerhalb seines Haftraumes be- 
schäftigt werden. 

4.3 Die Ausgabe des Essens darf nur 
durch Bedienstete der Anstalt in 
Abwesenheit anderer Gefangener 
erfolgen. 
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4.4 Dem Angeschuldigten wird ge- 
stattet, Privatkleidung zu tragen. 
Die Ausgabe und der Umtausch 
von Kleidung und Wäsche darf nur 
durch Bedienstete der Anstalt in 
Abwesenheit anderer Gefangener 
erfolgen. Bei Ersteinbringung und 
Umtausch von Kleidung ist diese 
durch die Anstalt zu kontrollieren. 
Erforderlichenfalls ist sie durch 
Beamte des BKAs oder des LKAs 
zu überprüfen. 


5.2 Der Bezug von Zeitungsaus- 
schnitten, von Flugblättern und 
Flugschriften ist untersagt. Auch 
darf der Angeschuldigte keine 
Ausschnitte, Ablichtungen oder 
Abschriften von Druckerzeugnissen | 
beziehen, gleichfalls keine Druck- 
schriften oder Ablichtungen von 
anderen Schriftstücken. 

6.3 Dem Angeschuldigten ist unter- 
sagt, Bücher, Druckschriften, Zei- 
tungen oder Zeitschriften oder 
andere Schriftstücke mit anderen 
Gefangenen auszutauschen. 


6.4 Der Angeschuldigte darf im glei- 
chen Umfang wie andere Untersu- 
chungsgefangene in der Anstalt 
Pakete empfangen. Die Pakete 
dürfen keine Gegenstände enthal- 
ten, deren Besitz dem Angeschul- 
digten nicht gestattet ist oder die $ 


‘die Sicherheit und Ordnung in der 


Die Zu- 


Anstalt beeinträchtigen. 
ne "sendung" von Nahrungs- und Ge- 
3 nußmitteln ist nicht zugelassen: 


11.6. Die Besuche finden, soweit 
nicht im Einzelfall anders ange- 
ordnet, in dem mit einer Trenn- 
scheibe versehenen Sprechraum 
statt. 


11.7 Alle privaten Besuche werden 
durch Beamte des zuständigen 
Landeskriminalamtes oder anderer 
von dieser- Behörde beauftragter 
Kriminalbeamter überwacht. Die 
Überwachung durch Anstaltsbe- 
dienstete bleibt hiervon unberührt. 

11.8 Der Angeschuldigte kann zum 
Besuch ein Blatt Papier und einen 
Bleistift mitnehmen. 

12.1 Für den Schriftverkehr mit dem 
Verteidiger und für Verteidigerbe- 
suche gilt $ 148 Abs. 2 StPO (Be- 
suche nur mit Trennscheibe). 


Zu den - immer wieder behaupteten 
- "zahlreichen Briefkontakten der 
129a-Gefangenen" ist anzumerken: 

1. Isolation, d.h. Trennung von ande- 
ren Menschen, kann durch Brief- 
sendungen nicht aufgehoben wer- 
den. 


2. Die Strafverfolgungsbehörden ge- 
ben die Zahlen der geschriebenen 
Briefe, nicht aber die der 
tatsächlich ausgehändigten bzw. 
zugestellten Briefe an. Aufgrund 
der extensiven Postkontrolle er- 
reicht nur ein geringer Teil der 
Briefe den Adressaten. Zur Ver- 
deutlichung: Im Zeitraum vom 
02:03. bis 08.03.89 ergingen 9 Be- 
schlüsse des OLG Düsseldorf, die 
Briefkontrolle betreffen, 18 
Schreiben wurden angehalten. So- 


weit ein Briefschreiber oder eine 
Briefschreiberin eine Besuchsge- 
nehmigung erhält, sind diese mit 
Sonderbedingungen konfrontiert. 
Besuche finden unter LKA-Kon- 
trolle und Überwachung von Ju- 
stizbeamten statt, die Trenn- 
scheibe ist die Regel, d.h. ein 


körperlicher Kontakt, nicht einmal 
ein Händedruck soll möglich sein. 
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Dies sind die Tatsachen und sie 
sprechen für sich. 


Fresenius / Rechtsanwalt 


ES LEBE DAS UNKRAUT! 


FEMINISTISCHE GEDANKEN ZUR 
GENMANIPULATION AN PFLANZEN 
UND TIEREN 


Seit einigen Jahren befassen sich 
vornehmlich Frauengruppen mit Re- 
produktions- und Gentechnologie. 
Aufgearbeitet, wurde aber vor allem 
die Reproduktionstechnologie. Darin 
wurde zu Recht immer wieder die 
Gewalt und der Machtanspruch von 
Patriarchat und Kapital thematisiert. 

Die Diskussion um Genmanipula- 
tion an Pflanzen und Tieren ist in 
diesen Analysen leider immer “nur 
am Rande aufgetaucht. Wir wollen 
mit diesem Artikel versuchen, hier 
einige Gedanken zu Fragen von pa- 
triarchalem Machbarkeitswahn und 


“ kapitalistischem Verwertungsinteresse 


darzustellen. 


Erstmal besteht zwischen der her- 
kömmlichen Züchtungsforschung und 
der Produktion von Nutzpflanzen auf 
gentechnischem . Wege kein grund- 
sätzlicher Unterschied. Das Prinzip, 
Pflanzen zu schaffen, die sich opti- 
mal kapitalistisch verwerten lassen, 
Landwirtschaft zu maschinisieren und 
zu zentralisieren, bleibt weiterhin 
bestehen. Nur die Geschwindigkeit, 
mit der die Gentechnologen neue 
Arten entwickeln können und damit 
auf veränderte Anbaubedingungen 
reagieren können ist unvorstellbar 
gewachsen. "Es werden Entwicklungs- 
sprünge möglich, die einer Beschleu- 
nigung gegenüber der natürlichen 
Evolution auf das Zehn- bis einhun- 
dertmillionenfache entsprechen." 
(GID Nr. 35, S.4) 


"Für die wenigen multinational 
operierenden Großfirmen eröffnet 
sich die Chance, über die Beherr- 
schung des Gen-Pools weltweit 
strukturelle Abhängigkeit der Land- 
wirte (und damit großer Teile der 
Ökonomien der Länder des Südens) 
zu schaffen. Die Tendenzen zur 


Konzentration auf dem Welt-Saat- 
gutmarkt sind unverkennbar. ... Als 
größter Käufer besitzt Shell 70 


Saatgutfirmen, gefolgt von Volvo mit 
47, Pioneer Hybrid mit 39, Sandoz 
mit 36 Firmen, sowie Ciba-Geigy, 
Upjohn, Cargill und anderen. Möglich 
wäre dann eine Landwirtschaft, die 
nur importiertes, nicht vermehrbares 
(Hybrid-)Saatgut verwendet, daß nur 
bei Behandlung mit Agro-Chemika- 
lien des selben Konzerns die ver- 
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sprochenen Erträge bringt. ... Die 
Preissteigerung des "optimierten" 
Saatguts kann dazu führen, daß sein 
Anteil an den Importkosten der 
Landwirtschaft von heute 15 auf 40 
Prozent steigt. Damit wäre es für 
die Kleinbauern der Dritten Welt 
völlig unerschwinglich und würde so 
die Gegensätze von arm und reich 
weiter verschärfen. Um diese Stra- 
tegie abzusichern, werden durch Pa- 
tente die Ergebnisse der Biotechno- 
logie kommerzialisiert. Der Patent- 
schutz ist auch Voraussetzung in den 
Forschungskooperationen der Europäi- 
schen Gemeinschaft (EG). Ein wei- 
teres Mittel ist die Entwicklung von 
Nutzpflanzen, die ausschließlich ge- 
gen konzerneigene Herbizide resi- 
a sind." (zit. nach GID Nr. 35, 
S.4 

Die Entwicklung von Pflanzen, die 
gegen sogenannte Total-Herbizide re- 
sistent sind, ist derzeit ein Hauptin- 
teresse der Genforschung. Sie sind 
im Labor schon erfolgreich bei 
Baumwolle, Mais, Raps, Soja, Toma- 
ten, Tabak und anderem realisiert 
worden. 

Der verstärkte Einsatz von schwer 
abbaubaren Giften wird abgesehen 
von der Belastung des Grundwassers 
und der Ausrottung vieler Pflanzen 
und Tiere auf die Dauer auch herbi- 
zidresistente ErntearbeiterInnen ver- 
langen, da heute schon der Einsatz 
von Chemie in der Landwirtschaft 
zu einer Vielzahl von Erkrankungen 
führt und z.B. nach einem Artikel 
der Frankfurter Rundschau vom 
18.2.1989 auch Unfruchtbarkeit ver- 
ursachen kann. 


Häufig wird die Bekämpfung des 
Hungers im Trikont als Argument 
für die Genmanipulation an Pflanzen 
und Tieren angeführt. Eine "Verbes- 
serung der Qualität der Nutzpflan- 
zen" z.B. durch größere Widerstands- 
kraft gegen Trockenheit wird aber 
nicht den KleinbäuerInnen des Tri- 
konts zugute kommen, weil dieses 
neue . Saatgut für sie unbezahlbar 
sein wird. Dagegen wird es für die 
Agroindustrie rentabel werden, die 


genutzte Fläche in Regionen auszu- 
dehnen, die bisher als unrentabel, 
weil zu karg oder zu trocken galten. 
Auf diesen schlechten Böden konzen- 
triert sich aber ein Großteil der 
noch borhandenen KleinbäuerInnen im 
Trikont. D.h, eine Ausdehnung in 
diese Gebiete entfacht einen neuen 
Vertreibungszyklus, der Massen von 
KleinbäuerInnen zum Hungertod ver- 
urteilt oder in die Slums der Groß- 
städte treibt. Was die grüne Revolu- 
tion bisher noch nicht erreicht hat, 
wird durch die Gentechnologie wei- 
terbetrieben. 

Auch die Bestrebungen, die vor- 
handenen Pflanzen in ihren Erträgen 
zu optimieren, entspricht einer Wei- 
terentwicklung der grünen Revolu- 
tion. Z.B. stellt Unilever in Zellkul- 
turen geklonte Ölpalmen her, die 
30% höhere Erträge liefern, deren 
Krankheitsanfälligkeit aber wiederum 
ein Vielfaches an Pestiziden benö- 
tigt, als die "normal" vermehrten 
Pflanzen. (siehe Kasten) 


Ein anderes Beispiel sind die Ver- 
suche des Kölner Max-Planck-Insti- 
tuts (MPI), einen höheren Stärkege- 
halt in der Kartoffel zu erzielen. 
Dieses würde gleich mehrere Vor- 
teile mit sich bringen: Die Kartoffel 
könnte in Konkurrenz zur Sojabohne 
und damit zum Sojamarkt der USA 
treten. Andererseits ist Stärke auch 
einer der wichtigsten Rohstoffe der 
Chemieindustrie. 

Im Unterschied zur bisherigen 
Züchtungforschung kann die Gen- 
technologie aus der Überwindung der 
natürlichen Artengrenzen völlig neue 
Produkte entwickeln, die den Inter- 
essen der Agroindustrie optimal an- 
gepaßt werden sollen. 

Ein Beispiel sind die Versuche, 
Palmöl aus Rapspflanzen zu gewin- 
nen, oder die Möglichkeit von z.B. 
Raps oder Bohnen, Stickstoff aus der 
Luft zu nutzen, auch bei anderen 
Pflanzen zu erreichen. Könnte man 
z.B. diese Fähigkeit bei Mais oder 
Weizen erreichen, so wäre eine 
enorme Ausdehnung der landwirt- 
schaftlichen Fläche möglich. 

Mit der Überschreitung der Ar- 
tengrenzen ergibt sich auch die 
Möglichkeit, Pflanzen aus unseren 
Breitengraden zu benutzen, um Pro- 
dukte zu erhalten, die bisher nur 
vom Trikont importiert werden konn- 
ten. Das gibt dem Kapital die Mög- 
lichkeit, bestimmte Produktionen 
wieder auf Europa zu konzentrieren. 

Das Beispiel, Palmöl aus Raps zu 
gewinnen, macht dabei gleich zwei 
Bestrebungen deutlich. Einerseits 
kann die Produktion von Palmöl in 
Europa konzentriert werden, anderer- 
seits, und das ist vielleicht sogar 


das Wichtigere, ist eine einjährige 


Pflanze wie der Raps sehr viel fle- 
xibler als ein Baum wie die Öl- 
palme, die ‚einige Jahre wachsen 
muß, damit sie die ersten Erträge 


% bringt. 


Vorstellbar wäre damit, daß bei 
einem Streik der ErntearbeiterInnen 
auf einer Palmölplantage einfach die 
Bäume gefällt und stattdessen das 
Palmöl mit Rapspflanzen in einer 


anderen Region der Erde gewonnen . ei r 
E EN Rhe Forschung grundsätzlich nur das 


wird. Den ErntearbeiterInnen wäre 
damit das Druckmittel des Streiks 
aus der Hand genommen. 

Die Gentechnologie kann also der 
Landwirtschaft eine ähnliche Flexi- 
bilitätt und Standortunabhängigkeit 
verschaffen, wie die Entwicklung der 
Fertigungscomputer in der Industrie. 
Hier liegt sicher auch eine Antwort 
auf die Frage, worin die Brisanz und 


die neue Qualität der Gentechnologie 
gegenüber der bisherigen Züchtungs- 
forschung besteht. 

Ein weiterer Ansatz der gentech- 
nologischen Forschung ist die Gewin- 
nung nachwachsender Rohstoffe. 

Die Möglichkeit, in Zukunft, z.B. 
Kunststoffe aus Pflanzen zu gewin- 
nen, hieße dann, daß noch mehr 
landwirtschaftliche Fläche der Nah- 
rungsmittelproduktion entzogen wird. 
Die Ausmaße lassen sich nur erah- 
nen, wenn wir uns vorstellen, was 
alles aus Kunststoffen hergestellt 
wird und wie groß die Flächen sein 
werden, die dafür benötigt werden. 
Die übliche Methode diese Flächen 
zu beschaffen, ist bisher immer die 
Vertreibung der Menschen von ihrem 
Land gewesen und in der Konse- 
quenz, deren Hungertod. Ein Bei- 
spiel, was die Produktion nachwach- 
sender Rohstoffe für eine Region 
bewirkt, ist der Nordosten von Bra- 
silien, wo das Zuckerrohr für die 
brasilianische Kraftstoffgewinnung 
angebaut wird. 


250.000 Zuckerarbeiter im Streik 


Rund eine Viertelmillion Arbeiter 
sind am Wochenende im brasiliani- 
schen Bundesstaat Pernambuco in 
den Streik getreten, um für Inflati- 
onsausgleich, Lohnerhöhungen und 
verbesserte Sozialleistungen zu pro- 
testieren. An dem Ausstand beteilig- 
ten sich 45 Gewerkschaften der 
Zuckerrohrarbeiter, nachdem 'Ver- 
handlungen mit Plantageneignern und 
verarbeitenden Unternehmen erfolg- 
los verlaufen ‘waren. 

Derzeit liegt die Zuckerrohrernte 
in dem Bundesstaat still, 1.300 ver- 
arbeitende Betriebe mußten ihre Ar- 
beit einstellen. Nach Auskunft der 
betroffenen Unternehmen soll es am 
Wochenende auch zu Firmen- und 
Plantagenbesetzungen durch die 
Streikenden gekommen sein. Die 
Gewerkschaften fordern eine 
8,9prozentige Lohnerhöhung sowie In- 
flationsausgleich von 62,4 Prozent. 
Ziel des Ausstandes ist die Durch- 
setzung eines monatlichen Mindest- 
lohns von umgerechnet rund 250 
Mark. Auf dem Forderungskatalog, 
der 40 weitere Punkte umfaßt, ste- 
hen zudem bessere Arbeitsbedingun- 
gen sowie höhere Zahlungen an Ta- 
gelöhner (ips)/taz, 28.9.83 
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soll zeigen, daß die gentechnologi- 


Ziel der Kontrolle und damit der 
Zerstörung von allem Leben hat. 
Genetische Forschung heißt sortie- 
ren und erfassen des "genetischen 
Materials" nach Gesichtspunkten der 
kapitalistischen Verwertbarkeit. Im- 
mer wenn eine neue Gen-Code ent- 
schlüsselt wird, wird er bewertet, 
nach Maßstäben der Verwertung, der 


Möglichkeit der Vernutzung durch : 


das Kapital. 

Was in der Analyse* der Frauen- 
bewegung als Eugenik in nationalso- 
zialistischer Tradition für die Repro- 
duktionstechnologien benannt wird, 
setzt sich nach demselben Muster 
auch in der Pflanzen- und Tiergene- 
tik um. Alles, was nicht für das Ka- 
pital verwertbar ist, ist schlecht, 
muß ausgemerzt werden, alles 
brauchbare wird optimiert. 

Die Bewegungen gegen Volkszäh- 
lung und Verdatung malen immer 
den "gläsernen Menschen" als 
Schreckgespenst an die Wand. Das 
Bestreben nach totaler Kontrolle be- 
zieht sich aber nicht nur auf den 
Menschen als Individuum, sondern ist 
schon längst auf alles was lebendig 
und damit nicht kaikulierbar ist, 
ausgeweitet. \ 

An diesem Punkt lassen sich Ka- 
pital und Patriarchat in der Inten- 
tion von Unterwerfung, Ausbeutung 
und Kontrolle nicht mehr trennen. 

Die Akzeptanzbemühungen um die 
Gentechnologie haben es geschafft, 
bis hinein in. die Linke eine Unsi- 
cherheit darüber zu schaffen, ob es 
nicht doch wichtig ist, die Genetik 
zur Bekämpfung heutiger Probleme 
in Anspruch zu nehmen, wie z.B. in 
der Medikamentenforschung oder im 
Bereich der Beseitigung der soge- 
nannten Altlasten, wie Giftmüll oder 
bleiverseuchte Böden. Die Gentech- 
nologie für diese Probleme in An- 
spruch nehmen zu wollen, stellt die 
Methoden patriarcha- 
ler/kapitalistischer Wissenschaft und 
damit Machtverhältnisse in keiner 


Weise in Frage. Diese Haltung bleibt 
bei dem Gedanken von Beherrschung 
und Kontrolle und hält fest an pa- 
triarchalen und kapitalistischen For- 
men, mit Krankheit und Unzuläng- 
lichkeiten umzugehen. 

Ein konsequenter Kampf gegen 
Patriarchat und Kapital muß auch 
die uns anerzogenen Bedürfnisse ‚das 
Leben unter Kontrolle zu bringen, 
angreifen und Unkraut und Wild- 
wuchs akzeptieren lernen. 

Die Tatsache, daß diese letzten 
Zeilen sich etwas im Nebulösen ver- 
lieren, zeigt, daß wir leider an der 
Frage, wie das zu leisten sei, auch 
nicht schlauer sind als andere. 
Trotzdem wollten wir auf diese ab- 
schließenden Gedanken nicht verzich- 
ten, weil wir sie für wichtig genug 
halten, um daran weiter zu diskutie- 
ren und um die Richtung aufzuzei- 
gen, als welchen Punkten die radi- 
kale Ablehnung der Genmanipulation 
an Pflanzen und Tieren von femini- 
stischer Seite über die Angst vor 
der ökologischen Katastrophe und 
einen ausschließlich materialistischen 
Ansatz hinausgehen kann. 


Frauengruppe gegen Gen- und 
Reproduktionstechnologie, Köln 


aus: tamınfo] 


Ölpalme: 


Doß vor allem die durch Gewebekultur 
ermöglichte vegetative Vermehrung von 
Bäumen kommerziell von größtem Inter- 
esse ist, springt in die Augen. Die jahr- 
zehntelangen Züchtungsarbeiten wer- 
den auf einem Bruchteil verkürzt. Die 
Chancen, vielmehr aber noch die unge- 
heuren Gefahren der Gewebekultur.beii 
Bäumen zei ‚sich om Beispielder Ol | 
palme: í m 

Unilever, der viertgrößte Multi: auber- 
halb der USA, verfügt über die modem- 
ste Gewebekultur-Technologie für die 
Ölpalme. Wurde diese früher traditionell 
mittels Saatgut gezüchtet, so werden die 
Pflanzen heute: im labor geklont. Die 
zwei wichtigsten Palmzentren von Unile- 
ver produzieren heute jährlich je 
500 000 miteinander nahezu identische, 
30 % ertragsstärkere Ölpalm-Pflänz- 
linge. Die Biologen in den Laboratorien 
von Vlaardingness (Holland) sind daran, 
immer weitere Zuchtziele zu erreichen, 
so z.B. Stammverkürzungen (zwecks Er- 
nteerleichterungen) - oder die ge- 
wünschte Ölzusammensetzung (bessere 
Streichfähigkeit"der' Margarine). Geht 
der Fortschritt in die richtige Richtung? 

Mit 3,5 Tonnen Ertrag pro Hektarist die 
Ölpalme bereits heute die ertragsstärkste 
Ölpflanze. Dank dem: Einsatz’ von auf 
Gewebekultur:“ basierender Züchtung 
steigt der Ertrag in den nächsten Jahren 
sogar auf I1'Tonnen::Die Katastrophe ist 
vorhersehbar. Ertragssteigerung und die 
Verbreitung der Palmölplantagen in Ma- 
Iaysig, Indonesiem und Brasilie; 
Unilı ie- i 
rentabel, Allein die Ölpalme kann den 
weltweiten: Ölbedarf decken: Hundert- 
tausende von Kleinbauem Südostasiens, 
die von der Kokospalme leben und die 


eines ng zu den modemen Agro- 
techniken haben; werden auf der Strecke | 
bleiben, 


icht zu vergessen sind. die weiteren 
negativen Auswirkungen: å 
Die geklonten Ölpalmen sind tever. 
Außerdem brauchen sie sechsmal soviel 
Behandlung mit Pestiziden ols „normai“ 
ve lanzen. — 
Unilever kontrolliert heute die Ölpal- 
menproduktion- und. ist:gleichzeitig der 
weltweit größte: Käufer des. Endproduk- 
tes. Unilever besitzt das Monopol über 
die- Ölpalmentechnologie: Der Zugang 
zum entsprechenden: Genmiaterial wird 
immer mehr erschwert: 

„Es istnicht die Technik oder die dahin- 
terstehende- Wissenschaft; sondem das 
sozioökonomische Umfeld, das schtecht 
ist”. schreibt: die. „Intemationale Koali- 
tion für Entwicklungs-Aktion” in einer 
Analyse: über die‘ Biötechnologie. Die 
Ölpalmenproduktion: beweist es. 


-> Honselement! 
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itschrift rund um die Themen 
Be nalisierung politischer Arbeit 
und 81292 kann der Auseinanderset- 
zung mit Knast nicht ausweichen. 
Gerade, wer Gefängnisse aller Art 
radikal ablehnt, ist auch von ihnen 
gefährdet, 

= Der $129a ermöglicht den Einsatz 
von sehr scharfer Untersuchungshaft 
zur Abschreckeung breiterer Bewe- 
gungen, der Beugehaft als Druckmit- 
tel, uns für Fahndungen benutzbar 
zu machen, horrende Prozesse und 
lange Haftstrafen. 

Politische Strategie und Taktik 
hört im Knast nicht auf. Für man- 
che beginnt die Politisierung sogar 
erst im Knast. Knast ist ein Misch- 
‚topf. Kämpfende Gefangene - ge- 
meint sind hier alle, die gegen die 
Schließermacht angehen - bringen 
unterschiedliche Erfahrungen mit. 
Können sie zusammenfinden? Was ist 
ihnen gemeinsam? 


DIE SCHACHTEL IN 
DERSCHACHTEL IN 


SCHWERPUNKT KNAST 


ch wenn wir nicht faßbar sind: 


Es gibt unterschiedliche Linien 
der Linken, Knast betreffend. Es gab 
Stillstand in der Diskussion. Es gab 
auch Verdrängungen. Zur Zeit er- 
scheint das Thema als "aktuell" 

Es Wird wieder diskutiert, und 
zwar drinnen und draußen in einer 
Form, die Hoffnung macht. Hoffnung 
darauf, daß politische Auseinander- 
setzung bald wieder über die starren 
Linien hinweg produktiv geführt 
werden könnte. Dafür brauchen wir 
die Zusammenlegung und die freie 
politische Kommunikation. 

Wir wollen mitmischen. Aber wir 
hoffen auch, daß die jetzt sich ent- 
wickelnden Denkanstöße nicht wieder 
weggeschoben werden, sobald der 
Hungerstreik für selbstbestimmte Zu- 
sammenlegung, Freilassungen, medi- 
zinische Versorgung und freie Kom- 
munikation beendet ist. So lange die 
Mauern noch nicht gefallen sind, ist 
das Thema aktuell. 


DERSCHACHTEL 


KÄFIG IN VARIATIONEN 


Was ist das ? Eine Schachtel, darin 
eine Schachtel in einer Schachtel 
-mit einer Schachtel drin usw. ? 
Wenn auf der äußeren Schachtel der 
Stempel "Abfall! Gefährlich!" zu fin- 
den ist und drinnen in allen Schach- 
teln Menschen stecken, dann ist es 
das aufgefächerte Gefängnissystem. 
Das ist sein Prinzip: ausgrenzen, 
nochmal ausgrenzen und nochmal. 
Isolation in der Isolation. Die Isola- 
te können unterschiedlich 
kombiniert und gehäuft werden. Und 
grade das hat sich in den letzten 20 
Jahren weiterentwickelt: die Vielfalt 
des Verpackungssystems für die Ab- 
gestempelten macht das System und 
zugrunde liegende Prinzipien weniger 
überschaubar. Hier soll jetzt weder 
die große theoretische Einschätzung 
zur Funktion der Knäste folgen noch 
ein Ertrinken in bloßen Details. 
Auch wenn es an vielen Stellen als 
banal erscheint und bekannt ist, 
sollen einige konkrete Erscheinungs- 
formen aufgezählt werden, um ihrem 
Symptomcharakter für ein System 
aufzuweisen. 
Zwangsaufenthalt 


Knast ist Zwangsaufenthalt in ex- 
tremer Enge unter ständiger Kon- 
trolle. Knast ist Isolation aus (mehr 
oder weniger) selbst gewählten Le- 
benszusammenhängen. Je selbstbe- 
stimmter Menschen also draußen ih- 
ren eigenen Ort und ihre eigenen 
Wege gewählt und vielfältige Bezüge 
entwickelt haben, um so härter muß 
sie Knast als Einschränkung treffen. 


Zwangsnachbarschaft 


Meist sind Gefangene Zelle an Zelle 
aneinandergereiht, teilweise auch in 
Gemeinschaftszellen zusammengep- 
fercht. Das bedeutet Zwangsnachbar- 
schaft, Behinderung selbstgewählter 
Bezüge auch am Ort des Zwangsauf- 
enthaltes. Wenn Gefangene nicht 
bloß zusammen Karten spielen, son- 
dern sich gegenseitig bestärken, sich 
nicht alles gefallen lassen, werden 
sie in der Regel schnell voneinander 
getrennt. Spitzel werden eingekauft, 
wenn einige Gefangene gegen die 
Knastverwaltung zusammenhalten und 
Zwänge unterlaufen. Trotzdem, da 
viel "abweichendes Verhalten" nicht 
individuell, sondern gesellschaftlich 
bestimmt ist, finden sich im Knast 
teilweise auch Menschen mit ähnli- 
cher Vorgeschichte, ähnlicher Kultur. 
Sie können miteinander umgehen. 
Revolutionäre Gefangene stehen 
als radikale Minderheit unter Bedin- 


gungen der Zwangsnachbarschaft im 
sogenannten "Normal"vollzug meist 
besonders allein. Sie sind bei entste- 
henden Kontakten härter bedroht von 
Kontroll- und Behinderungsmaßnah- 
men, weil sie als Staatsfeinde und 
Vollzugsfeinde vom ersten Augen- 
blick an bekannt sind. 


Unterschiedliche Formen und Grade 
der Einzelisolation 


Gefängnisorganisation "verordnet" 


 Einzelisolation in. voremgbiedliçhen 
Dosierungen und Begründungen. Un- 


tersuchungshaft ist z.B. in der Regel 
23 Stunden Einschiuß pro Tag. In 
Strafhaft öffnet sich dann der Fä- 
cher unterschiedlicher "Behandlungs- 
formen". In wenigen Gefängissen 
oder : Gefängnisabteilungen sind die 
Zellentüren tagsüber bzw. außerhalb 
der Arbeitszeit geöffnet. In fast al- 
len Strafanstalten gibt es Stunden- 
pläne für Einschluß (Zelle zu, Ge- 
fangene vereinzelt drin, soweit nicht 
Gemeinschaftszelle)/Umschluß (meh- 
rere Gefangene einer Abteilung, 
meist nicht mehr als drei, können 
sich nach Wahl in einer Zelle zu- 
sammenschließen lassen)/Aufschluß 
(Zellen auf, Beweglichkeit innerhalb 
der Abteilung)/Hofgang (normaler- 
weise gemeinsam mit anderen, es 
gibt aber auch Einzelhofgang für be- 
sonders isolierte Gefangene). Da- 
rüberhinaus gibt es verschiedene An- 
gebote von Gemeinschaftsveranstal- 
tungen (Fernsehen, Kirche), die nor- 
malerweise allen (außer bei Strafe, 
Sonderisolierungg oder "Trennung") 
zugänglich sind und solche, die auf 
Antrag genehmigt werden - oder 
auch nicht - (Sport,Kurse ..) 

Als Strafe gibt es besondere For- 
men von Einzelisolation: Ausschluß 
von‘ allen oder bestimmten Gemein- 
schaftsveranstaltungen, Verlegung auf 
spezielle Isolationsabteilungen, Verle- 

ng in Arrest- oder Beruhigungs- 
zellen, in denen es außer einem Klo- 
Loch im Boden nur einen Beton- 
sockel als Bett und eventuell eine 
Bibel gibt. Auch verschärfte Zensur, 
Schreibverbot zu bestimmten Perso- 
nen, Besuchsverbot, spezielle Be- 
suchskontrolle, Trennscheibe, gene- 
relle Kontaktsperre, Entzug von Le- 
sestoff sind Formen der Einzelisola- 
tion. Verdecktere Formen sind dau- 
ernde Verlegung, Trennen solidari- 
scher Gemeinschaften, Mißtrauen 
säen, ungleich behandeln, Gefangene 
gegeneinander ausspielen. Gefangene, 
die als für die Ordnung der Straf- 
vollzieher gefährlich bekannt sind, 
werden größtenteils extremer Einzel- 
isolation ausgesetzt, um sie zu bre- 


chen und um sie unschädlich zu ma- 
chen hinsichtlich ihres Einflusses auf 
andere. Dies gilt von vorneherein für 
fast alle Gefangene der Guerilla und 
systemkritischen-militanten Wider- 
stands das gilt auch für Gefangene, 
die sich während der Haft besonders 
heftig und durchhaltend wehren, 
zumal, wenn sie auch Mitgefangene 
ermutigen. Zur Isolation revolutio- 
närer Gefangener wurden spezielle 
"Hochsicherheitstrakte" gebaut. In- 
zwischen werden Hochsicher- 
heitstrakt mit Menschen sehr unter- 
schiedlicher Vorgeschichte belegt. 
Knastneubauten übernehmen derzeit 
viele Elemente aus dem "Modell" 
Hochsicherheitstrakt. Die Isolation 
von Kleingruppen zerstört zunehmend 
die knastinterne Öffentlichkeit. 


orad ogor oa 
Zensur 


Zensur soll als eine Form der Isola- 
tion hier wegen ihrer besonderen 
Bedeutung noch hervorgehoben wer- 
den. Alles, was Gefangene lesen 
wollen oder schreiben, kann zensiert 
werden, kanû an der Beförderung 
gehindert werden, wenn es in die 
Hände der Büttel fällt. Formal aus- 
geschlossen aus der Schnüffelei ist 
Verteidigungspost und Post zwischen 
Abgeordneten und Gefangenen. Aber 
auch mit solcher Post geschehen 
manchmal auffällige "Mißgeschicke". 
Es gibt keine Garantie, daß sich die 
Justizverwaltung an Gesetze hält, 
die ihre Macht einschränken. Emp- 
fang von Büchern und Zeitschriften 
wird für Gefangene in der Anzahl 
beschränkt und inhaltlich zensiert, 
meist müssen sie frisch vom Verlag 
kommen. "Natürlich" sind kritische 
Veröffentlichungen besonders zen- 
suranfällig. Auch das Standard-Gedu- 
del aus Lautsprechern und ausge- 
wähltes Fernsehprogramm ist Zensur, 
wenn Gefangenen eigene Geräte, ei- 
ene Programmwahl verwehrt wird. 
Ibst zu 
fangenen extrem erschwert, oft un- 
möglich gemacht. Wenn Gefangenen- 
zeitungen den Knastleiter als Her- 
ausgeber akzeptieren müssen, erüb- 
rigt sich jeder Kommentar. Kontrol- 
lierter Einzelbesuch ist ebenfalls 
eine Form von Zensur. Das wird 
praktiziert bei allen Untersuchungs- 
gefangenen, bei vielen wegen Dro- 
gendelikten Verurteilten, bei auffäl- 
lig "Renitenten" und "vollzugsgefähr- 
denden" Gefangenen - einschließlich 
derer, die für politisch motivierte 
Taten verurteilt wurden. Es behin- 
dert alle Gefangenen, daß ihre pri- 
vate Post gelesen werden kann. Aber 
natürlich:, je stärker jemand als kri- 
tisch auffällt, umso mehr kommt 
sie/er ins Fadenkreuz der Zensur. 
Dabei ist ja klar, daß gerade kri- 
tisch-aktive Gefangene besonders von 
Austausch und Informationen abhän- 
gig sind, die ihnen in der Knastun- 
mittelbarkeit größenteils fehlen. 


Zwangsarbeit 


In Strafhaft herrscht Zwangsarbeit. 
Das "herrschen" kann hier sehr 
wörtlich genommen werden. Gefan- 
gene haben die Pflicht, jede ihnen 
aufgezwungene Arbeit zu machen. 
Auf wenige Handgriffe beschränkte 
Handarbeit, die nach "Pensum", nach 
Stückzahl verrechnet wird, gibt es 
für in den Zellen arbeitenden Gefan- 
genen. Tüten 'kleben, Lüsterklemmen, 
Haarklemmen, zusammensetzen, 
Schrauben oder Sicherheitsnadeln ab- 
gezählt in Schächteichen packen, 
kann das sein. Die Gegenstände ha- 
ben kaum einen Wert und sind wenig 
sabotaganfällig, da so primitiv. Auch 
Werkshallen gibt es auf dem Knast- 
gelände. Oft stehen da alte und we- 
nig Arbeitssicherheit garantierende 
Maschinen. Meist bestimmt ein Ak- 
kordsystem die Soll-Produktion. 
Außerdem gibt es Arbeitsplätze für 
den Betrieb Knast: Küche, Essen- 
Austragen, Wäscherei, Putzkolonne 
und für (Angelernte oder Ausgebil- 
dete) Schuster- Elektriker-, Maurer, 
Frisier- oder Näharbeiten. (Von sol- 


"veröffentlichen wird Ge- 


chen Arbeiten profitieren teilweise 
auch Knastbedienstete). 5 % des 
Durchschnittslohnes der Rentenversi- 
cherten erhalten Gefangene. Das 
sind etwa 70 Pfennig bis 1 Mark und 
`n paar Gequetschte pro Stunde, DM 
5,60 bis DM 10,-- pro Tag (falls die 
geforderte Leistung erbracht wurde, 
also nicht als Garantielohn). Die 
Mehrzahl der Zahlungen liegt eher 
an der Untergrenze. 1/3 wird als 
Rücklage für die Entlassung einbe- 
halten. Abzüge gibt es für die Ar- 
beitslosenversicherung und die Kir- 
chensteuer. Der Rest kann für den 
monatlichen Einkauf genutzt werden. 
Es gibt auch noch die Einkaufssperre 
als Sanktion für irgendwelche Kon- 
flikte. Gewerkschaften verweigern 
Gefangenen die Mitgliedschaft. 
Zwangsarbeit fällt aus dem "freien" 
kapitalistischen Arbeitsmarkt - raus. 
Obwohl die Bedingungen so außeror- 
dentlich mies sind, unterwirft sich 
die Mehrzahl der Gefangenen diesem 
Zwang, um wenigstens etwas Tabak 
und Kaffee kaufen zu können. Un- 
tersuchungsgefangene haben keine 
Arbeitspflicht. Bei Gefangenen aus 
der Guerilla verzichtet die Herr- 
schaftspraxis meist auf diesen 


Zwangsmechanismus. Da ist das Pro- 
gramm ein anderes. Wo die Fronten 
so klar sind, könnte an dieser Stelle 
ein Schaukampf die Herrschenden 
auch eher Punkte kosten. Da ist es 
wohl günstiger, die Haftbedingungen 
zu spalten. auf der einen Seite das 
als "Resozialisierung" verbrämte Bild 
der Anpassung an "Arbeitsmoral", 


auf der anderen Seite die Sonder- 
Sonder-Sonder-Isolation... t 
Beides zum Brechen von Verwei- 
gerung, Widerstand, Identität. Beides 
zur Bestätigung der angeblichen Le- 
gitimität des Systems in der gesell- 
schaftlichen Öffentlichkeit. 


Zwangstagesablauf. 


In allen bisherigen Punkten. ist es 
schon angeklungen: Gefangene bewe- 
gen sich im Rahmen eines Zwangs- 
tagesablaufes. Ob 24 Stunden Ein- 
schluß ohne Tabak und irgendeinen 
Gegenstand in der Arrestzelle, 23 
Stunden auf der Einzelzelle, ob zur 
Selbstbeschäftigung Papier, Lese- 
stoff, Malgeräte oder Musikinstru- 
mente gekauft oder organisiert wer- 
den können, versucht vollständig die 
Knastorganisation zu kontrollieren. 
Ob Zwang zur Arbeit, zu welcher 
Arbeit, wie viele Stunden die Zellen 
geöffnet sind, welche Gegenstände 
sich in der Zelle befinden dürfen 
(Zellenrazzien), welche Lockerungen 
oder Verschärfungen Gefangene er- 
fahren, bestimmen die Funktionäre 
des Knastsystems. Zu betonen ist, 
daß es sich hier nicht bloß um indi- 
viduelle Aufdifferenzierung handelt, 
sondern daß der Strafvollzug in den 
letzten 20 Jahren mehr und mehr 


als ein System unterschiedlicher Ge- 
fängnistypen und -Stufen aufgeglie- 
dert worden ist. Es werden also 
auch "Gefangenen-Typen" sortiert 
und unterschiedlich behandelt. (schon 
seit jeher erstmal grob 
:Untersuchungshaft/Strafhaft/Männer/ 
Frauen/Jugendliche/Erwachsene/ zu- 
vor Zuchthaus-Gefängnis) Strafhaft 
wird inzwischen als gleitender Pro- 
zeß der Anpassung propagiert und 
teilweise auch erprobt. Im gefächer- 
ten "Stufenvollzug" sollen im Prinzip 
Gefangene mehrere Stufen durchlau- 
fen. Oft bleibt das Ideologie. Wer in 
den traditionellen Wegschließknästen 
einsortiert wird, bleibt in vielen 
Fällen auch dort hängen. Aber der 


Köder ist ausgelegt. Lockerungen 
sind möglich. Das ist Anreiz zur 
Anpassung. 


Als grobe Unterteilung gibt es im 
"Normalvollzug" "geschlossene" und 


: "offene" Anstalten. Wirklich "offen", 


d.h. ohne Einsperrvorrichtungen, das 
ist aber die absolute Ausnahme. 
"Halboffene" Anstalten oder Abtei- 
lungen gibt es mit unterschiedlichen 
Organisationsformen. Das Funktionie- 
ren im System der Zwangsarbeit 
spielt dabei eine große Rolle. Auch 
die "geschlossenen" Anstalten sind 
kein einheitlicher Block mehr. Nach 
außen gegen: Flucht ausgerüstet, 
können die Anstalten nach innen 
mehr oder weniger Möglichkeiten des 
Zusammentreffens mit anderen Ge- 
fangenen und sinnvoller Betätigung 
bieten. In vielen "geschlossenen" An- 
stalten spürt man aber noch deut- 
lich, wo sie herkommen: vom Zucht- 
haus, wo nur weggeschlossen, isoliert 


und mit körperlicher Gewalt zum 
Stillhalten gezwungen wurde. "Un- 
mittelbarer Zwang", Schlägertrupps 


gegen Widerstand leistende Gefan- 
gene, Fesselung und Totalisolation 
sind immer noch eine der Fratzen 
des Strafsysteem,, wo der Köder 
nicht funktioniert. 

Das Hausstrafensystem wird be- 
sonders im geschlossenen Vollzug an- 
gewandt. In der offeneren Form muß 
die Repression nicht so sichtbar 
werden, bei Auffälligkeit können Ge- 
fangenen von dort schnell verlegt, 
zurückgestuft werden. In manchen 
Knästen sind die Köder saftiger als 
in anderen, aber es gibt sie überall: 
etwa die Bewilligung von Materialien 


zur eigenen Beschäftigung (Radio 
oder Fernsehen, eigene Kleidung, 
persönliche Gestaltung der 


Hafträume, Zulassung zu einer Hob- 
bygruppe, Ausbildung oder Genehmi- 
gung von Ausführung, Ausgang, Ur- 
laub, Außenarbeit, 2/3-Entlassung). 
Neben den Ausformungen des 
"Normal"-vollzugs gibt es noch Spe- 
zialanstalten: Einweisungsknäste, 
pädagogische Zentren, Umschulungs- 
knäste, sozialtherapeutische Anstal- 
ten, Knastkrankenhäuser, Knast- 
psychiatrien, Maßregelvollzug, Si- 
cherheitsverwahrung, Drogenknäste, 
Hochsicherheitstrakte. Die schon er- 
wähnten Knastneubauten nach dem 
Modell der Hochsicherheitstrakte ha- 
ben kleine, voneinander abgeschot- 
tete Abteilungen. Technische Sy- 
steme zur optischen und akustischen 
Überwachung sind Standard. Aber 
auch mehr Personal wird zur Kon- 
trolle und Beeinflussung eingesetzt, 
das sind besonders geschulte Wär- 
ter/innen, viele Psycholog/inn/en und 
Sozialarbeiter/innen. "Behandlungs- 
vollzug" oder "Wohngruppenvollzug" 
sind dann die schönfärberischen Be- 
zeichnungen. ‚Das Besondere an die- 
sem "Behandlungsvollzug" ist, daß 
das Abweichen von der Norm über- 
wiegend als eine individuelle Krank- 
heit gekennzeichnet wird, die es zu 
"heilen" gilt. Zwangstherapie, Knäste 
als Labors für Sozialtechnologien der 
Anpassung sind hier die Stichworte. 
Es herrscht Vereinzelung, weitrei- 
chender Zugriff auf die Identität der 
Einzelnen (bei gleichzeitiger Kon- 
trollierbarkeit und Beeinflußbarkeit 
von Beziehungen in Kleingruppen) 
und auf Gruppenprozesse. 
Zusammenfassend läßt sich dazu 
sagen: Zwangstagesablauf ist nicht 
überall direkt als solcher erkennbar. 
Je vielfältiger die Auswahl zwischen 


` Wracks 


Zuckerbrot und Peitsche, von direk- 
ter und indirekter Kontrolle, umso 
allgegenwärtiger der Zugriff, die 
Steuerungsmöglichkeit durch die In- 
stitution, um so größer auch die 
Möglichkeit, die Gefangenen zu spal- 
ten, zu vereinzeln.Wenn wir von 
draußen auf das Knastsystem gucken, 
werden wir von solcher Vielfalt 
teilweise verwirrt. Mancher Vor- 
zeige-Knast sieht dann gar nicht so 
schlimm aus. Machen wir uns be- 


wußt: für jede offene Tür bleiben 
viele verschlossen, jeder (angebli- 
chen) Förderung stehen extreme 


-Mangelsituationen und Verkrüppelun- 


gen entgegen, jede Teilbefriedigung, 
jede Minute selbst gestalteter Zeit 
kann wieder entzogen werden. Ist es 
dann übertrieben, wenn wir sagen: 
Fremdbestimmung, Regulierung aller 
Abläufe ist allgemeines Organisati- 
onsziel von Knast ? 


Zwangskrankheit 


(da wir in dieser Zeitung ein 
sehr ausführliches Papier zu medizi- 
nischer Versorgung im Knast ab- 
drucken, das sich inhaltlich mit dem 


nun folgenden Abschnitt decken 
würde, haben wir den Punkt auch 
aus Platzgründen hier gestrichen. 


Wir bitten unter "freie medizinische 
Versorgung" nachzulesen ). 


An 


— me. 
Zwangspsychiatrie 


Als letztes Mittel außer Druck und 
Ködern bleibt Zwangspsychiatrisie- 
rung. Das setzt ein beim Zugriff auf 
die Seele des Gefangenen im "Be- 
handlungsvollzug", wird krasser bei 
der heimlichen Abgabe von Psycho- 
pharmaka und der sensorischen De- 
privation. Es wird noch offener bru- 
tal in den Knastpsychiatrien. Knast 
ruft viel psychisches Leiden hervor. 
Sicher landen auch psychisch Lei- 
dende in den Knastpsychiatrien. Ge- 
heilt werden sie in diesen doppelten 
Zwangsanstalten bestimmt nicht. Si- 
cher ist aber auch, daß viele, die 
sich besonders hartnäckig wehren 
und auch durch das System der Son- 
derstrafen nicht gebändigt werden 
können, als psychisch krank erklärt 
und dann mit sehr harten Mitteln 
reaktionsunfähig gemacht werden. 
Als nicht mehr wiedererkennbare 
werden so Behandelte zur 
Abschreckung teilweise wieder in 
den "Normalvollzug" geschickt. 


Was soll das Ganze? 


Wir haben uns jetzt so weit auf 
Grundrisse des Gefängnisunwesens 
eingelassen, daß wir Gefahr laufen, 
den Gesamtbau, die gesellschaftliche 
Funktion von Knast aus dem Auge 
zu verlieren. Mit der Auffächerung 
des Knastsystems ist dieses unüber- 
sichtlicher geworden. Wir wollten 
durch das bisher vorgetragene eine 
Vielfalt der eingesetzten Mittel an- 
deuten. Wir wollen aber dabei ganz 
besonders sichtbar machen, daß da- 
hinter ein allgemeines Prinzip steht: 
Teile und Herrsche. 


Isolation und Fremdbestimmung - 
was gleichbedeutend ist mit: Brechen 
kollektiver, herrschaftsbehindernder 
Zusammenhänge und Brechen persön- 
licher Identität. Aber das kennen wir 
alle: Von den abgestuften Mitteln 
der Isolation und Fremdbestimmung 
sind ALLE betroffen, die nicht in 
Schaltstellen der Macht sitzen, alle 
Gefangenen, alle von Knast Bedroh- 
ten, alle mehr oder weniger Ange- 
paßten in der Gesellschaft. Wer sich 
schnell duckt, bekommt die Gewalt 
des Systems weniger direkt zu spü- 
ren, ist für die Profiteure des Sy- 
stems benutzbar. An denen, die sich 
wehren, wird die Gewalt der Herr- 
schenden demonstriert. Das sind 
dann die "Vorzeige-Bösen", die eine 
Mehrheit dazu bewegen sollen, zu 


ducken, bloß nicht aufzumucken. 
Dieser Spaltungsmechanismus gilt 
sowohl für die einzelnen Gefäng- 
nisse, zwischen den verschiedenen 


Gefängnisarten und zwischen Gefan- 
genen und den (mehr oder wengier 
auffällig) draußen Kontrollierten und 
Fremdbestimmten. 

Wir wollen jetzt nicht so platt 
argumentieren, als gäbe es eine zen- 
tral gesteuerte Herrschaftsstrategie. 
Sicher gibt es verschiedene Fraktio- 
nen der Mächtigen, verschiedene 
Teilstrategien. Aber so lange Herr- 
schaft und Macht nicht in Frage ge- 
stellt werden, ergänzen diese sich, 
machen sie das Gesamtsystem auch 
schwerer angreifbar. Knast ist in un- 
seren Augen eine typische "letzte 
Konsequenz" von Herrschaft. 


Und als solche "letzte Konsequenz" 
richtet sich Knast wohl gar nicht 
hauptsächlich an die, die in ihm ge- 
fangen sind, sondern an die, die 
Fremdbestimmung draußen akzeptie- 
ren und sich in ihrer Unterwerfung 


als die "guten Menschen" fühlen 
sollen. 
Die "Rückfallquoten" beweisen ja, 


daß Knast als Abschreckung gegen- 
über den besonders Gefährdeten oder 
Unangepaßten sowieso nicht funktio- 


oe iert. _Abschreckbar sind allenfalls 
2 ar so extremen 


Situationen aufwachsen, nicht gar zu 
konsequent aufbegehren. 

Mit einigen Herausgegriffenen, 
Bestraften, die als "Kriminelle" oder 
"Terroristen" abgestempelt werden, 
schmückt sich ein System der Un- 
gleichheit mit der Vortäuschung von 
Rechtmäßigkeit. So wird eine 
"schweigende Mehrheit" an der Kan- 
dare gehalten, egal, ob in den Indu- 
strie-Metropolen zur Ausbeutung, im 
Trikont geschwiegen wird, ob "die 
Malocher nur ein ganz klein wenig 
murrend alles mit sich machen las- 
sen, oder ob eine mehr oder weniger 


wortradikale "Linke" nichts mehr 
dazu sagt, was mit den gefangenen 
Genossen und Genossinnen und mit 
den anderen Abgestempelten ge- 
macht wird. 


Eine der Hauptfunktionen von Knast 
ist also das Ausgrenzen, das Ab- 
stempeln der Unangepaßten, die auf- 
gefallen sind, damit die Angepaßten 
sich auch obne Knast fernsteuern 
und kontrollieren lassen. 


Das heißt aber auch, daß ein Herr- 
schaftssystem‘ die vorzeigbaren Aus- 
zugrenzenden sehr gut brauchen 
kann, um der Mehrheit deutlich ihre 
Grenzen zu setzen. Wenn die äußer- 
ste, brutalste und totzdem "legale" 
Repression noch sichtbar ist, kann 
vor diesem Hintergrund "Demokratie" 
als eine Farce gespielt werden, kann 
die Leine etwas lockerer gehalten 
werden für die, die nicht auf radikal 
freien Wegen bestehen. Die Ein- 
schränkung und Zwänge des Alltags 
der Nicht-Mächtigen dieser Gesell- 
schaft sollen vor diesem Hintergrund 
als unvermeidbar empfunden werden. 
Labors der Sozialtechnologie!!! 

Seit über einem Jahrzehnt werden 
uns in der BRD die Knäste ideolo- 
gisch hauptsächlich als "pädagogische 
Anstalten" vorgegaukelt mit ihrer 
angeblichen Aufgabe der "Resoziali- 


sation". Diese Pädagogik ist ein 
"Theater für Zusschauer";: Mit der 
Verpflichtung auf die "Werte" der 


Zwangsarbeit und der Anpassung 
werden eher die bestätigt und fest- 
gebunden, die noch nicht ausgeschert 
sind, obwohl sie viele Gründe zum 
Ausscheren hätten. Den Knasterfah- 
renen entlockt die Resolzialisierungs- 
floskel nur ein müdes Grinsen. Sie 
wissen, "resozialisiert" sind die, die 
andere verraten und sich seibst duc- 
ken, die, die ihr eigenes ich aufge- 
geben haben. Ja, diesen faktischen 
Kern hat die Resozialisierungsideolo- 
gie: Sie legitimiert alle : Unterwer- 
fungsstrategien, jedes Ausmerzen von 
Kollektivität und Revolte. Wer z.B. 
"Kriminalität" als konkurrenzkapitali- 
stisches Geschäft betreibt und jedem 
Druck von oben nachgibt, ist in die- 
sem Sinn durchaus herrschaftsdien- 
lich sozialisiert. 

Wer aber im Knast und außerhalb 
des Knastes Selbstbestimmung und 
Kollektivität verteidigt, stößt beim 
Durchhalten auf zunehmende Repres- 
sion, bis hin zur physischen Vernich- 
tung derer, die auch als Vereinzelte 
noch nicht aufgeben. 

Das ist aber nur möglich, so 
lange es noch schweigende Mehrhei- 
ten gibt. Wenn viele erkennen, daß 
sich das Knastsystem gegen alle 
Nicht-Mächtigen richtet, gegen die 
Revoltierenden und die Verweigern- 
den, gegen die bloß rum-Maulenden 
und gegen die Angepaßten, kann sich 
starker und vielfältiger Widerstand 
entwickeln. Dann wird die Waffe der 
Isolation stumpf. 


...hier mündet die Aufzählung einiger 
Taktiken der Herrschenden in Fragen 
zu unseren Möglichkeiten von Reak- 
tion und Aktion. Die greifen wir 
aber jetzt nicht auf, verschieben wir 
auf eine Folgenummer. Es muß aber 
zumindest noch betont werden, daß 
Gefangene nicht bloß Opfer, sondern 
auch Handelnde sind. Hinter der Be- 
zeichnung "kämpfende Gefangene" 
können tausende Gesichter und Si- 
tuationen sichtbar werden, wenn wir 
hinsehen, 
ausschließlich die ganz große, spek- 
akuläre Aktion vers 


Drinnen und draußen EIN KARPE 


Kämpfe, alltägliche Gegenwehr, Wi- 
derstand gibt es an vielen Orten. 
Teilweise fehlt das Bewußtsein, da- 
bei unterschiedlichen Teilen eines 
zusammenhängenden Systems entge- 
genzutreten. Anti-Knast-Kämpfe 
wurden längere Zeit zwischen den 
versprengten Bewegungen wenig be- 
rücksichtigt. Auch wenn sich Auf- 
merksamkeit kurzfristig auf exem- 
plarische Kämpfe drinnen richtet, 
entsteht draußen manche Unsicher- 
heit über mögliche bzw. notwendige 
Anknüpfungspunkte. Wenn die Parole 
nicht bloß Parole sein soll, müssen 
wir noch viel voneinander lernen. 


wenn wir darunter nich = 


ZU DER FORDERUNG NACH 
FREIER MEDIZINISCHER 
VERSORGUNG 


Am 1.2.1989 sind Gefangene aus 
Guerilla und Widerstand in einen un- 
befristeten Hungerstreik getreten. 
Einige sozialpolitische Gefangene ha- 
ben sich ihnen angeschlossen (sozial- 
politisch deshalb, weil auch die so- 


genannten sozialen Gefangenen aus 
durchaus gesellschaftspolitischen 
Gründen im Knast sind und wir's 


wichtig finden, dies mit unserem 
Sprachgebrauch auch immer wieder 
bewußt zu machen). 

Da die Gefangenen in ihrer Hun- 
gerstreikerklärung ausführlich auf 
ihre Forderung nach Zusammenlegung 
eingegangen sind, wollen wir an die- 
ser Stelle die Forderung nach freier 
medizinischer Versorgung, ihre Hin- 
tergründe und Bedeutung etwas ge- 
nauer herausarbeiten. Wir verbinden 
mit diesem Papier die Hoffnung, daß 
andere ‚Gruppen sich der genaueren 


Beschäftigung mit anderen Forderun- de Ri 


gen zuwenden und ihre Ergebnisse 
ebenfalls anderen Gruppen und Ein- 
zelpersonen zugänglich machen. 
Diese Form der Unterstützung des 
Hungerstreiks der Gefangenen er- 
scheint uns als eine nicht zu unter- 
schätzende Möglichkeit, mehr Men- 
schen mit den Fragen und Hinter- 
gründen von Kämpfen im Knast ver- 
traut zu machen, ein Bewußtsein für 
die Zusammenhänge der Kämpfe 
drinnen und draußen zu schaffen und 
damit auch eine breite Unterstüt- 
zungskampagne voranzutreiben. 


Knast macht krank 


Knast bedeutet Einschränkung und 


Reglementierung in allen Bereichen. ` 


Die Bedingungen im Knast sind ins- 
gesamt lebensfeindliich und damit 
krankmachend. 

Wir gehen davon aus, daß den 
meisten die Abläufe im Knast und 
ihre Auswirkungen auf die gefange- 


“nen -Menschen zumindest ‘grob be- 


kannt sind. Trotzdem wollen wir hier 
einige Grundzüge vom Knast im 
Hinblick auf ihre krankmachende 
Wirkung noch einmal benennen, sozu- 
sagen als Versuch, Knast etwas 
greifbarer zu machen, auch für uns 
selbst. 

Im Knast eingesperrt zu sein, be- 
deutet nicht nur, sich nicht "frei" 
bewegen zü können. Es bedeutet 
auch Trennung von FreundInnen, Ge- 
nossInnen, von der Familie, für viele 
sogar der Wegfall aller sozialen 
Kontakte nach draussen. Mit ihrer 
Inhaftierung werden die Menschen 
aus ihrem gewohnten Leben brutal 
herausgerissen. 

Stattdessen sind sie einer totalen 
Institution unterworfen, die den Ta- 
gesablauf und das Leben überhaupt 
perfekt reglementiert, die nur sehr 
begrenzten Raum für eigene Ent- 
scheidungsmöglichkeiten läßt. Wann 
es was zu essen gibt, wann und mit 
wem der Hofgang stattfindet, häufig 
auch, wann das Licht ein- und aus- 
geschaltet wird (diese Aufzählung 
läßt sich seitenlang fortführen), dies 
alles können die Gefangenen nicht 
selbst entscheiden. 

Knast bedeutet auch den Verlust 
eines eigenen Bereiches, der Privat- 
sphäre. Man/Frau ist einer perma- 
nenten Kontrolle ausgesetzt, fast 
jede Lebensäußerung wird registriert, 
ständig droht eine Zellenrazzia. 

Dies alles führt bei den Gefange- 
nen zu einer ständigen Anspannung, 
zu Dauerstreß. Verschärft wird die 
Situation noch durch die miserable 
Versorgung und Unterbringung. Die 
Zellen sind winzig in der Regel un- 
ter 10 qm), in den neuen Knästen 
oft überhitzt und in den alten zu 
kalt (im Winter wurden dort schon 
Temperaturen von 8 Grad gemessen). 
Das Essen ist nach wie vor schlecht: 
kohlehydratreich, eiweißarm, kaum 
Vitamine. Hinzu kommt noch der 
Bewegungsmangel, sowie die Auswir- 
kungen einer meist stumpfsinnigen, 
eintönigen Arbeit. 

In dieser extremen Situation krank 
zu werden, ist sicherlich eine ge- 


ganische Krankheiten, wie z.B. auc 
bei Claudia Wannersdorfer, die in- 
folge der Isolationshaft epileptische 
Anfälle kriegt. 

Die einzige Möglichkeit für die 
gefangenen Menschen, den Auswir- 
sungen der krankmachenden Bedin- 
gungen nicht völlig ausgeliefert zu 
sein, ist, sich die Funktion der im 
Knast allgegenwärtigen Unter- 
drückung, Demütigung, Reglementie- 
rung bewußt zu machen und dagegen 
anzugehen. Auch wenn die Knastad- 
ministration darauf mit Disziplinar- 
maßnahmen und /oder einer grund- 
sätzlichen Verschärfung der Haftbe- 
dingungen reagiert, und somit die 
offensichtlich krankmachenden Fak- 
toren noch verstärkt werden, so ist 
es wahrscheinlich noch die einzige 
Möglichkeit, den Knast einigermaßen 
"heil" zu überstehen. 


gnal, ein Sichaufbäumen gegen die 
Bedingungen. Die Beschwerden und 
Krankheiten, unter denen Gefangene 
zu leiden haben, sind sehr vielfältig. 
Das geht von Erkältungsanfälligkeit 
(die . Widerstandskräfte sind fast 
zwangsläufig herabgesetzt) über 
Kopfschmerzen, Magengeschwüre bis 
hin zum Haftkoller und Depression 
einmal quer durchs Medizinbuch. Im 
Folgenden ein Zitat eines Gefange- 
nen: 


"Ein Gefangener, der neun Monate 
inhaftiert ist, unter denselben Bedin- 
gungen wie ich, also innerhalb des 
Gefängnisses nicht isoliert. Er klagt 
über dauernde Kopfschmerzen, mi- 
gräneartig, ein starker Druck um die 
Schläfen. Er kann sich nicht mehr 
konzentrieren: Ein Buch zu lesen, ist 
ihm ungmöglich geworden - schon 
seit drei, vier Monaten gelingt ihm 
das nicht mehr. Das Lesen hat er 


deswegen ganz aufgegeben. Er al 
spricht nur flüstern ernd, _"nuscheind" ae za uaktiog der Kae dei 
und verwirrt. Manchmal versteht Die K: di S h ah 
man ihn nicht. Er sagt, er kann SERIE EN era En 


lichen Prinzipien wie auch die Medi- 
zin draußen, die berechtigterweise 
massiv kritisiert wird. Nicht die Ge- 
sundheit steht im Vordergrung der 
"Behandlung, sondern das Interesse 
der Herrscheinden. Es geht in erster 
Linie um die Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit in möglichst kurzer 


nicht mehr lauter reden, er sei zu 
aufgeregt, die Kehle ist. ihm zuge- 
schnürt. Bei der Gerichtsverhandlung 
war er derart aufgeregt, daß er kein 
Wort herausbrachte. Die Verhandlung 
mußte ausgesetzt werden. Sein Puls- 
schlag war bei der Verhandlung auf 


130. "Er zitterte und hatte z a Ken 
Schweißausbrüche. Er konnte- nicht Zeit und das mo glichst billig, auch 
stehen, nicht reden, verstand kaum wenn das langfristig der Gesundheit 


etwas von dem, was vorging. Er schadet. 

sagt, die Gedanken würden sich ihm Die Knastmedizin hat im Wesentli- 
verwirren, : er könne nichts mehr chen drei Funktionen: 

aufnehmen. Er "faselt" assoziativ, in - Sie hat dafür zu sorgen, daß die 
langen Pausen." Gefangenen nicht "haftunfähig" 

7 3 F werden. 

ae en E eura i Ihr. kommen umfangreiche Kon- 
eraakten trollfunktionen zu. 


Die Isolationshaft ist die brutalste - Sie legitimiert nach außen krank- 


der vielen . Sonderhaftbedingungen, machende Bedingungen im Knast. 
mit denen die Herrschenden die Ge- -Die medizinische Versorgung im 
fangenen zu spalten versuchen: sie Knast ist der Justizverwaltung un- 


ist eindeutig auf die Vernichtung der 
Identität der Gefangenen ausgerich- 
tet. Seit Jahren schon ist die Isol- 
haft nicht nur auf politische Gefan- 
gene beschränkt. Auch für viele so- 
zialpolitische Gefangene, die sich im 
Knast nicht widerstandslos unterord- 
nen, ist diese Vollzugsart Realität. 
Zur Isolation nach außen kommt 
hier noch das Abschotten vom Ge- 
fängnisalltag dazu: Einzelhofgang, 
Einzelduschen (oder nur mit wenigen 
anderen zusammen), Ausschluß von 


terstellt. Die Ärztinnen werden aus 
dem Knasthaushalt bezahlt und nicht 
wie draußen von den Versicherungs- 
trägern. Es erscheint uns nur logisch 
und konsequent, daß die KnastärztIn- 
nen im Interesse ihrer Arbeitgeberin, 
der Justiz, handeln. 

Dies beginnt bei der zwangsweisen 
Eingangsuntersuchung, die vor- allem 
die Funktion hat, die inhaftierten 
Menschen "haftfähig" zu schreiben. 
Dieser Ablauf entbehrt nicht eine 
gewisse Zynik, hält man/frau sich 
der Teilnahme an Gemeinschaftsver- einerseits mal die krankmachenden 
anstaltungen oder vom Umschluß. Bedingungen vom Knast vor Augen 
Die Gefangenen sind einem ständigen und andererseits die Verpflichtung 
Entzug von Sinnesreizen ausgesetzt: der Ärztinnen, für die Gesundheit 
Sichtblenden oder Fliegengitter be- der von ihnen behandelten Menschen 
schränen den Sehsinn, besonders ab- zu sorgen. Noch krasser zeigt sich 
gedichtete Türen und Fenster sowie dieser Widerspruch bei der Beteili- 
leere Nachbarzellen entziehen die gung von ÄrztInnen an den Maßnah- 
Geräusche. Obt bleibt die Zellenbe- men zur Erhaltung von "Sicherheit 
leuchtung auch nachts eingeschaltet, und Ordnung" in der Anstalt. Es sind 
zeitweise wird die Situation durch Ärztinnen, die die "Arrestfähigkeit" 
Schlafentzug noch verschärft. von Gefangenen attestieren, bevor 

Die zwangsläufigen Auswirkungen diese zur Disziplinierung bis zu vier 


sind bekannt: Kopfschmerzen, Kon- Wochen im Bunker weggeschlossen 
zentrationsschwierigkeiten, Schlafstö- werden (Es kommt auch vor, daß die 
rungen, Verdauungsstörungen, "Arrestfähigkeit" erst nachträglich 


Falschwahrnehmungen, manifeste or- festgestellt wird). Bunker heißt eine 


` für‘ die einzelnen Gefangenen 


hermetisch abgeriegelte Zelle, in der 
nur eine Matratze (manchmal auch 
ein "Betonbett") ist und ein Klo, 
sonst nichts, absolut nichts. 

Nach und nach sind diese offen- 
sichtlich brutalen Bunkerstrafen ei- 
ner lautloseren, dafür aber noch ein- 
scheidenderen Bestrafung gewichen, 
an der die Ärztinnen maßgeblich be- 
teiligt sind: der Psychatrisierung. 
Aus vielen Knästen ist bekannt, daß 
sogenannte renitente Gefangene mit 
"Betonspritzen" (das sind hochdo- 
sierte Psychopharmaka, Neuroleptika) 
ruhiggespritzt werden. Aber auch ge- 
fangene Menschen, die den Knast 
psychisch einfach nicht mehr aushal- 
ten und ausrasten, also den Haft- 
koller kriegen und/oder suizidgefähr- 
det sind, werden inzwischen routi- 
nemäßig mit Psychopharmaka "be- 
handelt" 

Schließlich sind es auch Ärztin- 
nen, die die schmerzhaften und ent- 
würdigenden rektalen Untersuchungen 
bei Gefangenen durchführen, die 
verdächtigt werden, im Darm etwas 
versteckt zu haben oder auch nur 
gedemütigt werden sollen. 

Die Beteiligung von KnastärztiIn- 
nen an der Zwangsernährung oder an 
der Komalösung erscheint in diesem 
Zusammenhang auch aur logisch. Es 
geht darum, den Widerstand hunger- 
streikender Gefangener zu brechen, 
auch wenn die angewandten metho- 
den lebensgefährlich sind. 

Es gibt noch mehr Bereiche im 
Knast, wo die ÄrztInnen eine aus- 
schließliche Kontroll- und Straffunk- 
tion haben. Bereiche, die mit Medi- 
zin überhaupt nichts zu tun haben. 
Es fällt z.B. auch in- ihren Aufga- 
benbereich, über "Verbesserungen" 
der Haftsituation einzelner Gefange- 
ner zu entscheiden. Von der Verord- 
nung der Ärztinnen sind die Geneh- 
migungen von z.B. Milch, Zusatzobst, 
einer Leselampe oder eines längeren 
Hofganges abhängig, alles Dinge, die 
le- 
benswichtig sein können. Die Ableh- 
nung dieser "Vergünstigungen" wirkt 


dementsprechend: 


Die ‘medizinische Behandlung im 
herkömmlichen Sinn beschränkt sich 
in der Regel auf eine medikamen- 
töse Unterdrückung von Symptomen, 
Gradmesser der Behandlung ist der 
Erhalt der "Haftfähigkeit". Davon, 
was es bedeutet, im Knast krank zu 
werden, später noch genauer. Wie 
miserabel die medizinische Versor- 
gung im Knast auch sein mag, allein 
durch das Vorhandensein von Ärztin- 
nen in den Gefängnissen wird nach 
außen der Schein einer umfassenden 
Behandlung aufrechterhalten, und 
schließlich werden die krankmachen- 
den Bedinungen von Knast insgesamt 
legitimiert. 

Natürlich kommt es auch ab und 
zu mal vor, daß ein/e engagierte 
Ärzt/in in den Knast geht, mit der 
Hoffnung, die Situation für die Ge- 
fangenen zu verbessern. Aber da- 
durch, wie die medizinische Versor- 
gung in den Ablauf des Volzugs in- 
tegriert ist, ist klar, daß sie schei- 
tern müssen: entweder sie passen 
sich an, oder sie erkennen die Hoff- 
nungslosigkeit ihres Vorhabens , und 
gehen, oder aber sie werden gefeu- 
ert. 


Die medizinische Versorgung im 
Knast 


Im Knast muß es, damit er seine 
entsprechende Wirkung behält, immer 
noch etwas schlechter als für die 
Leute draußen sein. Dies läßt sich 
natürlich auch in Bezug auf die me- 
dizinische Versorgung sagen. Grund- 
lage für die medizinische Versorgung 
ist die sogenannte "Fürsorgepflicht" 
des Staates gegenüber den Gefange- 
nen ("Für die körperliche und gei- 
stige Gesundheit des Gefangenen ist 
zu sorgen." 856, Abs.l StVollzG). 
Das hat zur Folge, daß die Gefange- 
nen u.a. nicht krankenversichert 
sind, weil der fürsorgende Staat ei- 
gene ÄrztInnen bereit hält. Einher- 
gehend damit gibt es natürlich auch 
keine freie ÄrztInnenwahl. 

In den Knästen gibt es sogenannte 
Artgeschäftsstellen, die von Sanitä- 


terInnen verwaltet werden. Je nach 


Be,des Knastes sind an bestimm- 
Tagen, teilweise auch an allen 
gen, zu bestimmten Zeiten, prati- 
he Ärztinnen dort. FachärztInnen 
kommen nur stundenweise in die 
Knäste. Dies genauer zu beschreiben 
‘schwierig, da es von Knast zu 
hieden ist. Es ist aber 
nastärztInnen zahlenmäßig 
mehr Patientinnen zu ver- 
n als ihre "Kolleginnen" 


Ben. 
Jm zu einen Arzt/einer Ärztin 
zu gelangen, muß ein schriftlicher 
Antrag gestellt werden. Daraufhin 
wird der/die Gefangene erstmal von 
dem/der Sanitäterin aufgesucht, 
der/die dann entscheidet, ob es 
"ernst" genug ist, um den/die Ärztin 
zu bemühen. Die meisten der Sanitä- 
terinnen sind ehemalige SchließerIn- 
nen, die Lehrgänge absolviert ha- 
ben... 

Je nachdem, wie der Knast mit 
Ärztinnen besetzt ist, kann eine 
Vorstellung noch am selben Tag lau- 
fen, es kann aber noch einige Tage 
dauern. Es treten also immer wieder 
Situationen ein, wo ein Arzt/eine 
Ärztin nicht erreichbar ist. In diesen 
Fällen sind die Gefangenen auf die 
SchließerInnen und die SanitäterInnen 
angewiesen. Bei Krankheits- und 
Notfällen, bei denen kein Azt/keine 
Ärztin da ist, scheint ihre Aufgabe 
darin zu bestehen, dafür zu sorgen, 
Krankheitssymptome so lange zu un- 
terdrücken, z.B. durch Schmerz- 
tabletten oder sie ganz zu ignorie- 
ren, damit möglichst nicht, extra ein 
Arzt/eine Ärztin in den Knast geholt 
werden muß. Dies läuft dann teil- 
weise über Ferndiagnosen, d.h. 
‚der/die SanitäterIn ruft den/die Ärz- 
tin draussen an, schildert die Sym- 
ptome und bekommt dann Anweisun- 
gen. Die Wirkungsweise dieser Art 


tersuchung beim Arzt/der 
Ärztin (bei der der Sanitäter/die Sa- 
äterin anwesend ist, di 


mulantinnen abgeblockt werden, ei- 
ner Fließbandabfertigung unterwor- 
fen, die eine oberflächliche Sym- 
ptombehandlung zum Inhalt hat, es 
kommt oft zu Falschdiagnosen. Noch 
übler ist dies für ausländische Ge- 
fangene, die sich oft nicht mit dem 
Arzt/der Ärztin verständigen können, 
DolmetscherInnen werden für diesen 
Fall nicht gestellt. Daß viele Krank- 
heiten knastbedingt sind, findet wei- 
ter keine Beachtung. Die Behandlung 
bestimmt sich immer auch nach der 
Kostenfrage. Je aufwendiger und 
damit teurer die Behandlung ist, de- 
sto mehr Anträge und Begründungen 
müssen die Ärztinnen für die Justiz- 
verwaltung schreiben, die - Fürsor- 
gepflicht hin oder her - starke 
Spartendenzen in diesem Bereich 
zeigt. In den Knästen gibt es keine 
‚Apotheken. So wird der Arzt/die 
Ärztin ein bestimmtes Spektrum von 
Medikamenten haben, aus denen 


` er/sie auswählen kann, was die indi- 


viduelle Behandlung einschränkt. 
ı Zudem ist bezüglich der Medika- 
mente im Knast noch zu erwähnen, 
‚daß es immer wieder vorkommt, daß 
Medikamente ohne Beipackzettel 
jegeben werden, sich Gefangene 
nicht über Wirkungsweise und 
anzeigen informieren können, 
Medikamentenversuche mit Ge- 
n gemacht werden (so wird 
esagt, sie bekämen Vitamin- 
während ihnen in Wirklich- 
Psychopharmaka gespritzt wer- 
daß Medikamente ausgegeben 
den, bei denen das Verfallsdatum 
mal mehrere Jahre) abgelau- 


ll diesen Faktoren einer Be- 
ung kommt noch, daß eine 
nkschreibung sehr negative Fol- 
für die Gefangenen haben kann, 
.B. eine sofortige Rückverlegung 
vom "offenen" in den geschlossenen 
Vollzug. 


a "Behandlung" ist leicht vorstell- 


I Kosten 


Sehr schwierig wird es auch, wenn 
Gefangene sich von .dem/der Ärztin 
nicht kompetent behandelt fühlen (da 
selten ein Vertrauensverhältnis be- 
steht, und KnastärztInnen auch nicht 
gerade "Koryphäen" sind, tritt dies 
sehr schnell ein. jede externe Fach- 
behandlung muß ausführlich begrün- 
det beantragt werden, der Arzt/die 
Arztin muß dazu gekriegt werden, 
den». Antrag zu unterstützen und 
schließlich muß die Anstaltsleitung 
zustimmen. Dies allerdings geschieht 
selten: aus Kösten- und "Sicher- 
heits'"-gründen werden externe Be- 
handlungen so lange wie möglich 
herausgezögert, am liebsten bis zur 
Entlassung. 


Kommt es doch zu einer Behand- 
lung außerhalb des Knastes, ge- 
schieht dies unter entwürdigenden 
Bedingungen: So brachte z.B. die ge- 
fangene Beate H. 1984 ihr Kind un- 
ter den von der Justiz diktierten 
Umständen auf die Welt: Sowieso 
schon die ganze Zeit Handfessein 
tragend, wurde sie während der Ge- 
burt an's Bett gefesselt, -die 
Schließerinnen waren anwesend, das 
Kind wurde ihr sofort nach der Ge- 
burt weggenommen. Da die Gefange- 
nen den Knast nur so kurz wie 
möglich verlassen sollen, werden sie 
z.B. nach Operationen oft gegen den 
Rat der behandelnden Ärztinnen sehr 
schnell in den Knast zurückverlegt, 
auch wenn dies unabsehbare Folgen 
für die Gesundheit der Gefangenen 
haben kann. 


So gut wie unmöglich ist es für 
Gefangene, an ÄrztInnen ihrer Wahl 
heranzukommen. Sie haben zwar das 
Recht, im Krankheitsfall eine/n be- 
ratende/n Arzt/Ärztin hinzuzuziehen; 
aber wieder müssen Anträge gestellt 
werden, der Arzt/die Ärztin, die An- 
staltsleitung müssen zustimmen, und 


Hinzu 


medizinische 
Justiz bezahlt 
€ Gefangenen die 
einer " Beratung/Behandlung 
durch einen Arzt/eine Ärztin ihrer 
Wahl selber bezahlen. Gefangene 
sind aber in den allerseltensten Fäl- 
len krankenversichert, weil sie es 
sich schlichtweg nicht leisten können 
(außer der AOK nimmt keine ge- 
setzliche Krankenkasse Gefangene 
auf und die privaten Kassen sind 
sehr teuer). FreundInnen und/oder 
Angehörige, die in der Lage wären, 
die Beiträge zu zahlen, haben die 
wenigsten. 

Auch wenn das folgende Beispiel 
etwas spektakulär erscheinen mag: 
Es ist ein Einzelfall und es ist da- 
von auszugehen, daß die sich hier 
zeigende Ignoranz und Unfähigkeit 
der KnastärztInnen und SanitäterIn- 
nen für alle Gefangenen .permanent 
im alltäglichen Umgang mit ihnen zu 
spüren ist und häufig bleibende ge- 
sundheitliche Schäden hinterläßt. 


Am 15.2.1985 hat Peter V. (34) eine 
Herzattacke. Er wird ins Krankenre- 
vier gebracht, erhält dort eine 
Spritze, eine Tablette und ein EKG 
wird gefertigt. Anschließend läßt 
man ihn in seine Zellen zurückkeh- 
ren. Dazu muß er bei Minusgraden 
zwei Höfe durchqueren und dann 
drei Stockwerke hochsteigen. In der 
Zelle hat er dann sofort wieder 
einen Anfall. Zwar wird der Knast- 
arzt sofort informiert, allerdings 
dauert es über 20 Minuten, bis die- 
ser und ein Sanitäter in der Zelle 
eintreffen. Der Sanitäter kümmert 
sich um den Gefangenen, stellt den 
Tod fest: "Der ist hin". Der Arzt 
hat sich erst gar nicht mehr be- 
müht. 


Aus der vorangegangenen Beschrei- 
bung wird klar, daß Knast an sich 
krank macht und angesichts der Re- 
alität kaum von einer medizinischen 
"Versorgung" gesprochen werden 
kann. 


ielle Problem: 


Wir wollen jetzt noch versuchen, 
einige Kriterien für eine sinnvolle 
Erfüllung der Forderung nach freier 
medizinischer Versorgung zu ent- 
wickeln. Wir denken, daß sich gerade 
darüber deutlich machen läßt, 
eng und an welchen Punkten 
Kampf der Gefangenen mit 
Kämpfen sozialer Bewegungen 
verschiedenster anderer Gruppen 
sammenghört. 


wie 
der 
den 
und 
zu- 


Wie schon beschrieben, scheitert 
eine halbwegs vernünftige medizini- 
sche Behandlung von Menschen im 
Knast schon an der fehlenden Kran- 
kenversicherung. Gerade diese ist 
aber in unserer Gesellschaft notwen- 
dige Voraussetzung für die Finan- 
zierbarkeit ärztlicher Hilfe. Die 
"Gesundheitsreform" hat das Geld- 
problem der, medizinischen Versor- 
gung verschärft. Es war schon bisher 
so, daß zahlreiche Hilfsmittel und 
Behandlungsmethoden (z.B. bessere 
Rollstühle, die Hilfe eines/einer 
Heilpraktikerin u.v.m.) nur für jene 
erschwinglich waren, die die erhebli- 
chen Mehrkosten tragen konnten. In- 
zwischen sind die durch Krankenkas- 
sen abgedeckten medizinischen Lei- 
stungen weiter verringert worden. 
Massagen, Krankengymnastik, techni- 
sche Hilfsmittel werden nur noch 
teilweise oder gar nicht bezahlt. 

Dies trifft in erster Linie die, die 
sowieso durch Krankheit und/oder 
Behinderung zu den Ärmsten der Be- 
völkerung gehören und gerade auf 
eine besonders gute Behandlung ab- 
gewiesen sind. Als Konsequenz »der 
"Gesundheitsreform" werden wir an 
den Zahnlücken und kaputten Brillen 
die Höhe des Einkommens unserer 
Gegenüber erkennen können. 

Die Selbstverständlichkeit, im 
Falle einer Krankheit qualifizierte 
und gründliche ärztliche Hilfe unab- 
hängig vom eigenen Einkommen in 
Anspruch nehmen zu können, ver- 
kommt zunehmend zu einer Luxus- 
ware. In Knästen ist diese Selbstver- 
ständlichkeit eine kaum realisierbare 
Utopie. Die Gefangenen sind den 
AnstaltsärztInnen ausgeliefert. Ohne 
Krankenversicherung, bei Stundenlöh- 
nen von ca. einer Mark bleibt jeder 
Versuch, sich selbst um eine ander- 
weitige medizinische Behandlung zu 
bemühen, unbezahlbar. 

Die Forderung nach freier - d.h. 
auch bezahlbarer für jede/n - medi- 
zinischer Versorgung läßt sich also 
auch auf draussen übertragen, auch 
wenn die Situation in den Knästen 
härter ist. Sie könnte eine Basis für 
gemeinsamen Widerstand drinnen und 
draussen sein, gegen diesen Teil des 
staatlichen Programms der Auslese 
und Ausgrenzung der Alten, Kranken, 


Armen,, Behinderten und Gefange- 
nen, eben der für die herrschenden 
Verwertungsinteressen Uninteressan- 
ten. 


Ein weiterer - wesentlicher Aspekt 
der Forderung nach freier medizini- 
scher Versorgung ist das Recht auf 
Selbstbestimmung über den eigenen 
Körper. Auch hier sehen wir ein 
paralleles Interesse. Die Erfahrungen, 
daß Ärztinnen in enger Zusammenar- 
beit mit der Pharma-Industrie Pati- 
entInnen zu Objekten ohne eigenen 
Willen und Entscheidungsrecht ma- 


chen, ist uns mit den gefangenen 
Frauen und Männern gemeinsam. 
Falsch- und Nichtinformation über 


Krankheiten und Behandlungsmöglich- 
keiten, autoritäre Entscheidungen der 
"GöttInnen in weiß" über unseren 
Körper sind eher die Regel denn die 
Ausnahme. Da ist es nur folgerich- 
tig, daß die Wirkungsweise und Ne- 


benwirkungen der verschriebenen 
Medikamente meist erst aus der 
Packungsbeilage zu erfahren sind 


(sofern wir ‘diese verstehen). Medi- 
kamentenversuche an Nichtsahnenden 
gibt es draussen wie drinnen. 

Doch ausserhalb der Gefängnisse 
gibt es wenigstens noch teilweise die 
Möglichkeit, sich dem zu entziehen. 
Wir können den/die ÄrztIn wählen 
und/oder - falls es der Geldbeutel 
zuläßt - z.B. zu einer/m Heilprakti- 
kerin gehen. Auch für die gegensei- 
tige Unterstützung und Information 


02 


durch/in Betroffenengruppen ist die 
größere Bewegungsfreiheit ein we- 


sentlicher Vorteil. Die Organisation 
von Betroffenengruppen, das Schaf- 
fen von Alternativen zur herrschen- 
den Schulmedizin ist ein Versuch, 
sich der Objektrolle zu entziehen” 
und wenigstens teilweise selbst über 
den eigenen Körper bestimmen zu 
können. 

In den Knästen ist allerdings sehr 
wenig von diesen alternativen 
Strukturen zu spüren, was nicht nur 
an der Realität dort liegt, sondern 
auch Folge der geringen Sensibilität 
der linken und liberalen Öffentlich- 
keit für die Situation in den Knästen 
ist. Außer den Aids-Hilfen sind uns 
kaum Gruppen bekannt, die sich in- 
tensiv mit den gesundheitlichen Be- 
langen gefangener Frauen und Män- 
ner beschäftigen. Selbst bei diesen 
wird das Engagement dort meist von 
wenigen getragen. 

Da viele Gefangenen überhaupt 
keinen Kontakt nach draussen haben, 
sie also auch bei der Durchsetzung 
der Forderung nach freier medizini- 
scher Versorgung gar nicht in der 
Lage wären, eine/n ÄrztIn ihrer 
Wahl zu finden, ist es unsere Auf- 
gabe draußen, Informationen über 
"gute" Ärztinnen (die sich auch da- 
mit auseinandersetzen müssen, in die 
Knäste zu gehen) und/oder andere 
Heilmethoden etc. nach drinnen zu 
vermitteln. 

Teil einer freien medizinischen 
Versorgung im Knast ist, mindestens 
die Möglichkeit über die Behandlung 
des eigenen Körpers selbst bestim- 
men zu können. Dazu gehört auch, 
nicht allein auf die Schulmedizin an- 
gewiesen zu sein. 

Grundsätzlich stellt sich noch die 
Frage, wie eine freie bzw. sinnvolle 
medizinische Versorgung umgesetzt 
werden kann, ohne die beschriebenen 
krankmachenden .Bedingungen des 
Knastes einzubeziehen. Angesichts 
der Lebens- und Umweltbedingungen 
ist es auch draussen kaum möglich, 


gesund zu bleiben/werden. DD it 


sehen wir einen p 
menhang _ .der 
"außerhalb der 
kaum thematisi wir 
hat ihre Ursache immer in de 
gesunden Bedingungen, ist Folge der 
- wenn auch unterschiedlich ausge- 
prägten - Mechanismen von Isolation, 
Entfremdung und Herrschaft. 

Ein Anliegen dieses Papiers ist es, 
die Belange gefangener Frauen und 
Männer anhand einer der in diesem 
Hungerstreik gestellten Forderungen 
zu verdeutlichen. Besonders wichtig 
aber war und ist uns, zum Ausdruck 
zu bringen, daß und wie die medizi- 
nische Versorgung ein Ausdruck von 
Herrschaft ist. Das Recht auf kör- 
perliche und geistige Unversehrtheit, 
auf Selbstbestimmung über den eige- 
nen Körper und Geist stehen hinter 
den Belangen von "Sicherheit und 
Ordnung" und den Profitinteressen 
der Herrschenden weit zurück. Die, 
deren Gesundung nicht in direktem 
Zusammenhang mit den Verwer- 
tungsinteressen des Marktes steht 
(oder diesem gar entgegenstehen), 
haben auch kein Anrecht auf ent- 
sprechende Pflege und Behandlung, 

In diesem Zusammenhang bedeutet 
die Erfüllung der Forderung nach 
freier medizinischer Versorguig ohne 
Staatsschutz- und Bullenüberwachung 
einen konkreten Schutz des Lebens 
der gefangenen Frauen und Männer, 

Wobei nicht vergessen werden 
darf, daß die krankmachenden Bedin- 
gungen, der Knast selbst abgeschafft 
gehört. 


Was wir mit diesem Papier auch 
wollen, ist, daß mehr Menschen und 
Gruppen der Zusammenhang ihrer 
politischen Arbeit mit den Kämpfen 
der Gefangenen deutlich wird, daß 
Widerstand an den ursächlich glei- 
chen Gründen - drinnen und draussen 
- zusammenkommt: der Herrschaft 
des Menschen über den Menschen. 


Drinnen und draussen ein Kampf! 


Für eine herrschaftsfreie Gesell- 
schaft ohne Knäste! 
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DIE KOMA-LÖSUNG 


Im letzten Hungerstreik 84/85 wurde 
bei einzelnen Gefangenen versucht, 
mit sogenannter "intensiver medizini- 
scher behandlung" unter totaler Kon- 
taktsperre ihre Identität, ihren Wil- 
len zum Streik zu brechen und das 
Mittel Hungerstreik stumpf zu ma- 
chen. 

In vorherigen Hungerstreiks wur- 
den die Gefángenen vor allem mit 
brutaler körperlicher Gewalt 
zwangsernährt, d.h. sie wurden z.B. 
mit einem Rollkommando aus ihren 
Zellen geschleppt, auf einem Stuhl 
an Körper, Armen, Beinen, Kopf ge- 
fesselt, der Mund aufgehebelt etc., 
um die Zwangsernährung durchzufüh- 
ren. Das zielte darauf, die Gefange- 
nen mit physischer Gewalt zum 
Mitmachen oder Aufgeben des 
Streiks zu zwingen. Dies ist nicht 
gelungen. Darüberhinaus ist das bru- 
tale Vorgehen bei der Zwangsernäh- 
rung auch draußen auf Widerstand 
gestoßen. 

Daraufhin sind die Staatsschutzbe- 


schärften Isolationsbedingungen un- 
terworfen und bekam - außer den 10 
Minuten mit der Anwältin - nieman- 
den zu sehen, dem er vertraute. 

Die 9 Tage über lief ein gezieltes 
Zerstörungsprogramm gegen Knut. Es 
bestand in totaler Isolation und Ah- 
schottung (Solidaritätsadressen) und 
grußtelegramme wurden auch nicht 
an ihn weitergegeben), Schlafentzug, 
dem Einsatz von Psychodrogen und 
ständigen Psychologischen Angriffen. 

Knut beschreibt die Situation so: 


"es ist sehr schwierig zu vermitteln, 
was dort lief und wie da für mich 
war, direkte physische gewalt, ein 
rollkommando beispielsweise, das 
kann jeder nachvollziehen, aber wie 
soll man z.b. die permanente schlaf- 
verhinderung und ihre auswirkung be- 
schreiben, die direkte körperliche 
gewalt um ein vielfaches übersteigt. 
in diesen ß langen tagen und näch- 
ten habe ich insgesamt nur ein paar 
stunden geschlafen. wenn ich es ver- 


hörden dazu übergegangen, unter suchte oder gerade dabei war, wurde 
dem Deckmantel der "medizinischen jch regelmäßig wieder rausgerissen - 
Intensivbehandlung" Gefangene, die in einem zustand, in dem ich buch- 


dem Tod nahe sind, also total ge- 
schwächt sind und’ sich gegen die 
Eingriffe kaum noch wehren können, 
unter ihre Kontrolle zu bringen, sie 
zu brechen. 

Diese perfide Methode läßt sich 
am Beispiel von Knut Folkerts ver- 
deutlichen. 

Knut wurde, 


stäblich todmüde war. 

immer wieder - tagsüber in minu- 
tenabständen - kamen welche (die 
tür mußte wegen eines defekts je- 
desmal mehrfach zugeknallt werden) 
und zapfen mir blut ab, messen 
blutdruck, temperatur und anderes 
mehr - das läuft tag und nacht in 


als er im Sterben einem regelmäßigen turnus. oft ge- 


lag, bereits bewußtlos war, in die hen die geräte auch alarm, worauf 
Medizinische Hochschule Hannover dann weiche angelaufen kommen. 

(mhh) gebracht. Dort wurde er 9 wie ich später erfahre, bin ich 
Tage lang unter totaler Kontakt- auf station 34, die extra dafür vor- 
sperre "behandelt". Die Kontakt- hereitet wurde. zur Hälfte ist es ein 


sperre wurde nie offen ausgespro- 
chen, sondern mit angeblichen medi- 
zinischen Gründen und der Lüge, 
Knut wollen keinen Besuche haben, 
u Due 1 ältin Konnte 
erst nach mehreren Tagen einen 
lOminütigen Besuch bei Knut durch- zer." (es) 
setzen. Der zweite Besuch der An- "machts wurde das licht mit einem 
wältin wurde sofort abgebrochen, dimmer schwächer gestellt, so dass 
nachdem Knut versucht hatte, etwas alles nur noch verschwommen zu er- 
von der Situation in der medizini- kennen war. durch die ritzen der ge- 
schen Hochschule zu vermitteln, d.h. schlossenen jalousien zum vorraum 
er war während der 9 Tage ver- konnte ich schemenhaft den umriss 


"raum im raum", eine sichtmöglich- 
keit nach aussen (und somit räumli- 
che orientierung) gibt es wegen 
milchglasfenster nicht. ein teil der 


Die Komalösung 


von dort 
Be 


sehen, wenn einer davorstand. 

nachts lief oft folgende szene ab: 
ganz plötzlich lautes getrampel, ge- 
folgt von türenschlagen, so dass ich 
- falls ich schlafen würde - in je- 
dem fall aufwachen muss, dann meh- 
rere stimmen, flüstern, gemurmel, 
aber so, dass ich einzelne satzfetzen 
verstehen kann und offensichtlich 
auch verstehen soll. "der ist total 


kaputt ... das schwein kommt nicht 
mehr hoch ... reif für die irrenan- 
stalt ... der macht’s nicht mehr 
lange ... ne spritze und dann weg 
mit ihm... - es hatte immer die 
gleiche struktur, es steigerte sich 
bedrohlich bis es abrupt abbrach. 


danach völlige stille, bis es wieder 
anfing. aus einer anderen richtung 
konnte ich ähnliches hören, es fing 
auch mit türenschlagen an (immer 
dieselbe reihenfolge), lärm, stimmen- 
gewirr - höhnisch und dreckig, mit 
schrillem gelächter. wenn die nacht 
vorbei ist, bin ich total geschlaucht. 
besonders oft und intensiv lief es, 
als der kollektive streik sich zu- 
spitzte und nach der aktion der raf 
in münchen. 

krankenpfleger und "schwestern”, 
die reinkamen, waren immer un- 
glaublich freundlich, fragten, ob sie 
was für mich tun könnten, usw. 
wenn sie nicht im raum waren, sas- 
sen sie hinter dem beobachtungsfen- 
ster. 

sobald ich konnte, fing ich mit 
einfachen bewegungsübungen an, z.b. 
arme heben. das waren abgehackte, 
mechanische bewegungen, einem spa- 
stiker ähnlich. manchmal konnte ich 
welche hinter der scheibe sehen, wie 
sie mich nachäffen, in zeitlupe imi- 
tieren. es kam vor, dass einer kurz 
darauf zur tür reinkommt und 


freundlich fragt, ob ich etwas wün- ` 


sche - der kontrast war wirklich un- 
geheuer. P ’ 

"nach einigen tagen kenn ich nicht 
mehr erkennen, ob das, was ich aku- 
stisch und visuell wahrnehme, reali- 
tät oder sinnestäuschung ist - das 
nicht mehr erkennen und unterschei- 
den können ist das brutalste, es ist 
der konkrete versuch der gehirnwä- 
sche. die auflösung der wahrneh- 


SOLIDARITÄT 


Wir (zwei sog. soziale Gefangene in 
der JVA Kaisheim), wollen ange- 
sichts der aktuellen Situation folgen- 
des aus unserer Sicht zur Diskussion 
beitragen: 


Wir erklären uns uneingeschränkt so- 
lidarisch mit den kämpfenden Genos- 
sInnen aus RAF und Widerstand. Daß 
wir uns bisher dem Hungerstreik 
noch nicht angeschlossen haben. liegt 
einerseits daran, daß G. seit nem 
früheren Hungerstreik nen Nieren- 
schaden hat und fürchtet, körperlich 
nicht durchhalten zu können. Es hat 
aber auch mit unserer Unsicherheit 
zu tun. Unsicherheit einer Situation 
gegenüber, in der praktische Solida- 
rität anscheinend nur durch Einsatz 
des eigenen Lebens zum Ausdruck 
gebracht werden kann. Deshalb ha- 
ben wir uns bisher noch nicht dem 
Hungerstreik angeschlossen. Das be- 
deutet aber nicht, daß wir tatenlos 
zusehen werden, wie die herrschen- 
den Hardliner GenossInnen krepieren 
lassen. 

Wir denken, daß die Forderung 
der GenossInnen nach Zusammenle- 
gung in große Gruppan absolut nichts 
mit Distanz zu uns sozialen Gefan- 
genen zu tun hat. Es sagt viel mehr 
über den sog. Normalvollzug aus, der 
von den Herrschenden so gerne als 
scheinbare Alternative zur Isolation 
propagiert wird. Was bedeutet denn 
dieser Normalvollzug? Normalvollzug 
bedeutet: Zwangsarbeit, Zensur, 
Knastärzte, Bunker, Zwangspsychia- 
trisierung u.v.a.m. Auch die Isolati- 


mungsfähigkeit zielt letztlich auf die 
identität. 

das ganze ist nicht folge des hun- 
gerns, denn das war weder kurz vor 
noch nach der bewusstlosigkeit, wo 
der berhungerungsprozess am weite- 
sten fortgeschritten war, sondern 
erst nach einigen tagen in der mhh. 
es ist folge der isolierung, des sy- 
stematischen schlafentzugs und der 
gezielten stressmanipulation - im zu- 
stand äusserster schwäche. deshalb 


wird auch jeder kontakt zu jemand. 
verhindert, dem man vertraut, weil 
es einem helfen kann, rcalität und 
halluzination zu verifizieren und - so 
oder so - in den griff zu kriegen." 


ons gehört mit zum Repertoire des 
sog. Normalvollzugs und der Unter- 
schied liegt nur darin, daß sie gegen 
die GenossInnen aus RAF und Wider- 
stand exzessiver angewandt wird. 
Der Kern des Normalvollzug. liegt im 
Brechen der Persönlichkeit des Ge- 
fangenen. Gefordert wird die Unter- 
werfung unter ein Umerziehungspro- 
gramm. Wer Normalvollzug sagt, 
meint Unterwerfung 

Die Forderungen der GenossInnen 
(freie Arztwahl, freie Kommunika- 
tion) werden von der Gefangenenbe- 
wegung schon lange erhoben und die 
Zeit ist reif, sie nun durchzusetzen. 
Wenn Krumsiek sagt, die "normalen" 


Gefangenen können auch nicht frei 
kommunizieren, dann spricht dies 
nicht gegen die Forderung der Ge- 
nossInnen, sondern gegen den Nor- 
malvollzug. So lange sich der Nor- 
malvollzug als ein System präsen- 
tiert, das Kontrolle und Entmündi- 
gung bis in die kleinsten Lebensbe- 
reiche hinein praktiziert, ist er 
keine Alternative zur Isolation, son- 
dern eine Fortsetzung mit anderen 
Mitteln. Wie sehr alles Gerede von 
Dialog in der Praxis konterkariert 
wird, zeigt der Eifer, mit dem die 
Zensur gegen jede Diskussion zum 
Hungerstreik vorgeht. So wurden 
heute 16 Seiten aus der letzten kon- 
kret entfernt. Alternativblätter ste- 
hen ohnehin generell auf dem Index 
und selbst die taz fällt häufig der 
Schere zum Opfer. Wie soll unter‘ 
diesen Bedingungen ein "Dialog" aus- 
sehen? 

franz 


gerhard 
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ERKLÄRUNG DER FRAUEN AUS 
PLÖTZENSEE 


Die Grenze ist erreicht - am 
13.3.1989 treten wir in einen vorerst 
dreitägigen Warnstreik und 
Solidaritätsstreik! 

Seit Ende 88 tobt die Anstalt erneut 
ihren Sicherheitswahn an uns aus. 
Diese schon im Hinblick auf die 
Verlegung von Gabi Rollnik und An- 
gelika Goder im Frühjahr 88 ange- 
kündigten Verschärfungen wären 
langfristig auch unabhängig davon 
umgesetzt worden, da sie ein Teil 
des differenzierten Zwangsgruppen- 


vollzugs sind. Das Konzept zielt 
darauf hinaus, uns untereinander zu 
spalten und zu vereinzeln - Btm!'er, 
soziale und politische Gefangene 
noch perfekter zu trennen und ge- 
geneinander aufzuwiegeln. 

Sie wollen, daß wir alles was wir 
ertragen sollen hier - wie überall - 
untereinander suchen und deren 
wirklichen Ursprünge nicht erfassen 
oder schweigend hinnehmen. Draußen 
werden wir von staatlicher ‚Seite ge- 
nauso wie von der Bürgerwehr von 
öffentlichen Plätzen in die private 
Verelendung und Vereinzelung getrie- 
ben. Hier dann, illegalisiert und kri- 
minalisiert, in abgeschirmten Btm- 
Trakten und 10-Frau-Zwangseinheiten 
so untereinander und von anderen 
Gefangenen abgeschottet, daß Bezie- 
hungen erst gar nicht entstehen kön- 
nen/sollen. Es soll uns unmöglich 
gemacht werden, uns gegen die per- 
manenten Angriffe auf uns und die 
Indentitäteiner jeden einzelnen zu 
wehren, Eigeninitiative zu ent- 
wickeln, unser Leben sinnvoll selbst 
zu bestimmen. 

Wichtiger Punkt des Behandlungs- 
vollzuges ist eine "Würfelstation", 
wo Frauen wochen-, bzw. monate- 
lang beobachtet werden (darunter 
z.B... eine Urlau- 
ber/Vollzugslockerungsstation und 
eine Therapiestation mit Urinkon- 


trollprogramm und der dazugehörigen 
Gehirnwäsche in Form von psycholo- 
gischen Gesprächen mit eigens dafür 
geschultem Personal und vorausge- 
hender Anerkennung der Schließerin- 
nen als Betreuerin). 


© STREIKI 


Ende 88 wurden sämtliche U-Haf- 
ten von. uns getrennt und im Haus 1 
untergebracht (Zugangshaus, 23-Stun- 
den-Verschluß) und stattdessen eine 
zusätzliche Straferstation im Haus 5 
geschaffen. Eine Möglichkeit mehr, 
uns in Kurz, Mittel- und Lang- 
strafer, motiviert, halb- und unmoti- 
viert aufzuspalten. Je nachdem, wie 
die Verteilung der Frauen einem ef- 
fektiven Zusammenleben entgegen- 
wirken kann/soll. 

Einzige Möglichkeit, uns über die 
Stationen und Häuser hinaus zu tref- 
fen und auszutauschen, waren die 
"Freizeitkurse" (Sport, Schreibma- 
schine, Sprachkurse etc.), die nur so 
lange bestehen, wie sie der Reprä- 
sentation des sogenannten Resoziali- 
sierungsprogramms der Anstalt die- 
nen. Daraufhin wurden die Teilneh- 
merinnenzahlen in den Sportkursen 
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auf 10 bis 15 von der Anstalt be- 
stimmten Frauen begrenzt. Haus 5 
boykottiert infolgedessen seit dem 
1.2.89 sämtliche Sportkurse. Hier nur 
ein Zitat des Anstaltsleiters Höflich, 
in seiner Antwort auf unsere Boy- 
kotterklärung: 

"Während der Stellenwert des 
Sports, in der so bezeichneten Ver- 
anstaltung sehr gering war, bietet 
die neue Organisationsform erstmal 
eine Voraussetzung für aktive 
Sportausübung und macht die Veran- 
staltung frei von Teilnehmerinnen, 
die ohnehin den sportlichen Anteil 
mehr als gering geschätzt haben." 

Als selbstbestimmte Kommunrikati- 
ons- und Informationstreffs für uns, 
werden inzwischen auch die anderen 
"Freizeitkurse" von der Anstalt be- 
schossen und einer Vielzahl von 
Neuverordnungen unterworfen, die 


"freien Mitarbeiter" wurden auf- 
gefordert, eine Kontrollfunktion über 
eine aktive Kursbeteiligung aus- 


zuüben, um "unliebsame Teilnehme- 
rinnen" auszugrenzen. 

Eine weitere Verschärfung ist das 
Ausmaß an disziplinarischen Ermitt- 
lungsverfahren. . Jedes Aufbegehren 
gegen die immer hirnrissiger wer- 
denden Aufforderungen und Anord- 


nungen wird als "Befehlsverweige- 
rung" geahndet. Wegen einfachen 
menschlichen Regungen, wie füttern 
von Krähen, sprechen am Fenster 
mit anderen Gefangenen, Türenknal- 
len in der Arztgeschäftsstelle oder 
Schimpfwörter ins Kissen murmeln 
im Glauben, die Gegensprechanlage 
sei nicht eingeschaltet, werden dis- 
ziplinarische Maßnahmen verhängt 
(diese reichen von Einschluß, 
Zwangsverlegungen nach Haus 1., 
Einschränkung der Außenkontakte, 
Einkaufssperre bis zum Entzug von 


- Dingen von persönlichem und ideel- 


lem Wert, z.B. Gitarren, Farben, 
Bilder etc.). Von psychologisch ge- 
schultem Personal werden hierfür die 
verletzbarsten Punkte der jeweilig 
zu bestrafenden Gefangenen ausge- 
macht. Es kristallisiert sich immer 
deutlicher heraus, daß alle nicht ko- 
operativen Frauen unter immer mas- 
siver werdendem Druck zu leiden 
haben, nicht zuletzt, weil sie als 
Sündenböcke für Kollektivstrafen 
herhalten sollen, die über ganze Sta- 
tionen verhängt werden. In ihnen soll 


N DER PLÖTZE 


ein krankhaftes Schuld- und Verant- 


wortungsgefühl gegenüber den 
Frauen, die Angst um ihre Vollzugs- 
lockerungen haben, erzeugt werden, 
das jeden Widerstand im Keim er- 
sticken soll. Die Folge hiervon ist, 
daß immer mehr Frauen stillschwei- 
gend den ganzen Wahn schlucken 
oder mitmachen, um ihre kleinen 
"Freiheiten" zu behalten oder mög- 
lichst schnell auf Gnade, 2/3 oder 
835 (Therapie als Strafe) rauszu- 
kommen. Selbst um in den "Genuß" 
von Ausgängen und Urlauben zu 
kommen, sind entwürdigende Urin- 
kontrollprogramme genauso Voraus- 
setzung wie anstaltskonformes Ver- 
halten. Das, was im StVollG als 
Recht eines jeden Gefangenen aufge- 
führt wird, wird hier im doppelten 
Maße zum Köder. 

Die Bücher- und Postkontrolle 
(sämtliche Briefe und Bücher werden 
generell inhaltlich überprüft und 
zensiert), hat sich ebenfalls zusätz- 
lich verschärft. Als Grund hierfür 
wurden die Beschwerden von Gefan- 
genen wegen der zu beantragenden 
Vorgenehmigungen und der zwei- bis 
dreimonatigen Bücherkontrolle heran- 
gezogen. "Weniger Anträge = weni- 
ger Bücher = kürzere Wartezeiten". 


Es können nur noch viermal im Jahr 


Bücherpakete beantragt werden, 
wahlweise vier Wollpakete. Wir sol- 
len in unserer "Freizeit" genauso 
verblöden wie bei der Zwangsarbeit, 
wo wir für niedrigste Stundenlöhne 
(-,56 bis -,76 DM) die stumpfsinnig- 
sten Arbeiten verrichten sollen. Zu 
lange Krankschreibungen oder das 
Fernbleiben vom Arbeitsplatz sowie 
das geringste "Fehlverhalten" hat die 
verschuldete Ablösung zur Folge und 
wird mit Haftkostenübernahme und 
Einkaufssperre sanktioniert. 


Wir wollen uns nicht weiter verblö- 
den, ausbeuten, aufspalten und auf- 
hetzen lassen!!! 


Wir fordern: 

- die Öffnung sämtlicher 10er und 
15er Einheiten in allen Häusern 
zu Großgruppen, 

- selbstbestimmte Zusammenlegung 
und Zusammenschlüsse innerhalb 
offener Häuser, d.h. auch mit an- 
deren Frauen aus anderen Häu- 
sern, 

- Aufhebung der Trennung und Spal- 

tung von sozialen, politischen und 

Btm-Gefangenen, 


- Selbstbestimmte- Arbeits- und In- 
teressengruppen, Gemeinschafts- 
veranstaltungen und Kurse für alle 
Gefangenen, einschl. der Abschie- 
behaften, 

- Zugang zu allen Gemeinschaftshö- 
fen, 

- Abschaffung der Trennscheibe und 
Besuchsüberwachung, 

- Aufhebung der Post- und Bücher- 
zensur, 

- keine Urinkontrollprogramme und 
keine Gedankenbespitzelung für 
Vollzugslockerungen (Ausgänge, 
Urlaub, etc.), 

- Sofortige Entlassung aller Haftun- 
fähigen, physisch- und psychisch 
Kranken und HIV-Infizierten, 

- Aufhebung der Zwangsarbeit, Ta- 
riflöhne, gesetzliche Krankenversi- 
cherung, Krankengeld, 

- Aufhebung jeglicher Kollektivstra- 
fen und Iso-Maßnahmen, 

- Keine Zwangsverlegungen mehr - 
sofortige Rückverlegung von Ines 
Kallenberger! 

Wir erklären uns mit allen Forderun- 

gen der sich im bundesweiten Hun- 

gerstreik gegen Isolation und für Zu- 
sammenlegung kämpfenden Gefange- 
nen solidarisch und unterstützen sie 

als auch unsere. i 

49 Frauen 
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Eine Korrespondenz zwischen drinnen und 
draußen. Beide, die da Briefe wechseln, sind 
Teil des Netzes einer Anti-Knast-Bewegung 
für alle drinnen, die sich solidarisch zu Mit- 
gefangenen und unangepaßt gegenüber den 
Einsperrenden verhalten, für alle draußen, 
die Knast als Instrument der Klassenjustiz 
und - .egal ob "Normal"-Vollzug oder Son- 
derhaftbedingungen - als alltäglichen Terror 
des Staates be- und angreifen. 

Meist geht es in solchen Briefen um den 
Alltagskram drinnen und draußen, u.a. um 
die Widerstände beim Überwinden von Vor- 
urteilen, um mangelhafte medizinische Ver- 
sorgung, der unterschiedlichen Situation 
drinnen und draußen angesichts der ausge- 
legten Köder und der harten Strafen für 
Jede Art des Widerstandes, um Arrestzelle, 
Rollkommandos, Postzensur, die Sklavenar- 
beit, die vielen Ausdrucksformen würdeloser 
Behandlung und die Schwierigkeit, dabei die 
eigene Würde zu verteidigen. 

Es ist das Zeichen einer sich verändern- 
den Situation, wenn in diesem Zusammen- 
hang wieder stärker die Frage auftaucht: 
Was gehen uns speziell der $129a und der 
Hungerstreik für Zusammenlegung an? 

Es gab vor ca. 10 Jahren eine deutliche 
Trennung von zwei Linien in der Anti- 
Knast-Arbeit: hie Konzenträtion auf die An- 
erkennung als "politische Gefangene", gegen 
die repressive Sonderbehandlung, für Zu- 
sammenlegung, dort die Parolen "Alle Ge- 
fangenen sind politisch", gegen alle Formen 
der Sonderbehandlung, für gemeinsamen Wi- 
derstand aus dem "Normal"-Vollzug heraus, 
mit einer Magna Charta für alle Internier- 
ten als Kampfgrundlage "für eine Gesell- 
schaft ohne Knäste". Bei den Trennungen 
gab es scharfe gegenseitige Kritik: "elitär" 
gegen "reformistisch", "spalterisch" gegen 
"illusionär" u.ä., dann jahrelanges Nebenein- 
ander fast ohne Berührungspunkte. 

Die steckengebliebene Diskussion, das 
Schweigen waren bei den unterschiedlichen 
Betroffenen Zeichen von Verletzungen, 
Hilflosigkeit, Kreisen um die eigene Unmit- 
telbarkeit, von Abdrängen bei den weniger 
Betroffenen. $ 

In diesen vergangenen Jahren haben die 


Herrschenden Sonderhaftbedingungen überall ` 


geschaffen. Gegen die in den ne nach 


en 


Isolation hat die oe "Zusammenles 


gung in selbstbestimmte Gruppen" Gewicht 
bekommen für alle, die sich nicht wie Ob- 
jekte verpacken und rumschieben lassen 


Geldern, den 03. März '89 
Grüß Dich, B! man 


che Unverständnis beginnt da, wo 
ihre Situation als Gefangene fung von Haftbedingungen 


wollen, sagen einige Aktivist/inn/en der 
Anti-Knast-Bewegung. Andere zögern, grad 
an dieser Forderung anzusetzen. 

Die hier gedruckten Briefausschnitte 
dokumentieren beides: Die Skepsis eines sich 
ausgegrenzt Fühlenden und Bereitschaft, sich 
wieder zuzuwenden.. Der Wunsch, Gräben zu 
überwinden ist auf beiden Seiten gegeben. 


su 


Falls die Worte des gefangenen Mitstreiters : 


Manchen als 
sollten sie sich klar machen: das ist Gegen- 
wehr. Vielleicht können auch Linke (drinnen 


und draußen) mit anderen Positionen die Er- | 


fahrungen ahnen und ernst nehmen, die da- 
hinterstecken??!! 

In der Redaktion für "Nicht zu fassen" 
wurde sehr kontrovers diskutiert (ich würde 
sagen, fast geprügelt, d.Säzzerin), ob wir 
diese Auseinandersetzung im gegenwärtigen 
Zeitpunkt veröffentlichen können, ohne als 
unsolidarisch zu erscheinen. 


Wenn wir jetzt betonen, daß dieser Bei- Hs 


trag von und ausdrücklich solidarisch ge- 

meint ist und als Appell an mehr Solidarität 

in der Vielfalt der Bewegungen, dann hoffen 
wir auf Verständnis, 

- bei dem Gefangenen, der Vereinnahmung 
für einseitige Zwecke einer ihn nur be- 
nutzenden Linken fürchtet und allen, die 
ähnlich fühlen und denken, 

- bei den jetzt für die Zusammenlegung 
kämpfenden Gefangenen und allen, die 
z.Zt. das Hauptgewicht auf Unterstützung 
dieses Hungerstreiks legen. 


Es ist dies also ein OFFENER BRIEF an die 
Gefangenen im Hungerstreik, wie Gabriele 
Rollnik dies so uns ermutigend angeregt hat, 
auch für die Zeit danach, wenn die Forde- 
rung durchgesetzt ist. 

- an die Linke draußen, die (noch?) über- 
wiegend auf Gefangene schaut, die schon 
draußen radikale Linke waren, 

- an die Gefangenen, die (noch?) wie unser 
Drinnen-Autor denken, 

- an die Linke draußen, die (noch?) zu viel 
Abstand zur Zusammenlegungsforderung 
haben, um sich (ohne Verzicht auf Kritik) 
zu solidarisieren. 


Damit uns das Zuschütten der Gräben ge- 
lingt, ohne uns selbst zu verschütten! 


"abgrenzend" erscheinen, dann 


GRABEN 


SPRINGEN? 


ten Linken im Rahmen der Verschär- 


einiges 


"Wenn Du darauf verzichtest, 
Strukturen zu kennzeichnen, die 


"Junger Strafgefangener sucht 
Briefkontakt zu allen Leuten, dic 
sich für sein Verfahren nach 129a 
interessieren" - "Junger Strafge- 
fangener, z.Zt. wegen Einbruchs in 
den Krallen der Justiz, sucht Brief- 
kontakt mit toleranten Menschen". 


Wahrscheinlich schwant Dir schon, 
worauf ich mit diesen gegenüberge- 
stellten Inseraten hinaus will, hm! 
Im Rahmen der momentanen Ent- 
wicklung ist's wohl müßig darüber 
diskutieren zu wollen, wer von die- 
sen beiden Inserenten Zuschriften 
bekommt! 

Es ist sicherlich an dem, daß 
Ingrids Prozeß auch hinter den Mau- 
ern mit einiger Aufmerksamkeit ver- 
folgt wird. Das ist schon dadurch 
garantiert, daß die "taz" hier eine 
der meistgelesenen Zeitungen ist. 
| Allerdings bezweifle ich, wenn ich 
den Grundtenor der überwiegenden 
Reaktionen richtig interpretiere, daß 
sich die Solidarität, die. 
! draußen erlebt, hier fortsetzt. Nein, 
l es ist nicht die Rede davon, daß 
| man ihr eine Verurteilung gönnt! Of- 
fensichtlich ist aber, daß die ge- 
zeigte Aufmerksamkeit Ingrids Si- 

tuation gegenüber nicht unbedingt 
dazu angetan ist, das seit jeher ge- 
spannte Verhältnis zwischen "politi- 
schen" und "sozialen" Gefangenen zu 
verbessern - ich glaube eher, daß 
"der Riß" etwas größer geworden ist! 
Betont werden muß hier wohl, daß 
der Hintergrund, Ingrids Situation, 
nicht verkannt wird und sie im 
Rahmen des Versuchs der willkürli- 
chen Kriminalisierung volle Solidari- 
tät auch hier erfährt - das eigentli- 


Ingrid g 


anfängt als Märtyrer-Dasein . hoch- 
zuspielen. In diesem Zusammenhang 
bekommt die Tatsache, daß Ingrid 
der linken Szene zugehörig ist, ei- 
nige Bedeutung. - 

Berücksichtigt man desweiteren 
die mit dem Hungerstreik verbun- 


denen Forderungen anderer politi-- 


scher Gefangenen, so ist un- 
übersehbar, daß seitens der Politi- 
schen eine Abgrenzung gegenüber 


den "Normal-Knackis" betrieben 
wird, und diese als solche von diesen 
auch verstanden wird. Eine Frage, 
die hier hinsichtlich der Forderung 
nach Zusammenlegung in Großgrup- 
pen immer wieder auftaucht ist die, 
warum das Angebot der Berlegung in 
den "Normalvollzug" (den "soziale" 
Gefangene teilweise nicht anders er- 
leben als Ingrid ihre Situation, wie 
in der SR geschildert) ausgeschlagen 
wird!? 

Im Grunde siehts momentan also 
so aus, daß sich langsam aber sicher 
der Gedanke breit macht, daß das, 
was seitens der Linken an Engage- 
ment gegenüber den "sozialen" Ge- 
fangenen gezeigt wird, in erster Li- 
nie nicht dazu gedacht ist, allen Be- 
troffenen "unter die Arme zu grei- 
fen". Der Umstand, daß das Thema 
Knast in der linken Szene wieder an 
Bedeutung gewinnt, wird zwi- 
schenzeitlich so interpretiert, daß 
der $129a als besonderes "Prädikat" 
gilt, daß durch den 129a in erster 
Linie die Linke betroffen ist, ı der 
Knast also aus eigener Betroffenheit 
der Linken aktuell wird/ist! 

Es ist sicherlich keinem entgan- 
gen, daß die Aktivitäten der militan- 


beigetragen haben. Und es dürfte 
der Szene sicherlich nicht entgangen 
sein, daß dieser Umstand seitens der 
"Sozialen" nicht unbedingt mit 
Solidaritätskundgebungen beantwortet 
wurde. Was liegt da für die Linke 
im' Prinzip näher als daß man, wo 
doch abzusehen ist, daß vermehrt 
nach 129a Verurteilte einfahren wer- 
den, sich bereits jetzt intensiver mit 
der Institution Knast beschäftigt und 
bemüht ist, eine "gesunde Basis" in 
Bezug auf die zu erwartende (und 
irgendwann wohl auch unausweichli- 
che) Begegnung/Auseinandersetzung 
der "Politischen" und "Sozialen" zu 
schaffen? 

Wenn Du nun einwenden solltest, 
daß diese Gedanken ‚wohl "von weit 
her" geholt sind, dann solltest Du 
doch daran denken, daß das weit 
her" knappe 50 Jahre zählt. Du 
wirst sicherlich auch einiges darüber 
wissen, wie's in den KZs zwischen 
"Politischen" und "Sozialen" abgegan- 
gen ist, als man diese (ich möchte 
meinen ziemlich berechnend) unvor- 
bereitet zusammenführte. Heute 
würde es zwar nicht mehr zu einge- 
schlagenen Schädeln kommen, aber 
ich möchte schon behaupten, daß 
sich immense Spannungen entwickeln. 

Damit es hier eine Mißverständ- 
nisse gibt: Ich habe hier lediglich 
das wiedergegeben, was der hiesigen 
gedanklichen Reaktion entspricht. 
Vereinzelte sind in ihrer Reaktion 
sicherlich weniger spontan und über- 
sehen dabei bestimmt nicht, daß das, 
was draußen abläuft, letztendlich 
auch sie betrifft, aber wie bereits 
gesagt: Sie sind sehr dünn gesät!! 


solch kritisierbares Verhalten för- 
dern, züchten, dann ist das der 
Verlust des Rahmens, in dem ich 
auch Kritik in den eigenen Reihen 
für sinnvoll, notwendig und produktiv 
halte!" 

Ganz sicher ist nicht an dem, daß 
ich nun kontern werde, daß Du zwar 
den Bezugsrahmen, nicht aber die 
Detailerfahrungen hast! Nach wie 
vor behaupte ich nämlich, daß das, 
was draußen so abgeht, das was 
unser System kennzeichnet, durchaus 
übertragbar ist auf das, was den 
Knastalltag ausmacht, und was den 
Knast in seiner jetzigen Form nach 
außen hin ‘überhaupt erst akzeptabel 
macht. Den "Schuh", den Du mir da 
verpassen möchtest, den zieh ich 
mir mit aller Sicherheit nicht an - 


jemanden hier etwas plausibel 
machen zu wollen, das heißt 
letztendlich immer auf 


systembedingte Zusammenhänge hin- - 
weisen zu 'müssen. Was mir nur 

stinkt, ist der Umstand, daß die Zu- 
sammenhänge hier klarer, überschau- 
barer sind, trotzdem aber anschei- 
nend weniger angreifbar. Ich übers- 
ehe hierbei ganz sicher nicht, daß 
das, was draußen das Gieren nach 
Konsumgütern ist, hier vielleicht 
"der Drang nach Vergünstigungen" 
darstellt. Der "kleine Unterschied" 
besteht nur darin, daß ich draußen 
meine Arbeitskraft und hier drinnen 
meine Persönlichkeit verkaufe. 


Liebe Grüße, A. 
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» ÜBER DEN GRABEN SPRINGEN? 


(Zur Strafe: Weil die Leute draußen 
anscheinend zu viel Papier haben 
oder sich aus irgendwelchen 
sonstigen Gründen nicht kürzer 
fassen können, wird das jetzt 'ne 
Nummer kleiner gedruckt!!, 
d.Säzzerin) 


Der Knast-Zensor 


Hallo A., 


Du hinter den Mauern Versteckter! Danke 
für Deinen Stimmungsbericht zu 129a-Ver- 
fahren und -Gefangenen. 

Deine Gegenüberstellung der beiden (fin- 
gierten) Kontaktanzeigen steuert die Un- 
gleichbehandlung und das ungleiche Interesse 
an, das Gefangene je nach "Delikt-Katego- 
rie" auf sich ziehen. 

Zunächst mal hast Du recht: 

- 129a-Verfahren werden z.Zt. in "der Lin- 
ken" mit besonderer Aufmerksamkeit be- 
obachtet 

- Die Kritik am $ 129a ist aktueller und 
verbreiteter als grundsätzliche Kritik an 
der Strafgesetzgebung und Strafjustiz all- 
gemein 

- Es gibt spezielle Solidarität mit nach 129a 
verurteilten Gefangenen. 

Muß das dazu führen, 'daß zwischen "poli- 
tischen" und "sozialen" Gefangenen der 
"Riß" größer wird? Nein! Ich hoffe im Ge- 
genteil, daß Getrenntes sich (wieder) aufein- 
ander zu bewegt. Möglichkeiten und Ansätze 
dazu sehe ich in der gegenwärtigen Situa- 
tion. Deine Einschätzung, da bewege sich 
etwas auseinander, verwundert mich etwas. 
Ich meine im Gegenteil, daß große Teile der 
Linken in den letzten Jahren das Thema 
Knast ziemlich verdrängt hatten, daß der 
sich ausdehnende Gebrauch des Instrumentes 
$129a gegen systemkritische Bewegungen 
diese nun aber dazu zwingt, die Scheuklap- 
pen abzunehmen. Es kommt jetzt darauf an, 
wie sich unterschiedlich Betroffene zueinan- 
der und zu ihrer jeweils eigenen Lage ver- 
halten, wie sie gleichzeitig für sich selbst 
kämpfen und darauf achten, mögliche Berüh- 
rungspunkte mit anderen nicht abzuschnei- 
den. 

Laßt uns doch erstmal ohne "Neid" unsere 
eigene Betroffenheit! Einer Politik, die an- 
geblich nicht mit dem eigenen "ich" zu tun 
hat, mißtraue ich zumindest sehr, 


Prozeßöffentlichkeit: 


Wir wissen es, Strafverfahren sind dazu da, 
abzustempeln und zu vereinzeln. Prozesse 
sind zwar formal öffentlich, aber der größte 
Teil des "Volkes" interessiert sich wenig da- 
für, was da in seinem Namen verkündet 
wird. Leider fehlt auch oft ein persönlicher 
Freundeskreis (einschl. Familie o.ä.) als Un- 
terstützung der Angeklagten- in den Ge- 
richtssälen.Das finde ich bedauerlich. 

"Die Linke" kann aber nicht Desinteresse 
im "Volk" auffangen durch Allgegenwart. 
Wir können da handeln, wo wir betroffen 
sind, dabei versuchen, zusarmmenzuwirken, in 
unserer Umgebung zu überzeugen, mehr zu 
werden. 

Von Prozessen bin ich mitbetroffen, wenn 
Menschen aus meinen Zusammenhängen vor 
Gericht gezerrt werden,(Auszählung "politi- 
schen Kleinkrams” und "auch wenn uns be- 
kannte Ex-Knackis riskieren, Wieder-Knackis 
zu werden wegen Klauen, Betrug, Drogenge- 
schichten u.ä., sofern sie meine Anwesenheit 
wünschen") bis hin zu 129a-Verfahren. 

Nach 129a Angeklagte stehen vor Ge- 
richt wegen "Vereinigung", die die Gewalt- 
monopolisten als "terroristisch" definieren. 
Gegenüber tatsächlichem Terror blind, dem 
rechtmäßigen und dem rechten, werden da- 
mit fast ausschließlich handelnde - oder sol- 
chen Handelns verdächtige - Teile der re- 
volutionären Linken dem Isolationsterror der 
Machthaber ausgeliefert. Wenn "links"-sein 


‚überhaupt irgend eine Gemeinsamkeit aus- 


drückt, dann ist hier die ganze "linke Fami- 
lie" gefordert. 

Solidarität ist eines der zentralen Stich- 
worte linker Bewegungen. Viel zu oft ist ein 
bloßes Schlagwort daraus geworden. Es ist 
beschämend, wie sehr wir, die in kleineren 
Schritten handelnden oder die bloß theoreti- 
sierenden Teile der Linken, die Isolation der 
besonders Ungeduldigen zugelassen‘ haben. 
Sicher, es gab und gibt zahlreiche analyti- 
sche, taktische und strategische Differenzen. 
Das absurde Ergebnis von Desolidarisierun- 
gen ist es aber, daß die Staats-Schutz-Drei- 
einigkeit (Gesetzgebung, Justiz, Vollzug) hin- 
ter der Maske "bürgerlicher Rechte" ihre 
Grimasse freilegen konnte, ohne daß genug 
"Bürger" rebellierten, ohne daß sie merkten, 
was da gegen alle inszeniert wurde, die 
nicht auf der Seite der Mächtigen stehen. 
Du kennst doch die Schweigekette -aus dem 
Nationalsozialismus! "Ich habe geschwiegen, 
als sie (nacheinander) die Juden-Kommuni- 
sten-Sozialisten-Christen abholten. Als sie 


vor meiner Tür ‚standen, war keiner mehr da 
zum protestieren." Es ist höchste Zeit, auf- 
zuschrecken" Die gegen voranstürmende We- 
nige gezimmerten Instrumente werden zu- 
nehmend gegen viele eingesetzt. Wir wollen 
nicht mehr zulassen, daß "Vereinigung" neu- 
deutsch "Vereinzelung" bedeutet, daß "Soli- 
darität" zu Täterät veralteter Lieder wird. 
Auch wenn teilweise die Angst uns treibt, 
ohne Solidarität mit den jetzt herausgegrif- 
fenen bald selbst nicht mehr aktiv sein zu 
können in freiheitlichen Bewegungen, was ist 
daran verwerflich aus dem Blickwinkel de- 
rer, deren Gerichtssäle nicht so voll waren? 


Konkret: Prozeß gegen Ingrid 


Im Prozeß gegen Ingrid kommt einiges zu- 
sammen, was Grund sein kann für Aufmerk- 
samkeit: 

- Durch ihr öffentliches Auftreten mit anti- 
patriarchalen, antikapitalistischen und an- 
tiimperialistischen - Inhalten ist . Ingrid 
nicht nur in einem kleinen Umfeld vor 
Ort bekannt. 

- Ihr Engagement für Frauenkämpfe hat 

große Teile der Frauenbewegung gegen 

ihre Verhaftung mobilisiert. 

Viele verurteilen Asylantenabschiebung, 

Sextourismus und nicht diejenigen, die 

dagegen Zeichen setzen. 

- Ohne Beweise für Ingrids Beteili- 
gung/Unterstützung beim diesbezüglichen 
Lufthansa-Anschlag wird sie seit 1 1/4 
Jahr in U-Haft gehalten und soll sie auf 
Deubel komm raus verurteilt werden, wie 
die Anklagekonstruktion und parteiische 
Verfahrensführung zeigen. 

- Das einzige "Indiz", das sie gegen Ingrid 
verwenden wollen, ist Teil einer ausge- 
dehnten Überwachungs- und Fahndungs- 
aktion, von der weite Teile der Frauen- 
bewegung und der "Linken" betroffen sind 
sowie andere zufällige Käuferinnen eines 
speziellen Markenprodukts. 

- Es wird weiter gefahndet nach Weckerkäu- 

ferinnen. Aussagen sollen mit Beugehaft 

erzwungen werden. Das Verfahren gegen 

Ingrid ist Teil- der Staatsoffensive, den 

Hammer 129a vermehrt gegen Personen 

aus offen auftretenden systemkritischer. 

Bewegungen zu richten, ohne Beweise für 

mehr als die Beteiligung an diesen. 

Des "Deliktes" Weckerkauf ist wohl jede 

erwachsene Person "schuldig", die nicht in 

den Tag hinein träumen darf. 

Betroffenheit und Bezugspunkte für Solidari- 

tät können demnach ziemlich unterschiedlich 

sein. Umfelder sind nicht bloß in kleinen 

Randgruppen zu suchen. 

Daß Du schreibst, Ingrid werde als "Mär- 
tyrerin" dargestellt, hat mich zunächst über- 
rascht. Beim Nachdenken fällt mir aber auf, 
daß das gar nicht so abwegig ist. Die Par- 
allele ist offensichtlich, daß einzelne 
Zusammenhängen herausgegriffei er P 
für diese exemplarisch bestraft, alle daraus 
also abgeschreckt werden sollen. Wenn sich 
Herausgegriffene von den Machthabern nicht 
gegen ihre Gesinnungs-Genoss/inn/en benut- 
zen lassen und diese die Herausgegriffenen 
nicht vergessen, sondern sagen: Sie wird be- 
kåmpft als eine von uns! heißt das bei den 
Christen ... Ich will das jetzt nicht weiter- 
spinnen. Im verkitschten Märty- 
rer/innenklischee stecken zu viele Symbole 
bloß des Leidens und nicht des gemeinsamen 
Kampfes. Aber ich sage auch: Sie wird be- 
kämpft als eine von uns. Welche/r Gefan- 
gene, die/der draußen nicht in systemkriti- 
schen Zusammenhängen gekämpft hat, kann 
sich dadurch mißächtet fühlen? 

Womit wir allerdings aufpassen müssen, 
wir, die wir uns auf Gesinnungs-Ge- 
noss/inn/enschaft berufen, ist, nicht bloß an 
einer aufgewählten Person unser Solidarisie- 
rungsritual abzufeiern und ansonsten still zu 
halten. Eine von und, nicht die einzige! Ei- 
nige hinsichtlich ihrer "Beweiserhebung" zum 
Himmel stinkende 129a-Verfahren wurden 
wenig beachtet... 

Und nicht bloß in politischen Verfahren 
kommt es zu Verurteilungen ohne Beweise. 
Nicht Ingrid allein weigert sich, andere ans 
Messe: zu liefern. Nicht bloß 129a-Gefan- 
gene und ihr linkes Umfeld halten's Maul. 
Wir wissen und dürfen nicht vergessen: 
Nicht wenige "ganz normale" Gefangene ha- 
ben Haft überhaupt oder höhere Strafen 
hingenommen durch Schweigen, andere Ge- 

hrdete betreffend 

€ 3 


129a-Kampagne oder Strafrechtskritik? 


Die Linke spricht zwar von "Klassenjustiz", 
sehr viel mehr als Bücherschreiben und 
Reagieren in eigener Betroffenheit kriegt 


sie dann aber nicht zustande. Mehr Pro- 
blembewußtsein, daß STrafjustiz grundsätz- 
lich abzulehnen ist, mehr Handlungszusam- 
menhänge, die dies berücksichtigen, würde 
ich mir wünschen. Bloß, wenn Du schon 
darauf anspielst, als Teil der Arbeiterklasse 
von mir besserwisserisch behandelt zu wer- 
den, dann setze ich noch einen drauf und 
sage: So lange die Arbeiterklasse und die 
sie umgebenden Abgedrängten nicht mehr 
gemeinsame Kampfformen entwickeln, ein- 
schließlich anderer Arten Konflikte zu lösen 
(als Strafen), werden wir den frontalen An- 
griff auf Strafjustiz nicht schaffen. 3 
"Bisher gibt es mal hier, mal da die For- 
derung "ersatzlose Streichung" eines Para- 
graphen, die Parole "legalize it", Detailvor- 
schläge zur Veränderung von Paragraphen, 
zur Strafverkürzung oder zum Verzicht auf 
Haftstrafen. Andererseits wollen aber auch 
Teile der Frauenbewegung und der Linken 
Strafrecht einsetzen gegen Macht und Ge- 
walt (Sexuaistrafrecht, Umweltvergiftung). 
An Teilaspekten des Strafrechts anzuset- 
zen kann Ausdruck sein dafür, daß (noch?) 


keine Alternativen entwickelt sind, auch 
Ausdruck spezieller eigener Betroffenheit 
unter gegebenen Machtverhältnissen. Wenn 


erstmal einige "Klöpse" angegriffen werden, 
ohne dabei die Illusion zu verbreiten, nach 
deren Auflösung sei Strafrecht "gut", können 
solche Teilkampagnen Schritte einer breiter 
werdenden Anti-Strafrecht-Stoßrichtung wer- 
den. Garantiert ist das nicht. Die Gefahr, 
sich in unterschiedlichen Teilbetroffenheiten 
voneinander spalten, sich abspeisen zu lassen 
durch Teilreparaturen eines abrißbedürftigen 
Gesamtgebäudes, ist gegeben. Aber so ist 
das mit allen Teilbewegungen: Sie können 


produktiv sein, wenn radikalere dahinter lie- 
gende Ziele nicht aus den Augen geraten. 


Haftbedingungen: Alprenzung‘ im Anti-Knast- 
ampf? 


Woher nimmst Du Deine Behauptung, Ingrid - 


grenze sich gegenüber anderen Gefangenen 
ab? Ich weiß, daß sie sich lange vor ihrer 
Verhaftung u.a. für die Lebensbedingungen 
gefangener und haftentlassener Frauen in- 
teressiert, hat. Auch ihren (in der StadtRe- 
vue veröffentlichten) Brief eigene Haf- 
terfahrung hat sie meines Erachtens bewußt 
so geschrieben, daß Allgemeinbedingungen 
von Knast im Vordergrund stehen und nicht 
die Sonderbedingungen einer wegen politi- 
scher Zusammenhänge Inhaftierten. So weit 
ich sie verstanden habe, will sie um sich 
herum Verständigungsmöglichkeiten nutzen, 
wenn sie keiner Sonderisolation ausgesetzt 
ist. Aber Ingrid hat ja sowieso "bloß" U- 
Haft-Erfahrung, das Urteil ist noch nicht 
gesprochen und wir haben von Anfang an 
"sofortige Freilassung" gefordert. Laß uns 
also jetzt nicht an ihrem Beispiel die Anti- 
Knast-Strategien der revolutionären Linken 
diskutieren. s 

Ich muß aber betonen: Einige, teilweise 
seit Jahren wegen politischer Aktivitäten 
einsitzende, ungebrochen revolutionäre Ge- 
fangene nehmen teil am Alltagswiderstand 
gegen den Knastterror, zusammen mit ande- 
ren Gefangenen, die sich wehren. Du wirst 
selber sehr viel besser als ich wissen, wie 
schwer das ist. Dauerndes Auseinander- 
reißen, Hin- und -Herschieben, Druck, Kö- 
dern, Spalten. Ja, ja, das ist normal im 
"Normal"-Vollzug. Die Einheitlichkeit der 
Haftbedingungen, die die Bezeichnung "Nor- 
malvollzug" suggeriert, wo ist sie, außer in 
der Allgegenwart der Verhinderung von Ein- 
heit auf allen Stufen des fast unüberschau- 
bar gewordenen Anpassungsprogramms? Aber 
vielleicht kannst Du zugeben, daß sie bei 
den besonders "Abgestempelten" auch beson- 
ders allergisch reagieren? 

Den Mangel, selten Menschen zu treffen, 
mit denen sie sich intensiver austauschen 
können, empfinden wohl alle, die konsequent 
Widerstand durchhalten. Noch etwas, was Du 
wohl zugeben kannst: linksradikales Denken 
ist im Knast (genauso wie draußen, aber da 
kannst Du Dich bewegen, reisen, auch 
selbstbestimmt in Wohngemeinschaften zu- 
sammenziehen) nicht mehrheitlich vertreten. 
Das Mensch-sein besteht nicht nur aus dem 
Links-sein, klaro! Aber es ist auch nichts 
von der Person Losgelöstes. Gemeisamkeiten 
im Denken, Handeln, in Zielen und auch in 
Träumen zu haben, ist etwas, das ein frei- 
heitlich orientiertes "ich" braucht. (Wem sag 
ich das? Natürlich haben politisierte Gefan- 
gene, die nicht für eine ausdrücklich poli- 
tisch begründete Tat sitzen, das gleiche 
Problem. Wahrscheinlich haben sich aus die- 
ser Erfahrung heraus auch immer wieder 
solche Gefangene der ZL-Forderung ange- 
schlossen). 

Ich habe große Achtung vor allen poli- 
tisch bewußten Gefangenen, die, ohne im 
Blickpunkt der Öffentlichkeit zu stehen, 
unmittelbarer Repression aber direkt ausge- 
setzt, konkrete Gegenwehr und langfristige 
Ziele miteinander verbinden. 

Du kritisiersst den Hungerstreik, dessen 
zentrale Forderung "Zusammenlegung" ist, 


- die einen hier, die anderen 


als "Abgrenzung", Hm, jetzt wird es ganz 
schwierig. Als strategisch zentralen Knoten- 
punkt der ansonsten desinteressierten Lin- 
ken, Knast betreffend, habe ich die ZL-For- 
derung in den letzten 10 Jahren beharrlich 
kritisiert. Aber ich kann ja nicht groß ange- 
ben, in diesem gleichen zeitraum mit mei- 


nem Massenansatz so sehr viel weiter ge- 
kommen zu sein. Da mir außerdern die 


lange Hafterfahrung "fehlt", bin ich nicht 
ganz so sicher, alle kurzsichtig-verurteilen- 
den Elemente -aus meiner Position heraus- 
gelassen zu haben. Auch in der "undogmati- 
schen Linken" können sich Erstarrungen ein- 
schleichen. 

Ich will nicht unter den Teppich kehren, 
daß ich die historische Entstehung der zl- 
Forderung tatsächlich als Abgrenzung von 
den anderen Gefangenen empfunden habe, 
daß ich den Kampf um Anerkennung als 
"politische" Gefangene und die Behandlung 
nach den Mindesgarantien der Genfer Kon- 
vention nicht mittrage. Ich finde es poli- 
tisch falsch bzw. problematisch, einen Son- 
derstatus zu fordern, so grundsätzlich zu 
betonen, eine besondere ARt Gefangene zu 
sein. Das heißt nicht, die Genoss/inn/en 
sollten auf ihre eigene Geschichte, ihre 
Kampfinhalte verzichten. Das heißt auch 
nicht, daß Sonderterror, den die Herrschen- 
den auf ihre grundsätzlichen Gegner richten, ` 
wenn sie sie fangen, nicht als ein solcher 
bekämpft werden solle. Was mit fehlte, war 
der Bezug auf eine gemeinsame Betroffen- 
heit aller Gefangenen (und Noch-Nicht-Ge- 
fangenen) von einer Pseudo-Justiz, organi- 
siert nach Herrschaftsprinzipien. Sich inner- 
halb der Ausgegrenzten nochmal positiv 
selbst einzugrenzen, wirkt - auch wenn es 
nicht so gemeint ist - als die allgemeine 
Ausgrenzung nicht durchkreuzend, sondern 
sie verstärkend. 

Es ist aber auch nicht zu vergessen, daß 
die Genoss/inn/en aus der RAF in den er- 
sten Haftjahren die Auslösung aller Sonder- 
haftbedingungen und Normalvollzug gefordert 
haben , dabei auch auf der Suche nach 
quasi gewerkschaftlichen Ansatzpunkten für 
eine breite Gefangenenbewegung. Erst nach 
langen Erfahrungen mit Sonderisolation ha- 
ben sie die zl-Forderung entwickelt. Nicht 
alle Linken drinnen und nicht alle draußen 
haben diese Entwicklung mitvollzogen. 

Die Trennung der Wege damals hat aber 
dazu geführt, das Thema Knast ganz an den 
Rand zu drängen. Die mit den "elitären 
Forderungen" wurden ausgegrenzt, die "Sub- 
proleten" in den Knästen blieben wie eh und 
je ausgegrenzt oder wurden wieder verges- 
sen. Die - "Knast-Alltags-Revolutionäre" hat- 
ten hur noch wenig Ansprechpartner/innen. 
Gefangene waren voneinander getrennt durch 
die Isolationstechniken der Mächtigen. 
teilweise auch durch das Trennende der "un- 
terschiedlichen Linien", hatten von draußen 
nur noch 
er-Komi- 


wenig Unterstützung. Die Anı 


tees und die "Anti-Imps" konnten kaum noch ur 


mit Information und Agitation eine breitere 
Linke erreichen. Wir. die wir draußen mit 


libertärer Perspektive gegen das gesamte 
Knastsystem angehen wollten, waren wenige 
und wurden von wenigen gehört. 

Vielleicht hätten wir stärkere Kräfte ent- 
falten können, hätten wir alle uns - auch 
als unterschiedliche Linien - produktiver 
aufeinander bezogen. Doch die Zeit ist nicht 
zurückschraubbar (Aber wir können aus ihr 
lernen). 

Zurückschraubbar sind auch nicht die Er- 
fahrungen, die die Mehrzahl der jetzt (wie- 
der) die Zusammenlegung fordernden Genos- 
sinnen mit den unterschiedlichen Variations- 
formen der Isolationsfolter gemacht haben. 
So, wie das jetzt formuliert wird, als eigene 
Erfahrung und eigenes Bedürfnis, akzeptiere 
ich die ZL-Forderung als Ausdruck eines 
Kampfes in spezieller eigener Betroffenheit. 
So ist das für mich nicht "Abgrenzung", so 
deckt das für mich nicht andere mögliche 
Kampfansätze und -Inhalte (auch im Anti- 
knast-Kampf) zu. Die GenossInnen scheinen 
dabei die Kritik berücksichtigt zu haben, sie 
bezögen ihre Teilbetroffenheit zu wenig auf 
das Gesamtsystem Knast und die Betroffen- 
heit aller Gefangener. Jetzt weisen sie dar- 
auf hin, daß Isolation gegen ALLE Gefan- 
gene gerichtet wird, die sich wehren, daß 
das Trennen solidarischer Gemeinschaften 
absolute Normalität im Knast ist. Sie sagen, 
ein Sich-Einlassen auf die Farce des "Nor- 
mal"-Vollzugs ‘wird immer nur zu Trennun- 
gen führen. 

Daß das nicht aus der Luft gegriffen ist, 
weißt Du selbst. Ich habe schon erwähnt, 
wie sehr Genossen, die bewußt für sich 
nicht ZL fordern, damit immer wieder be- 
hindert werden. Die meisten der jetzt zl- 
fordernden Genossinnen haben solche Erfah- 
rungen in Phasen des Pseudo-Normalvollzugs 
auch gemacht. Selbstbestimmte Zusammen- 
legung ist EINE mögliche Konsequenz. Es ist 
nicht die einzige, auch nicht die einzige, 
die das "Gütezeichen: revolutionär" bean- 
spruchen “kann. Ich werde absolut sauer, 
wenn Sprüche kommen, es habe sich "objek- 
tiv" gezeigt, daß "Normalvollzug nicht 
geht", wenn damit gemeint ist, radikale 
Linke dürften sich nicht auf den normalen 
Terror der Zwangsnachbarschaft einlassen, 
da gäbe es nichts zu bewegen, wenn Genos- 
sInnen, die solches versuchen, direkt oder 
indirekt unterstellt wird, das sei Verrat, Ab- 
schwören, Aufgabe. (Es ist "Aufgabe", ja: 
eine schwere, wenn die Revolution als lang- 
fristiges Ziel nicht afgegeben wird) 

Also "nein" zur Zusammenlegungsforde- 
rung, sofern sie vorgetragen wird mit 
Avantgarde-Gestus als die "einzig richtige 
Linie"! "Ja" zu dieser Forderung, wenn sie 


lis) 


_ gungen 


—>— ÜBER DEN GRABEN SPRINGEN? 


gestellt wird von GenossInnen als ihre poli- 
tische und persönliche Konsequenz aus eige- 
nen Erfahrungen; "ja", wenn sie dabei auch 
andere Erfahrungen und Strategien ernst 
nehmen, wenn wir uns aufeinander beziehen 
können als sich ergänzende Teile der Akti- 
onsvielfalt unterschiedlich, aber trotzdem 
gemeinsam Betroffener. Und das heißt für 
mich im Augenblick Unterstützung der Hun- 
gerstreik-Forderung, wie sie dasteht mit den 
Bezügen späterer Integration neuer Gefange- 
ner, Zugang zu, den Gemeinschaftshöfen, zl 
nicht bloß für Gefangene aus Guerilla und 
Widerstand, sondern für alle Gefangenen, die 
dafür kämpfen. 

Offensichtlich gibt es Gefangene im 
"Normalvollzug", die, der normalen Isolation 
und Zwangsnachbarschaft ausgesetzt, Berüh- 
rungspunkte zu dieser Forderung sehen und 
sie aus eigener Situation ergänzen. Du hast 
es ja wohl mitbekommen: In der Plötze ma- 
chen einige Frauen einen begrenzten Soli- 
Hungerstreik, in dem sie sich auch gegen 
die Zwangsgemeinschaft im Behandlungsvoll- 
zug wenden. Gestern erfuhr ich, daß auch in 
Ossendorf Mitgefangene gegen Christas 
Zwangsverschleppung protestieren. Neujahr 
haben sie sich als gemeinsam handelnd er- 
fahren gegen die Isolation einer anderen Ge- 
fangenen. jetzt nehmen sie Christas Isola- 
tion nicht einfach hin. Sie fühlen sich an- 
scheinend nicht ausgegrenzt und mißachtet 
dadurch, daß Christa die Zusammenlegung 
mit Genossinnen fordert, von denen sie seit 
Jahren getrennt ist. 

"Als Zeichen größerer Sensibilität der seit 
langem die Zusammenlegung propagierenden 
GenossInnen drinnen und draußen empfinde 
ich es auch, daß sie seltener die Bezeich- 
nung "soziale Gefangene" als "Stempel" be- 
nutzen. Wenn sie jetzt häufiger mit positi- 
vem Bezug von "kämpfenden Gefangenen" 
sprechen, heißt das, daß sie nicht mehr so 
stark die Herkunft, die (andere) Vorge- 
schichte definieren, sondern gegenwärtiges 
Handeln. 

Die Zusammenlegungsforderung (in Bezug 
gesetzt zur Isolationsinszenierung gegenüber 
allen Gefangenen) wird ja im Hungerstreik 
begleitet von anderen Forderungen, die eng 
anknüpfen an Traditionen einer breiteren 
Gefangenenbewegung, also auch Berührungs- 
punkte darstellen mit vielen kämpfenden 
Gefangenen: Freilassung von schwer Kran- 
ken, freie medizinische Versorgung und freie 
Kommunikation mit draußen. 

Mehrere sind im Knast gestorben, für de- 
ren Freilassung wir uns eingesetzt haben, 
andere sind als schwer Kranke entlassen 
worden, viel zu viele, die in den Knästen 


Sitzordnungen orientierten 
fr jewegüngen, B 
önnen nicht stellvertretend für ir- 
gendwelche "Opfer", weder für Minderheiten 
noch für Mehrheiten, Befreiung durchsetzen. 
Grundsätzlich Weiterbringendes können wir 
nur entwickeln, wenn wir aktive, zusammen 
handelnde Mehrheiten werden, die auch von- 
einander lernen. 


Oh je, jetzt ist es viel zu feierlich und lang 

geworden! Falls Du längst ungeduldig gewor- 

den bist, hier ne Zusammenfassung für's 
weitere Streiten: 

- ich halte es nicht für "verwerfliche Be- 
günstigung", wenn Leute draußen sich 
zunächst auf die Angeklagten und Gefan- 
genen beziehen, die - mehr oder weniger 
nah - aus Zusammenhängen kommen, mit 
denen sie Gemeinsamkeiten haben (Le- 
bensweisen, Ziele). Sogar bei Streit un- 
tereinander sollte sich vergessen werden, 
daß die wirklichen Gegner auf der ande- 
ren Seite sind (Das gilt nicht bloß für 
bewußt politische Zusammenhänge, son- 
dern für jeden Zusammenhalt der Nicht- 
Mächtigen.) 

- Auch wenn einzelne Bausteine angegrif- 
fenwerden, kann das die ganze "Mauer" 
schwächen. 

- Es ist nicht ‚unverantwortlicher Egoismus, 
wenn Gefangene aus spezieller Erfahrung 
und Betroffenheit Forderungen stellen, die 
nicht auf dem Rücken gleich oder noch 
stärker Belasteter ausgetragen werden: 

- Die revolutionäre Linke muß offen sein 
für alle Kämpfe gegen Macht, die nicht 
miteinander konkurrieren, sondern sich 
ergänzen. 

- Freiheit können wir nicht wählen, nicht 
ihr Durchsetzen irgendwem zuschieben, 
sondern nur gemeinsam erkämpfen und 
uns gegenseitig achtend durchsetzen, kon- 
sequent gegenüber den grundsätzlichen 
Gegnern, solidarisch gegenüber den noch 
versprengten Teilen der aufeinander zu- 
mündenden Bewegungen. 

Für eine Gesellschaft ohne 

Knäste! 

Schnauf!... davon sind wir noch weit ent- 

fernt. Erstmal erwarte ich die nächste von 

Dir geworfene Streitaxt. 


Macht und 


Liebe Grüße, B. 


sterben oder unheilbar krank werden, haben 
draußen gar keine Unterstützung. 

Gegen die institutionalisierte Knastmedi- 
zin machen wir seit Jahren Öffentlichkeits- 
arbeit und Aktionen. Viele Gefangene sind 
da betroffen und aktiv für die Forderung 
"freie Arztwahl", 

Die letzte Forderung, die nach freier 
Kommunikation, ist für micht ein ganz 
wichtiger Knotenpunkt: Alle Gefangenen und 
alle, die von draußen Kontakt mit Gefange- 
nen suchen, können ein Interesse daran ha- 
ben, Zensurmaßnahr:en, Besuchsbeschränkun- 
gen, Behinderungen ihrer Kontakte zu über- 
winden. Das wird ganz sicher nicht durch 
einen Hungerstreik weniger Gefangener er- 
reicht. Von den jetzt Hungerstreikenden ist 
es ein Zeichen, daß sie Verständigung und 
Auseinandersetzung suchen. Wenn Du sagst, 
"Zusammenlegung" signalisiert "Abgrenzung", 
so signalisiert die gewünschte freie Kommu- 
nikation doch das Gegenteil. Mich wundert, 
daß Du grad jetzt so bedingungslos sagst, 
die "Politischen" wollen sich abgrenzen, der 
"Riß" werde größer. Für mich ist das die 
neue Qualität dieses Hungerstreiks: Niemand 
von uns muß die eigene Teilbetroffenheit 
und Teilstrategie beiseite legen. Wie können 
uns aufeinander zubewegen, können uns ge- 
genseitig unterstützen, trotzdem auf dem 
jeweils eigenen Weg bleiben. 

Ich solidarisiere mich, weil der hs eine Öff- 
nung in Richtung anderer Gefängener, in 
Richtung auf eine breite (breiter zu entfa- 
chende) Anti-Knast-Bewegung enthält. 

Ich solidarisiere mich, weil dieser Hs -die 
Öffnung gegenüber anderen Teilen der Lin- 
ken ist, weil Gespräch wieder möglich und 
erwünscht zu sein scheint. 

Ich solidarisiere mich auch wegen des hohen 
Risikos, das die Gefangenen eingehen. Ich 
denke, der Staat will seinen Machtpoker 
durchsetzen. Ich fürchte, es wird Tote ge- 
ben. Wenn den GenossInnen ihre Forderung 
nach Zusammenlegung (die weiterhin nicht 
ganz ungebrochen meine ist) so viel wert 
ist, dann will ich nicht bloß dastehn und 
mit den Schultern zucken. 

Ich solidarisiere mich ebenfalls wegen der 
eigenen Gefährdung. So lange es die jah- 
relange extreme Isolationshaft gibt, ist - je 
nach Machtverhältnissen - unterschiedlich 
eingesetzt worden. Betroffen sind auch Ge- 
fangene, die nicht ihre Zusammenlegung mit 
den jetzt Hungerstreikenden fordern. Wenn 
sie meine Staatsfeindschaft - mit welcher 
für sie handhabbaren zurechtgezimmerten 
Waffe auch immer - strafrechtlich mit 
Knast beantworten, kann ich ja trotz meines 
beabsichtigten "Massenansatzes" nicht frei 


«Es ist ein kleine m, we Du 
meinst, die von mir zitierten Kon- 
taktanzeigen seien fingiert. Schau in 
die taz vom 1.3. - 15.3.89, dort 
wirst Du die 129a-Anzeige finden, 
die des "Sozialen" in fast jeder Aus- 
gabe von SR, Pflasterstrand o.ä. Ich 
unterstelle zwar bei meiner Gegen- 
überstellung, daß sich da jemand die 
Aktualität des 129a zunutze macht, 
aber der- Brief eines Sicher- 
heitsverwahrten an das Kölner 
Volksblatt, in dem auch steht, daß 
hinsichtlich der Publizität nach 129a 
Verurteilte "fast schon zu beneiden 
sind", bestärkt mich, daß der Ge- 
danke: 129a als "besonderes Prädi- 
kat" gar nicht von so weit her ge- 
holt ist. 

Grundsätzlich dürfte doch klar 
sein, daß seitens der "Sozialen" nicht 
kritisiert wird, daß die Gerichtssäle 


bei 129a-Verfahren besser besucht 
sind, daß es in Hinsicht auf die 
Handhabung des 129a zu 


Solidaritätsbewegungen kommt. Du 
wirst es kaum fassen, aber selbst 
der Großteil der Leute’ hier drinnen 
ist in der Lage zu unterscheiden, wo 
Delikte aus ideellen, wo aus materi- 
ellen Gründen motiviert sind. 
Dementsprechend kannst Du auch 
davon ausgehen, daß politisch/ideell 
motivierte Delikte seitens der mei- 
sten "Sozialen" mit 'nem stummen 
"Hut ab" - auf keinen Fall aber mit 
"Kopf ab!".- registriert werden. 

Was hier auf Kritik stößt und ei- 
nige Leute veranlaßt, die von ihnen 
eingeschlagene Richtung zu überden- 
ken, ist die klare Abgrenzung, prak- 
tiziert von den "Politischen" selbst, 
unterstützt von der Bewegung 
draußen (auch wenn es Versuche 
gibt, dies hier und da abzuschwä- 
chen). Mittlerweile fragen sich viele 
"soziale" Aktivisten, ob seitens der 
"politischen" drinnen und der Bewe- 
gung draußen tatsächliches, ernsthaf- 
tes Interesse an Verbindung besteht, 


oder ob wir nur als "Mittel zum 
Zweck" herhalten sollen. 


wählen: "Ich will keine Isolation". Außerdem 
weiß ich nicht, wie lang ich in der wirkli- 
chen Belastung meinen "Massenansatz" über- 
haupt durchhalten würde. 


Die Draußen-Szene: Scheuklappenblind? 


In diesem Zusammenhang muß ich ja wohl 
auf Deine Warnung an uns alle, die wir 
nicht ganz ohne Knastrisiko leben, reagie- 
ren, wir sollten nicht so naiv und 
ausschließlich auf die 129a-Gefangenen fi- 
xiert in die Knäste stolpern, sollten uns 
vorher schon mit den Bedürfnissen, Erfah- 
rungen und Vorbehalten uns gegenüber aus- 
einandersetzen. Bei mir rennst Du offene 
Türen ein. Ich bin auch beim jetzigen Tru- 
bel zu Ingrid, Startbahnprozeß und Hunger- 
streik gegen einen ausschließlichen Blick auf 
die "129a-Angeklagten und -Gefangenen, ich 
bin aber ebenfalls gegen einen sie aus- 
schließenden. Auseinandersetzung mit Über- 
lebensmöglichkeiten ohne Selbstverrat im 
Knast, Kennenlernen von Gefangenen, mit 
deren Hilfe von Konflikten und Handlungs- 
möglichkeiten im Alltag, Verständnis zu 
entwickeln für die mit der anderen -Vorge- 
schichte, ausprobieren, wie ich mich ihnen 
verständlich machen kann, genau das waren 
die Motivationen, warum ich vor Jahren - 
nach längerer Zeit ängstlicher Verdrängung - 
mit Anti-Knast-Arbeit begann, 

Als ich noch die Knastgefahr sehr 
krampfhaft verdrängte und ausgrenzte 
(obowhl GenossInnen aus meinen eigenen Ak- 
tionszusammenhängen vor Gericht und teil- 
weise im Knast landeten), waren größere 
Teile der Linken für dieses Thema aufge- 
schlossen. Aus Massenaktionen heraus gab es 
halt massenweise "Bekanntschaft" mit Knast 
und Gefangenen im Aufbruch von 68 und 
danach, wurden die (meist nicht für allzu 
lang) einfahrenden GenossInnen auch Teil 
drinnen aufbrechender Kämpfe. Dafür 
mußten sie gar nicht die dicken "Anführe- 
rinnen" spielen. Wenn's draußen rebelliert, 
kann sich sowieso bei den Unangepaßten 
drinnen mehr tun. In jenen Jahren waren 
Kritik am Knastsystem und Berichte über 
Knastaktionen in der Linken ziemlich ver- 
breitet. Das ging verloren mit dem Ab- 
schlaffen der Bewegung, dem Verlust der 
Aktionsvielfalt, den Polarisierungen, Distan- 
zierungen, Praxisschocks, die rund um den 
deklarierten und von wenigen ausprobierten 
"bewaffneten Kampf" entstanden. Wenn Du 
davor warnst, bei anderen Gefangenen gäbe 
es. Vorbehalte gegen die "politischen", weil 
denen Haftverschärfungen zu "verdanken" 
seien, so ist das ein weiterer Aspekt damals 
und zwischenzeitlich entstandener Tren- 


Die Argumentation Dellwo's, wel- 
cher eine Verlegung in den "Normal- 
vollzug" ablehnt, weil er meint, daß 
er bei politischen Aktivitäten ja eh 
wieder isoliert wird, ist ein bißchen 
löchrig. "Der Jäger geht zum Wald 
und nicht umgekehrt...!" Hier kann 
ich ja gleich auf Deine Äußerung 
übergehen: "So lange die Arbeiter- 
klasse und die sie umgebenden Ab- 
gedrängten nicht mehr gemeinsame 
Kampfformen entwickeln, einschließ- 
lich anderer Formen, Konflikte zu 
lösen, werden wir den frontalen An- 
griff auf Strafjustiz nicht schaffen". 
Mein eigenes Empfinden zu dieser 
"Weisheit": Das ist geradezu ein Pa- 
radestück der gängigen Einstellung 
der Linken gegenüber der Arbeiter- 
klasse. Der - anscheindend schon 
alte - Fehler der Linken ist, daß sie 
nicht begreifen können (oder wollen), 
wie wichtig es ist, gewisse Zusam- 
menhänge in verständlicher Weise 


nungslinien. Ihr müßt Eure Vnrbehalte aufar- 
beiten wie wir die unseren. Aber ich funk 
da jetzt mal rein: Diese Haftverschärfungen 
waren ja eine Gewalt der Herrschenden und 
nicht der revolutionären Gefangenen, gegen 
die sie (zunächst) vorwiegend angewandt 
wurden. Ich meine, dabei haben die Herr- 
schenden es auch als Spaltungsmanöver ein- 
gesetzt, Repressionen, Polarisierungen, Dif- 
ferenzierungen, die sie sowieso einführen 
wollten, mit der Anwesenheit derer zu be- 
gründen, auf die sie ganz besonderen Druck 
ausüben, die sie isolieren wollen, auch von 
den anderen Gefangenen. 

Nachdem die Herrschenden mit, ihren 
Isolations- und Spaltungstricks drinnen und 
draußen nicht ganz so erfolglos waren (wo- 
bei wir alle, die das was angeht, nicht bloß 


Opfer sind, sondern auch egozentrische, 
dogmatische, resignierende oder reinklot- 
zende MittäterInnen), hatten sich in den 


letzten Jahen wieder mehr Aktionszusam- 
menhänge (z.B. im AKW- oder Startbahnwi- 
derstand) entwickelt, die uns wieder intensi- 
vere Überwachung und Strafverfolgung be- 
scheren (jetzt mit den an der Guerilla er- 
probten, geschärften Instrumenten). 

Das bedeutet aber auch, daß breitere 
Kreise wieder sensibel werden, in beide 
Richtungen: gegenüber Knast allgemein und 
den "alteingesessenen" 129a-Gefangenen. In 
dieser Situation kann auch der undogmati- 
scher und offener diskutierte und verkündete 
Hungerstreik eher Brücken bauen zwischen 
unterschiedlich Betroffenen, als Gräben zie- 
hen. Ich habe wirklich viel eher das Gefühl, 
daß wir aus mehreren Richtungen aus ver- 
nagelten Gräben herauskommen. Ich seh also 
grad jetzt nicht mehr so sehr das Element 
des Desinteresses oder Abgrenzens wie in 
den Jahren davor. Bin ich blind oder hab 
ich Halluzinationen in der Wüste? 

Mit einem "Vorwurf" allerdings hast Du 
recht: Die "Linke" will ganz sicher nicht 
allen Gefangenen "unter die Arme greifen"! 
Wir sind doch keine blindwütigen Grapsche- 
rinnen! Zusammenarbeiten können wir mit 
Gefangenen, die ebenfalls Initiative ergrei- 
fen,- die nicht kriechen, sondern sich wehren 
und die nicht ihren Vorteil auf Kosten ande- 
rer suchen. 

Woran die Linke packbar sein sollte, das 
ist, den Kampf um Freiheit, für Gleichheit, 
gegen Macht so ehrlich aufzunehmen, daß 
sich alle in eigener Betroffenheit beteiligen 
können, die für sich nicht Macht und Vor- 
teile fordern, und die Bedürfnisse der ande- 
ren, die keine Machtbedürfnisse sind, ernst 
nehmen. 

Die "Linke" - oder gehen wir doch weg 
von diesem an idiotischen parlamentarischen 


denen nahezubringen, deren Unter- 
stützung sie suchen. Desweiteren gilt 
es für die Linken irgendwann mal zu 
akzeptieren, daß es 'ne Menge Men- 
schen gibt, die ihre eigenen Vor- 
stellungen von "Lebenswerten" hat, 
die daran auch festhalten möchte. 

Weißt Du, ich hab ne ganze Zeit 
in Köln u.a. in Wohngemeinschaften 
in einem Viertel gewohnt, wo jeder 
glaubt, "weiser" sein zu müssen als 
andere. Ich kann nicht behaupten, 
daß ich mich da besonders wohl ge- 
fühlt habe. Ich bekam den Eindruck, 
daß die Menschen dort bei ihrem 
ständigen Bemühen in ihrem Umfeld 
nur nicht "bürgerlich" aufzufallen, 
gar keine Zeit für sich selbst, ge- 
schweige denn für andere hatten, - 
es sei denn, es ließe sich in politi- 
sche Referate am Stammtisch ver- 
packen. 

Wozu dieser Schlenker? Übertrag 
das soch auf das Bemühen der re- 
volutionären Linken, Fuß zu fassen 
im Knast, welcher z.Zt. ja überwie- 
gend von der "Arbeiterklasse" bevöl- 
kert ist! 

Guck Dir mal den Briefwechsel 
zwischen uns beiden an. Bezüglich 
der Themen ist der sicher nicht sehr 
flexibel. Ich hab auch von mir als 
"die Schotten dicht gemacht", beim 
überwiegenden Teil der "Sozialen" 
sieht es aber nicht anders aus, die 
suchen beim Kontakt nach draußen 
auch . eine persönliche Auseinander- 
setzung. ... Wenn viele den Kontakt 
abbrechen, weil er ihnen "zu troc- 
ken" ist, ihre eigene Person dabei zu 
kurz kommt, so nutzt der andere 
Teil vielleicht kurzfristig die Mög- 
lichkeit, Wut und Haß in Worte zu 
fassen, was dann aber allzu oft und 
allzu schnell wieder vergessen wird 


von denen, die wieder "den Ver- 
lockungen der Freiheit" gegenüber- 
stehen. 

Den Verhalten mir gegenüber 


empfinde ich nicht als "besserwisse- 
risch". Vielleicht steckst Du länger 
in politischen Auseinandersetzungen 
als ich. Bei mir fing das erst im 
Rahmen meiner zweiten Inhaftierung 
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-> ÜBER DEN GRABEN SPRINGEN? 


an. Ich laß mich gerne "belehren", 
wenn das Rübergebrachte "Hand und 
Fuß" hat. Ich denke aber nicht im 
geringsten daran, scheinbare Zusam- 
menhänge einfach zu übernehmen, 
nur weil ich sie so vorgesetzt be- 
komme. Ich habe den Anspruch, die 
Zusammenhänge aus meinem eigenen 
Verständnis zu begreifen! 

Meinen Eindruck über die revolu- 
tionäre Linke hinsichtlich ihrer Ein- 
stellung gegenüber der "Arbeiter- 
klasse", jetzt konkret den "sozialen" 
Gefangenen, möchte ich an einem 
Ausschnitt aus Dellwos Begleitbrief 
aufhängen: "Wir kämpfen um die 
Möglichkeit der kollektiven Ausein- 
andersetzung unter uns, und von da 
aus um die Auseinandersetzung mit 
allen, die das auch wollen: eine Le- 
bensperspektive gegen den Imperia- 
lismus. Egal, wo sie sind, ob draußen 
oder im Knast als soziale Gefan- 
gene, die aus der Armenrolle raus 
wollen zwischen Knast und Millio- 
närsträumen." (taz,6.3.89, "Als Kapi- 
tulanten wären wir schon zusammen- 
gelegt") Als Ergänzung ein weiterer 
Ausschnitt: "Die Zeit ist dafür auch 
reif. Überall ist eine neue Phase 
herangereift, in der wir die ganze 
politische Situation von unten, also 
die Defensive umkehren können. 
Darin sehen wir die Zusammenlegung 
als Teil, als eine Aufgabe, die uns 
betrifft, die zugleich der Anfang da- 
für sein kann, den Kampf um die 
Freiheit der politischen Gefangenen 
zu einer strategischen Achse und ei- 
nem Kristallisationskern neuer ge- 
sellschaftlicher Gegenmacht zu ent- 
wickeln." P 

Beide Aussagen sprechen eine 
deutliche Sprache, machen die Ab- 
grenzung vom "Sozialen" unüberseh- 
bar. Ich interpretiere das u.a. so. 
daß nach Dellwo materialistisches 
Denken das einzige Denken der "So- 
zialen" zu sein scheint. Eine Unter- 
stützung der Forderung nach Zu- 


teilung niederschlagen könnte. Zu- 
mindest aber wären derartige Erfah- 
rungen dazu angetan, die noch vor- 
handene Überheblichkeit etwas 
schrumpfen zu lassen. 

Es ist klar, daß eine Verlegung in 
den "Normalvollzug" u.a. auch damit 
verbunden wäre, daß die einzelnen 
Betroffenen auf das ganze Bundesge- 
biet verstreut würden, sie wahr- 
scheinlich auch in Abteilungen lan- 
den würden, die mit besonders 
"vertrauenswürdigen" Gefangenen 
durchsetzt wären. Aber so wie ich 
zwischenzeitlich- ein Gespür für Bul- 
len und Spitzel entwickelt habe, so 
werden sie es sicher auch können! 

Ich glaube, daß die Zusammenle- 
gung so in den Vordergrund gestellt 
wird, weil eine breite Basis schon 
allein Garant sein soll, daß der Ein- 
zelne sich nicht verliert. Ich würde 
die Forderung nach Zusammenlegung 
sofort und ohne groß nachzudenken 
unterstützen, wenn klar rüberkäme, 
daß sich diese Forderung auch mit 
Ängsten, die im Rahmen der gege- 
benen Situation der Isolationsfolter 
durchaus legitim und vor allem klar 
verständlich sind, begründet. Eine 
Zusammenlegung aus dem Bedürfnis 
des Zusammenseins, dem Gefühl der 
Zusammengehörigkeit, verbunden mit 
dem Wunsch des sich gegenseitig 
Aufbauens, ist für mich voll akzep- 
tabel. Akzeptabel ist für mich je- 
doch nicht, wenn die Forderung un- 
terschwellig beinhaltet, einen elitä- 
ren Knast im Knast zu gründen. 

Deine Argumentation, daß gewisse 
Argumentationen seitens der Links- 
radikalen darauf schließen lassen, 


daß eine Bereitschaft .besteht, sich 
allen "kämpfenden", bzw. "sich 
wehrenden" Gefangenen gegenüber zu 
öffnen, daß sie auch gegenüber an- 
deren Linken in ihren Bedingungen 
flexibler zu sein scheinen, ist für 
mich nicht überzeugend, auch nicht 
der Umstand, daß die 
Hungerstreikenden gegebenenfalls be- 
reit sind, zur Durchsetzung ihrer 
Forderung das eigene Leben in die 


sammenlegung ist schon deshalb Waagschale zu werfen 

nicht meine Sache, weil ich glaube, Zum Aspekt des 

daß ein paar Erfahrungen im Sich-Öffnens: Das frühere Engage- 
"Normalvollzug" eventuell recht heil- ment für Normalvollzug und eine 
sam sein könnten, was sich dann möglichst breite Gefange- 
wiederum in der von der RAF be- nenbewegung wurde sicher von den 
reits jetzt durchdachten Rollenver- "Kkritisch-aktiven Sozialen" registriert 


und durchdiskutiert. 
tion bot sich an, die RAF wolle ge- 


Als Interpreta- 


gen sie aufkeimende Aggressionen 
abschwächen (was ja auch nicht er- 
folglos war). Desweiteren könnte 
dieses Engagement darauf abgerich- 
tet gewesen sein, sich innerhalb der 
Mauern eine ihre späteren Forderun- 
gen unterstützende "Lobby" zu 
schaffen. Stimmt, es gab diese For- 
derung nach Verlegung in den "Nor- 
malvollzug", aber als sie gestellt 
wurde, war die Unterstützung der 
RAF drinnen und draußen so 
schwach, daß die Nicht-Durchsetz- 
barkeit absehbar war. Diese Forde- 
rung wurde auch nicht mit dem 
Nachdruck verfolgt, wie es jetzt für 
die Zusammenlegung der Fall ist. 
Sicher, es ist richtig, wenn Dul 
sagst: "Erst nach Jahren der Son- 
derisolation haben sie die ZL-Forde- 
rung entwickelt." Das hat aber wohl 
nur so lange gedauert, weil erst, 
oder stets aufs neue, Wege zur 
gegenseitigen Verständigung gesucht 
und gefunden werden mußten. Ein 
weiterer Grund, erst jetzt so konse- 
quent die Durchsetzung der . Forde- 
rung zu versuchen, mag in der 
Bedeutung der Wahl des Zeitpunktes 
liegen. Ich jedenfalls ziehe diesen 
Schluß aus der Aussage: "Die Zeit 
ist dafür reif. Überall ist eine neue 
Phase herangereift...". Wir brauchen 
nicht darüber diskutieren, daß auch 
(oder gerade) die RAF über den 
ausgeweiteten Gebrauch des 129a in- 
formiert ist, sich also im Klaren ist, 
daß die ganze Linke im Rahmen ei- 
gener Betroffenheit aufschreckt. Für 
mich liegt der Gedanke nahe, daß 
die Gefangenen aus der RAF die 
"Zeichen der Zeit" richtig erkannt 
haben, daß sie versuchen, die Ge- 
schehnisse draußen für ihre eigenen 
Ziele und Strategien einzusetzen. 
Der Verzicht auf bedingungslose Zu- 
stimmung seitens der Linken und das 
"sich-öffnen" gegenüber den kämp- 
fenden "Sozialen" ist hierbei m.E. 
kein Zeichen eines Umdenkens ge- 
genüber dem Gesamtknastsystem, 
sondern entspricht eher einer klar 


a oea Te- calkuli igkeit. Um .sich 
(scheinbaren reit gefächerte Sympathien und so- 


mit Unterstützung sichern zu kön- 
nen, sind Zugeständnisse in dem von 
Dir aufgeführten Rahmen ein Klacks, 
zumal sie sicher nicht verbindlich 
sind. 


Zum Aspekt: "Durchsetzung der 
Forderung unter Einsatz des eigenen 
Lebens": Aus eigenem Erleben weiß 
ich, daß man in Situationen geraten 
kann, in denen man zur Durchset- 
zung einer Forderung den eigenen 
Tod "billigend in Kauf nimmt". Nicht 


etwa, weil man nicht am Leben 
hängt, sondern weil man im Mo- 
ment der Entscheidung in der Zu- 


kunftsperspektive nichts Lebenswer- 
tes mehr entdecken kann. Bei 
Zukunftsperspektive gleich null plus 
ner geballten Ladung Wut und Haß 
hindert einen keiner mehr an der 
Durchführung der vermeintlich 
notwendigen Konsequerniz. 

Wenn der Hungerstreik in erster 
Linie auch ein Mittel ist, Forderun- 
gen Nachdruck zu verleihen, so ist 
dessen Durchführung bis zum Tod 
doch erst möglich, wenn die gerade 
aufgeführten Teilaspekte sich verbin- 
den, was für mich durchaus nach- 
vollziehbar ist. Trotz meines inneren 
"Hut ab" vor dieser Konsequenz, 
lehne ich für mich die Unterstützung 
der Forderung nach Zusammenlegung 
ab, weil ich mich des Gefühls nicht 
erwehren kann, daß der mit dem 
Hungerstreik beabsichtigte Druck 
sich nicht allein gegen die Herr- 
schenden richtet, sondern auch als 
Mittel eingesetzt wird, die Linke zu 
zwingen, jetzt Farbe zu bekennen. 

Ich schließe nicht aus, daß Reb- 
mann und Konsorten sich durchset- 
zen, Tote in ihre Strategie mit ein- 
kalkuliert sind. Dann wird es An- 
schläge geben und die Hardliner 
werden die Daumenschrauben noch 
etwas enger anziehen. 

Ich bin aber skeptisch, ob sie es 
so weit kommen lassen. Es hat sich 


zwischenzeitlich doch zu viel Öf- 
fentlichkeit gebildet, die für die 
Hungerstreikenden, zumindest für 
"humane Lösungen" eintritt. An der 


Entschlossenheit der Hungerstreiken- 


. denyzweifle ich nicht. 


Zu Ingrid und meinen disbezüglichen 
"Behauptungen" werde 


Brief noch was Sera" 
B, wenn ich jetzt darauf verzichte, 
auf weitere Punkte Deines 


riefes 2 
einzugehen, heißt das nicht, daß C a N 


dazu nichts zu sagen hätte. Ich hab 
die Grippe... 


Grüße, A. 


Ich willdas mal sagen, wasichmirunterder „großen po- 
litischen Auseinandersetzung“ alles vorstelle. Zu den 
vielen Fragen, die es an uns gibt und woraus sie 
kommen. 


Ich bin sicher, daß ein wichtiges Moment darin mit 
dem „emotional folgen können“ zutunhat, vondemich 
in der ersten Prozeßerklärung geredet habe. Die Unter- 
drückten müssen denen, die revolutionäre Politik ma- 
chen, emotional folgen können — das istdas „Herz“ der 
ganzen Bezichung zwischen Guerilla und den Men- 


‘schen im Widerstand für den revolutionären Prozeß. 


Das steht für mich ganz oben, esist’ne politische Quali- 
tät, und sie zu entwickeln hat 'ne große Bedeutung für 
die ganze Verständigung, den dialektischen Prozeß 
nicht nur innerhalb der revolutionären Bewegung, son- 
dern weit über sie raus. 


Mir fiel dazu ein, was ich von draußen noch kenne, 
zum Beispiel die Auseinandersetzungen um den GI (Pi- 
mental, d. Red.)oderdie Aktion gegen Zimmermann — 
und zwar mit Leuten, die nicht feindlich gegen uns wa- 
ren. Von ihnen waren das Fragen, die aus dem genauen 
Gefühl kamen, daß die Guerilla anders denkt, „fühlt“, 
sich anders bestimmt inder Konfrontation und ihnen da 
was fremd ist. Das andere waren Diskussionen, in de- 
nen es darum ging, politisch genauer zu verstehen, wie 
die Strukturen im System sich verändert haben, die 
Funktion dertechnokratischen Elite etcetera ... Es war 
ein genaueres Verstehenwollen, alsesfürsieausder Er- 
klärung zu Zimmermann möglich war, und sie wollten 
vonuns mehr und anders wissen, wie wir unsere Politik 
und Praxis bestimmen. Und dann Fragen dazu — die 
sind ja schwer zu beantworten, aber das hat viele be- 
schäftigtundich will lernen, darüber zu reden —wiedas 
eigentlich ist für eine Gruppe, wenn sie (wie es lange 
war) praktisch total alleine hier revolutionäre Politik 
macht. Welche Schwierigkeiten daraus entstehen, sub- 
jektivund politisch, und wie wir das überhaupt gemacht 
haben. Wozu auch das gehört, was Stefan sagt: der Ge- 
waltmarsch gegen die staatsloyale Linke in den 70ern. 
Es ist auch klar, daß es sehr kritische Fragen gibt — für 


„Eine andere Auseinandersetzung — die Fragen sind jetzt andere“ 


Ein Brief von Eva Haule, Gefangene aus der RAF und inhaftiert in Stammheim, datiert vom 16. März 


michistaber der Punkt, von wemundaus welcher Moti- 
vation sie kommen. 


Ich würde zum Beispiel mit denen, dieer gesprochen 
hat, sofort auch offen über unsere Fehler reden. Das 
hört sich vielleicht irre an, aber ich hab’ kaum mal bes- 
sere Diskussionen erlebt als genau solche. Da hat am 
Endejeder mehr gewußt, undnichtnurimHirn. Das wa- 
ren oft viel politischere Auseinandersetzungen als mit 
Leuten, die nur mit Formeln hantieren und sowieso al- 
les fressen, was du ihnen erzählst. 

Wirhabendaslangesogesehen, daß wir (selbst-) kri- 
tischüberunsere Fehler nur „intern“ reden—alsounter 
uns und mit Genossen hier und woanders, die ganzklar 
aufder Seitedesrevolutionären Projekts stehen. Dasist 
auch logisch — wenn mansich „die Linke“ inden 70ern 
und teilweise noch in den 80ern hier vor Augen führt. 
Was gehen die unsere Fehler an und was wir dazu den- 
ken, wenn sie sowieso nur ihr Süppchen gegen den 
Kampf kochen. Aber das ist heute anders. 

Was auch oft kam: Daß Leute gern unsere Texte/Er- 
klärungen besser verstanden hätten, aber mit diesen 
Bröckchen einfach nicht klargekommen sind. Dannha- 
benwirdrüber geredet, warumdasschweristundgleich 
weiter. (...) Jedenfalls ist mir beim Nachdenken noch 
mal so klar geworden, welche Berge wichtiger Erfah- 
rungen es aus den ganzen Jahren gibt. Für alles jetzt. 
Und sicher ist, daß das von mir und uns allen anders an- 
gepackt werden muß als früher, sie zu vermitteln und 
überhaupt vonunszureden. Eben—esisteine völligan- 
dere Auseinandersetzung als mit der „Linken“ bisher 
und als die nur mit der antiimperialistischen/autono- 
men Szene bis Mitte der 80er. 

Dasstimmt wirklich ineinemumfassenden Sinn, daß 
die ganze Phase der Kämpfe seit ’80 vor zwei bis drei 
Jahrenabgeschlossen warundetwas Neues angefangen 
hat. Jetzt wird — und muß auch — alles auf einer neuen 
Grundlage weitergehen, und es wäre total viel ver- 
schenkt, wenn diese wichügsten Erfahrungen, die in 
den letzten 20 Jahren imrevolutionären Kampfhier ge- 
macht wurden, nicht offen in die Diskussion gebracht 


würden. Na, einfach: Es sind die reichsten Erfahrun- 
gen. Ausallem, auchausden Fehlern, istvielzulernen, 
und eine sich neu entwickelnde revolutionäre Bewe- 
gung braucht ein Bewußtsein davon, sonst hängt sie ge- 
schichtslos, bodenlos in der Luft. 


Außerdem hab’ ich wieder gesehen, wie sehr wahr 
das ist: ausden Fehlern lernen, sich weiterbringen— so 
läuft’s. Unsere Geschichte. Also so will ich das jetzt 
auch: unsere Erfahrungen offen in die Auseinanderset- 
zung bringen und offen sein für alle ernsten Fragen — 
egal, wie kritisch sie sind. Das ist auch ganz klar ein 
Stück für den Aneignungsprozeß, um se! bständig revo- 
lutionäre Politik entwickeln zu können. 


Ein Punkt indem Ganzen ist, zu dieser „Linken“, zu 
bestimmten Kreisen und Personen’ aus ihr und was sie 
die ganze Zeit getrieben haben etwas Klares zu sagen. 
(...) Abernoch weiter. Esgehtum sehr viele grundsätz- 
liche und konkrete Fragen jetzt— das bedeutet auch, es 
ist ein enorm großer offener Bereich der Diskussion. 
Das kann also niemals so laufen, daß man sich „Stand- 
punkte“ entgegenhält, abtötende ideologische Debat- 
ten führt oder sich gegenseitig volles Rohr den Kurs um 
die Ohren haut, den die jeweilige politische Gruppe/ 
Tendenz entwickelt hat... Da geht’s erst mal ganz viel 
um sich verstehen, aufnehmen, sich wiederfinden — 
und das ist für alle so, die jetzt Teil dieser politischen 
Diskussion sein wollen. So seh’ ich das. Und wenn ich 
überlege: Mit wem will ich diese große politische Aus- 
einandersetzung? — Dann ist es so für mich: mit allen, 
die das aus ihrer existentiellen Erfahrung (subjektiv, 
moralisch, materiell... wieauchimmer)spürenundbe- 
greifen, daß wirklich Schluß sein muß mit der Zerstö- 
rungimSystemundesdagegen darum geht, eine grund- 
sätzlich andere, an den Menschen orientierte gesell- 
schaftliche Realität durchzusetzen — in den einzelnen 
Kämpfen und über sie raus als Umwälzungsprozeß. 

Dazu gehört noch was anderes. Ich hab’ Geißler ge- 
rade geschrieben. Er sagt in seinem Buch oft: „Es 
geht“... Es ist möglich, hier anzugreifen, den revolu- 
tionären Kampf zu organisieren... Abgesehen davon, 


daßdaskonkretundfürjedeneinzelnenimmerdiewich- 
tige Frage ist, ist es aber grundsätzlich politisch, was 
uns und den bewaffneten Angriff im Zentrum betrifft, 
heute nicht mehr die Frage. Wir wissen: es geht. Die 
Herrschenden haben es mit ihrem ganzen, historisch 
beispieilosen Repressionsapparat nicht geschafft, den 
revolutionären Faktor hier zu liquidieren — und sie 
werden es auch nicht mehr schaffen. 

Dasistnach fast20Jahrenklar—unddasistschrviel, 
wennmansichdie gesamten Bedingungen inder Metro- 
pole BRD klarmacht. Die ganze Entwicklung ist heute 
weiter — und wir sind’sauch. Die Fragen sind jetzt an- 
dere. € 

Die neu entstehende revolutionäre Bewegung kann 
aus dem Selbstbewußtsein kämpfen, daß yieimmeralle 
Mittel kat (und braucht) für ihre Ziele. Daß das möglich 
ist, dafür hat unser Kampfin den ganzen Jahren mit die 
Grundlage geschaffen, und es ist jetzt immer „nur“ die 
Entscheidung, wie und wann — also mit welchen präzi- 
sen Bestimmungen im und für den Umwälzungsprozeß 
die Mitel eingesetzt werden. (...) 

Es geht um neue Bestimmungen für den revolutionä- 
ren Prozeß, für revolutionäre Politik aufallen Ebenen. 

Das alles richtig einzuschätzen und zu bestimmen, 
brennt mir, uns allen total unter den Nägeln; es ist die 
Bedingung, umzu greifbaren Vorstellungen und politi- 
schen 3estimmungen für den Umwälzungsprozeß zu 
kommen; dafür, wiedieZieledesKampfsrealdurchge- 
setzt werden können; und für Lösungen der vielen kon- 
kreten Fragen, die sich überall stellen. 

Das geht nur zusammen! Dafür brauchen wir die Zu- 
sammenlegung und die große politische Auseinander- 
setzung — und ich glaube, der Widerstand braucht bei- 
des genauso! Es wird ein Prozeß von Arbeit, Diskus- 
sion, Erfahrungen in der Konfrontation jetzt mit allen, 
die Tei! des revolutionären Subjekts sein wollen oder 
schonsind; unddrüberrausmitallen, dieheute noch mit 
unterschiedlichen Zielen, aber auch für eine andere ge- 
sellschaftliche Wirklichkeit kämpfen und deshalb die 

` Diskussion wollen, so wie wir. 
(Von der Redaktion gekürzte Fassung) 
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TESEN O A 


LEBEN UND KÄMPFEN 


ERKLÄRUNG VON NORBERT 
vom 25.10.83 !ıı 


ich will nochmal was sagen zu unseren 
diskussionen und erfahrungen 85,86 und 
zur aufstandsbekämpfung mit der gesamt- 
raf erfindung und konkret gegen uns. 

als wir 85 angefangen haben an einer po- 
litischen praxis zu überlegen mit dem 
ziel: revolutionäre front in westeuropa, 
da war das eigentlich nichts neues, es 
war das, was wir wollten, das system 
grundsätzlich umstürzen und eine ge- 
rechte gesellschaft. also es war nicht 
so als hätten wir uns ein "neues thema" 
genommen und gesagt, alles was bisher 
war, war scheisse. 

und doch hat sich vieles geändert. die 
vorstellungen von einem anderen leben, 
von befreiung, revolution sind uns wie- 
der sehr nah, lebendig und unmittelbarer 
zur eigenen sache geworden. wir haben in 
dan, -was wir anpacken wollten, einen 
neuen sinn gesehen, einen weg hier 
selber teil der revolutionären kraft zu 
werden und den revolutionären prozeß mit 
zu entwickeln. 

direkt ausgelöst wurden die diskussionen 
und neubestimmung durch den hungerstreik 
84/85 der gefangenen für ihre zusammen- 
legung. wir hatten den hungerstreik zu- 
nächst unterstützt aus einem verhältnis 
der solidarität mit gefangenen revolu- 
tionären, die das system durch isola- 
tionsfolter vernichten will. die stärke 
dəs gemeinsamen kampfes, und überhaupt 
der revolutionären politik der guerilla 
und des widerstands,- die vielen angrif- 
fe und aktionen der genoss/innen der 
ccc, ad, craf, ra und auch die 
bafreiungskämpfe z.b. in südafrika, kur- 
distan 84 und 85- haben die möglichkeit 
gezeigt, daß das imperialistische system 
auch hier durch eine konsequente revolu- 
tionäre politök zu treffen und zu 
ersghüttern ist. darüber hat sich die 
perspektive vermittelt, auch aus und ge- 
gen die bedingungen hier in der 
metropole, wirklich selber im vertrauen 
auf die eigene kraft zu kämpfen und. zu- 
samien mit den befreiungskämpfen die 
imperialistische herrschaft zu bekämp- 
fen, zu brechen. 

an der hungerstreikserklärung konnten 
wir vieles überlegen und vor allem auch 
nah an uns selber.und auch mit dem 
frontpapier wares jetzt für mich anders 


aus der hungerstrei 
erklärung, der für mich wichtig war, 
will ich mal vorlesen. 

„entweder die revolutionäre linke 
kämpft sich in der praxis des wider- 
stands zum authentischen revolutionären 
Prozeß in westeuropa vor, indem sie sub- 
jekt des kampfs um befreiung ist, oder 
sie kann nur als marginale opposition 
die verbrechen des imperialismus und den 
weg in den faschistischen staatsschutz- 
staat kommentieren 
das hat schon genau getroffen, auf der 
einen seite war das mein bedürfnis; sub- 
jekt im kampf um befreiung zu sein, zu- 
sammen kämpfen und zusamnen leben in 


einem,- und eine ahnung davon hatten wir 
immer dann gekriegt, wenn wir wirklich 
zusammen gekämpft haben, wenn es keine 
trennung gab zwischen unseren zielen und 
dem was wir gemacht haben, z.b. anfangs 
im häuserkampf, oder in bestimmten kam- 
Pagnen oder bei internationalistischen 
s>lidaritätsaktionen. aber auf der 


anderen seite, - obwohl wir das ziel 
hatten, leben und kämpfen nicht zu tren- 
nen -, sind die verschiedenen aufbrüche 


immer wieder geschluckt worden, wo wir 
mehr oder weniger vom "normalzustand" 
gelebt wurden. es war uns eine ganze 
weile bewußt gewesen, daß so wie wir le- 
ben und kämpfen, jm widerspruch zu un- 
seren vorstellungen ist, daß wir dem so 
auch nicht näher kommen, und daß wir das 
ändern wollten und suchten. aus dem 
widerstand gegen verschiedene projekte 
der herrschenden wurde nicht die revo- 
lutionäre bewegung, wie wir sie wollten: 
- kämpfen/leben und solidarisch mit den 
befreiungskämpfen -, auch nicht durch 
mehr militanz oder indem wir mehr 
propaganda für soziale revolution und 
internationalismus machten. 

einige , auch ich, haben diese erfahrung 
eine lange zeit, und immer wieder 
gemacht, daß der widerstand, - z.b. 
gegen akw's (kalkar/gorleben) gegen na- 
to-kriegspolitik und besonders gegen die 
ausbeutung in den fabriken, wo die herr- 
shaft des kapitals absolut ist und jede 
autonome, kämpferische : opposition von 
kapital und spd-gewerkschaft integriert- 
zerschlagen wird, -daß dieser wider- 
stand in den grenzen des systems 
geblieben ist, und ich/wir somit auch, 
weil die konkrete perspektive einer an= 
deren gesellschaft und von befreitem 
leben im kampf, einfach fehlte, nicht 
erkämpft worden ist - oder wir im häu- 
serkampf, nur im gemeinsam erkämpfen da 
war. also meine vorstellungen, was über- 
haupt kampf un befreiung bedeutet, und 
wie hier gegen das system eine revolu- 
tion erkämpft werden kann, die waren 
diffus,- auch unmarxistisch -, eigent- 
lich überhaupt nie konsequent zu ende 
gedacht, sondern eher so: krise des imp. 
Systems, sie verschärft sich, die wider- 


sprüche der menschen wachserfind über 
widerstand erkämpfen sie sich klassenbe- 
wußtsein und sn, immer mehr revolu- 
tionäre kämpfe und danr aufstand und zu- 
sammenbruch des systems - mal ganz ver- 
einfacht. und unsere politische praxis 
sah entsprechend aus, sowohl in den fa- 
briken, wo wir z.t. in gruppen zusammen 
waren, und auch in den verschiedenen 
widerstandsbewegungen: wir versuchten an 
den widersprüchen der menschen zum 
system anzusetzen, zu mobilisieren, 
widerstand zu organisieren und eine 
radikalisierung zu erreichen und von 
unseren utopien zu überzeugen, und auch 
dem wie wir lebten. 

es geht mir jetzt überhaupt nicht darum, 
widerstahd ja oder nein. es kann hier in 
dieser wüste gar nicht genug protest, 
widerstand und militänte kämpfe geben, 
sie sind alle wichtig, setzen dem system 
grenzen und sind für viele der weg der 
politisierung. und natürlich -will ich 
auch mit so vielen wie nur möglich, die 
sich gegen das system weiten, kämpfen, 
zusammenkommen - die frage ist nur: wie 
« wie kann ich mit ihnen zusammenkommen, 
was ist mein ziel, wie und mit wem will 
ich drum kämpfen. mir ist mein ziel in 
den diskussionen wieder bewußter gewor- 
den, die eröffnung einer revolutionären 
perspektive, um zu einer klassenlosen 
gesellschaft zu kommen, und die einheit 
von kämpfen und leben zu wollen. 

und da kam ich mit dem bisherigen 
konzept nicht mehr weiter, oder besser, 
es stimmte nicht mehr für mich/uns, 
nämlich hier die menschen, die objektiv 
kämpfen müßten, fabrikarbeiter, jobber 
und alle die, die sich vom system 
betroffen fühlen - durch zerstörung der 
lebensbedingungen, kriegsdrohung u.ä. - 
zum 'widerstand, als widerstand zusammen 
zu bringen, dahinter steckte -wenn auch 
mahr unbewußt -das ausweichen vor eige- 
men entscheidungen zum eigentlich, 
objektiv erkannten, notwendigen, konse- 
quenten kampf und proletarischem inter- 
nationalismus - das wurde weggeschoben, 
waggeredet- weil sie menschen hier noch 
nicht das bewußtsein haben, nicht so 
kämpfen. so sind wir mehr oder weniger 
auch selber objekte des systems geblie- 
bən und haben inmer wieder den schweine- 
n des systems hinterhergejagt 


obwohl 
kämpfen wollten, haben wir uns ungewollt 
über sie gestellt - und sie zum obiekr 
unserer politik gemacht. 

das war jetzt wieder grundsätzlich 
aufgebrochen und es ging drum, daß wir 
mit unseren kräften hier eine revolu- 
tionäre kraft gegen die imperialistische 
herrschaft aufbauen, werden wollten. wir 
wollten ja nie "als marginale opposition 
nur die verbrechen des imperialismus 
kommentieren" - trotzdem, wie sah unser 
proletarischer internationalismus aus? 
wir fühlten uns zwar allen befreiungs- 
kämpfen verbunden, kamen aber nicht 
darüber hinaus sporadisch auf besondere 
schweinereien der imperialisten zu rea- 
gieren, mal gegen den zionistischen 
terror gegen den palästinensischen be- 
freiungskampf im libanon, oder zu 
einzelnen solidaritätsaktionen/ kam- 
pagnen, mit der revolution in nicaragua, 
el salvador. es war getrennt, nicht ein 
gemeinsamer kampf gegen denselben feind. 
und was uns immerbewußter geworden war, 
daß es keine möglichkeit für die 
nationale befreiung, selbstbestimmmg, 
entwicklung einer neuen gesellschaft 
gibt, solange der imperialismus weltweit 
herrscht, und durch ausplünderung 
völkermord, massaker auch unsere 
hof£nungen, die mit den befreiungskämp- 
fen verbunden waren, brutal abgewürgt 
warden. davon, daß die menschen hier 
noch nicht mit internationalistischem 
bewußtsein kämpften, wollten wir uns 
nicht mehr runterziehen lassen, sondern 
mit unseren kräften möglichkeiten schaf- 
fen, um der imperialistischen ausplün- 
derung und kriegsmaschine grenzen zu 
setzen. alles andere hätte bedeutet, für 
sich selber nicht mehr glaubwirdig zu 
sein. hier in westeuropa eine revolu- 
tionäre front aufzubauen und mit den 
befreiungskämpfen zusammen zu kämpfen, 
entsprach genau dem, wie wir das 
verhältnis zu ihnen wollten. aber wie? 
was mir gefehlt hat im kampf um befrei- 
ung, daß war nicht wissen, sondern das 
war, zu spüren: ich war es nicht. es 
ging um die entscheidung subjekt zu 
werden, sich mehr in die konfrontation 
zu stellen. ein beispiel waren mir dafür 
die gefangenen, daß es wm die subjektive 
entscheidung geht, daß es möglich ist 
unter allen umständen, selbst aus der 


äußersten defensive - im innersten des 
feindlichen systems, isoliert, gefan- 
gen - zusammen zu kämpfen, subjekt des 


kampfs zu sein. und: es war genau ihr 
authentischer kampf, der unsere eigene 
p>litisierung mit auslöste. das war ja 
das, was wir selber auch schon ansatz- 
weise erfahren hatten, eigentlich wissen 
mußten: daß es der wirkliche kampf ist, 
- und in diesem kampf das neue leben, 
menschlichkeit, solidarität -, der mobi- 
lisiert und neuen kampf erzeugt. und 


wir so die herzen und köpfe der menschen 
gewinnen können, imdem sie sich, - über 
ihr bedürfnis nach einem anderen leben - 
‚in dem wiederfinden, was wir anpacken, 
wie wir kämpfen und vor allem in dem 
kern von herrschaftsfreiem leben, das 
wir dabei herstellen. ich denke, das war 
für uns das zentrale, daß wir das 
wieder, und vor allem auch tiefer und 
bewußter erobert haben, dal das ‚die 
"seele des kampfs" für jede,n hier ist: 
- gegen die totale fremdbestimming und 
beherrschung durch das system sich 
befreien, subjekt werden wollen, ein 
anderes leben -sinnvoll, solidarisch - 
zu wollen, sich zusanmenfinden und darum 
kämpfen, und daß nur der kampf neuen 
kampf erzeugt. 

das was der staatsschutzterroc will: 
woher kommt ihre "gewaltbereitschaft", 
wer hat sie "gesteuert"... 

ist alles dreck, nichts weiter als der 
hil£flose versuch, die politisierung 
durch revolutionären kampf - und über- 


ken, verurteilbar zu machen, und irgend- 
wie doch noch eine ligitimation für die 
aufstandsbekänpfung gegen widerstand und 
£üc das vernichtungsprojekt durch isola- 
tion zusamnenzuschustern, - was nicht 
geht und darum hilflos. weil es die er- 
fahrung an der eigenen haut ist, die 


inmer mehr menschen ins bewulitsein 
drängt, daß ein sinnvolles menschliches 
leben im unversöhnlichen widerspruch zum 
system steht, das keinerlei positive 
perspektive für die menschen hat. 

“... nichts ist gewaltiger als die hoff- 
nung - wenn sich ein sklave auflehnt, 
kämpft, siegt oder stirbt, fühlen alle 
sklaven ihre kraft wachsen, da setzt 
sich alles in ihrem kopf in bewegung...“ 


(nazim hikmet) 

was ich jetzt über unseren diskussions- 
prozeßß gesagt habe, kamt natürlich aus 
meinem kopf jetzt, - also das war und 
ist ja inmer wieder von`neuem, überhaupt 
nicht alles klar, aber wir haben den ei- 
genen aufbruch ernst genomen und 
wollten das rausfinden, anfangen, wie 
das aussehen kann, revolutionäre front, 
prozeß, - es war auf jeden fall eine 
starke mobilisierung und orientierung. 
also das war unsere entscheidung, alle 
szhritte, initiativen, da hat niemana 
g2sagt: macht das; anweisung, steuerung 
darüber wären wir selber nicht weiterge- 
kannen. von einander lernen und orien- 
tiecung bedeutet ja was anderes, denn es 
muß nicht jeder nochmal genau dieselben 
fehler und erfahrungen machen. das 
ändert aber nichts daran, selber seinen 
wg Finden zu müssen, subjekt zu werden, 
zu erkämpfen, daß jede,r die ziele in 
3 wird sie selber um- 
zusetzen. andernfalls, wenn front eine 
act söldnerverband wäre, wäre es dem 
staatsschutz ein leichtes, den prozeß zu 
zerschlagen, sie würden ein paar köpfe 
herausgreifen. 


Sich ccagt und fä! 


im herbst 85, ım ralwen eines veranstal- 
tungswochenendes zuc situation der 
gefangenen, zun befreiungskampf in mit- 
telamerika und eben über die vorstel- 
lungen vem antiimerialistischen wider- 
stand und revolutionäre front hier, 
haben wir in einen diskussionsteitrag zu 
den zielen gesagt -. ausgehend von 
unseren subjektiven möglichkeiten anti- 
imgerialistischen widerstand zu oryani- 
sieren, orientiert an der notwendigkeit 
und möglichkeit der revolutionäcen front 
und in einen gemeinsamen lern- und dis- 
kussionsprozeß mit dem widerstand, den 
gefangenen und der guerilla "wir 
in den zusanmenhang, waren einige leute 
vom laden, u.a. ich, das war aber nicht 
"das positionspapier des ladens ema- 
straße", wie der staatsschutz das E 
hauptet, eine solche gemeinsame position 
des ladens (verschiedene leute/gruppen) 
gab es nicht, konnte es nicht geben. 


j 


| 


jetzt mal zu einigen erfahrungen: es war 
erstmal ganz wichtig über den relatiy 
beschränkten horizont: duisburg und um- 
'gebung, rauszukammen, diskussionen mit- 
zukriegen und einen diskuss ionszusamen- 
hang zu suchen. -diese veranstaltung in 
duisburg war ein schritt, um das 
greifbarer zu kreigen, wie das aussehen 
kann, eine revolutionäre front als wi- 
derstand aufzubauen. genauso veranstal- 
tungen und diskussionen aus anderen 
städten waren da wichtig und mit den 
fragen sind wir dann zum kongress gefah- 
ren. wir spürten, wollten das neue, ohne 
es schon in die politische praxis umset- 


zən zu können. informationen zu verbrei- 
ten über revolutionären widerstand und 
kämpfe in westeuropa, über die situation 
der gefangenen und den prozessen, um 
eine diskussion in gang zu setzen oder 
für demonstrationen und veranstaltungen 
zu mobilisieren, das war eigeftlich noch 
die alte politik, eben aufruf zur revo- 
lutionären praxis und inhalte reintrag- 
en, - ohne der inhalt schon selbst zu 
sein. Es war trotzdem ein neues, starkes 
gefühl - zusammen kämpfen - eine nähe zu 
allen kämpfenden und befreiungskämpfen, 
auch wenn die praktischen initiativen so 
aussahen, daß wir zu bestimnten anlässen 
mobilisierten: gegen die militarisierung 
durch rekrutenvereidigungen, - auf 
schweinereien des systems reagierten wie 
z. b. auf die bembadierung lybiens durch 
die nato, - oder um kämpfe zu unterstüt- 
zen: wie in südafrika, kurdistan oder 
den hungerstreik der gefangenen 
revolutionäre der ccc. 

um eigene schritte zu bestimmen, fehlte 
es noch an: vorstellungen, phantasie und 
auch initiative, z.t. blockiert: "front 
sein wollen“, - also z.b. eine kampagne 
geyen die westeuropäische(we)-fomier- 
uny mit dem ziel sie konkret zu behin- 
darr und so politisches bewußtsein daye- 
gən und als widerstand eine orientierung 
zu sein für revolutionäre gegenmacht, 
das ist uns im sumer 86 bewußt gewor- 
den, daß wir das noch nicht konkret er- 
kämpft hatten, um inhalt der offensive 
gegen die we-formmierung aufgreifen zu 
könneqg. aber das wichtige war, daß wir 
mit unseren damaligen verständnis voller 
power und schwung erstmal angefangen 
haben, - es gibt keinen anderen wey als 


zu versuchen die ziele unzusetzen, es 
gibt kein, revolutionäres subjekt über 


Proycanın. nur so sind wir auf die wick- 
lichen fragen und widersprüche gekuin, 
die uns gehindert haben. - und mit denen 
wir dann im knast saßen: 
waruu wurde die politische praxis imer- 
wieder zu streß, auch unter uns, - warum 
trägt nicht jede,r die verantwortung, 
wacun gibt es nicht mehr offenheit, kol- 
lektive struktucen? und wieso starren 
wir so sehr auf äußeres, auf die 
imperialistischen projekte, - was sind 
Überhaupt unsere ziele, was wollen wir 
mit dan revolutionären prozeß? 
selbstorganisierung und kollektivität, 
das haben wir gesagt, gewollt. aber weg 
von uns, so: mensch braucht eben hier 
selbstorganisierte und kollektive zusam- 
imznhänge, denn alleine kann niemand käm- 
pfen, und damit was rauskmut, muß je- 
da,r machen, mitdenken damit wir kämpfen 
können. und wissen sammeln über projekte 
und pläne der herrschenden, das war so, 
als ging es nuc um aüßerliches, als sei 
das ziel - kampf um befreiung - nichts 
weiter als geyen schweineprojekte anzu- 
rennen und so die imperialistische macht 
zu zerschlagen, als ging es allein und 
damit wn nichts weiteres als die äußer- 
en herrschaftsstrukturen. dazu mal 2 
sätze, mit denen ich erst mal im knast 
was anfangen konnte:"... in der analyse 
der imperialistischen strategie vemnit- 
telt sich der bruch mit den herrschenden 
verhältnissen nicht, bruch ist weniger 
zerstörung als freisetzung - die strate- 
gien sind die äußeren kampfbedingungen, 
aber nicht die innere ursache des kampfs 
..." und "... die erste aufgabe der pol- 
tik ist die erkänpfung einer neuen, re- 
volutionären realität auf unserer sei- 
te." sicher, gewollt und gesagt, - 
aber trotzdem hatte ich noch zu sehr vor 
augen: geyen die schweine - und noch zu 
wenig das ziel dadrin: neues leben und 
befreite gebiete unter uns gegen ihre 
herrschaft zu erkämpfen, eben kampf um- 
befreiung. und die folge davon ist, daß 
die politische praxis und entscheid#y- 
ungen noch nehr oder weniger blindes 
anrennen sind, - und durchziehen sind, 
diese unfähigkeit zu 
eigenem handeln für die eigene befreiung 
- in den es zun entfreideten anspruch 
wird - zeigt die totalität der frendbe- 
stinmung wit der wir brechen, geyen die 
wir uns hier immer wieder durchsetzen 
müssen, un subjekt, ganzer mensch, im 
kampf um befreiung zu werden. das finde 
ich wichtig, revolutionäre wıwälzung als 
einheit zu begreifen, - die eigene bė- 
£ceiung und kollektiven kerne der neuen 
gesellschaft bewußt zu erkänpfen im 
kampf für die reale unwälzung; aufbau 
dəs "neuen" und zerstörung des alten in 
einen und inner wieder. 
„.."subjektivität, die freiheit, die wir 
meinen, ist sicher die schwerste und es 
gibt kein beispiel ..." haben die 


DOCH WAS IST REPRESSION? 


DOCH WAS IST REPRESSION? 


Wir haben schon früher von der 
"Volkshochschule Oberlandesgericht" 
gesprochen und haben damit ge- 
meint, daß der Ablauf von Prozessen 
nach $ 129a viel über die politischen 
Verhältnisse in der BRD klarmacht. 
Diesmal haben wir mit Interesse zu- 
gehört, als der Senat die Zeitung 
der Revolutionären Zellen von Mai 
1976 verlesen hat, unsere Stenogra- 
Phinnen haben sich die Finger wund- 
geschrieben. Wir dokumentieren hier 
also die Worte des 5. Strafsenates 
des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
...Es ist ein Text zur Repression von 
1976 


Am 8. Mai 1976, dem Tag der Be- 
freiung vom Faschismus, starb un- 
sere Genossin und Schwester Ulrike 
Meinhof, ermordet durch Vernich- 
tungshaft. Die Vernichtungshaft, der 
"saubere" Mord durch Entzug jedes 
menschlichen Kontaktes ist Bestand- 
teil der von den Sozialliberalen in- 
tensivierten konterrevolutionären Po- 
litik. Die besondere deutsche Phan- 
tasie beim Verfolgen der Linken, die 
Raffinessen der Überwachung und 
Einschüchterung, technisches Niveau 
und kalte Berechnung des staatlichen 
Mordfeldzuges gegen Revolutionäre 
sind zum begehrten Exportartikel der 
sozialliberalen Koalition geworden. 
Die Regierungen von Spanien, Chile, 
Israel, Südafrika, der Schweiz ... sie 
lernen heute in der BRD, was man 
im "tausendjährigen Reich" noch zu- 
gelassen hat. 


Der Chef de BKA, Herold) bestellt 


regelmäßig die großen Nach- 
richtenagenturen, die Chefredakteure 
von Tageszeitungen und Magazinen, 
die Leiter von Rundfunk- und Fern- 
sehanstalten zu sich. In den Sitzun- 
gen dieser kriminellen Vereinigung 
gegen das Volk wird die medienpoli- 
tische, psychologische Kriegsführung 


gegenüber allen gesellschaftlichen 
Bewegungen als Voraussetzung und 
Ergänzung polizeilich-militärischer 


Maßnahmen diskutiert, taktisch und 
stragegisch abgestimmt. Die jeweili- 
gen Konzeption wird dabei auf den 
unterschiedlichen Leserkreis abge- 


stimmt. Für die Frankfurter Rund- 
schau werden andere Argumentati- 
onsstränge und psychologische Raster 
entwickelt als für die Zeit oder die 
Bild-Zeitung. Gerade auch die Ebene 
der Kritik an den staatlichen Maß- 
nahmen wird so bestimmt und so 


durchgespielt. Die gleiche Scheiße, 
nur anders aufgewärmt, soll täglich 
und stündlich in Gehirn und Unter- 
bewußtsein gepumpt werden. (...) 


MAN SAGT, DAS IST REPRESSION. 
DOCH WAS IST REPRESSION? 

Wir erkennen Repression in jeder 
einzelnen Maßnahme. Wir haben 
schon vor 15 Jahren gegen die Not- 
standsgesetze protestiert, mit denen 
sich die herrschende Klasse 1968 den 
parlamentarischen Segen erteilte für 
ein Blutbad nach chilenischem Mu- 
ster. Wir registrieren die Überprü- 
fung von 600.000 Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes. Wir unter- 
schreiben Petitionen gegen Berufs- 
verbote und Gewerkschaftsaus- 
schlüsse. Wir sind voller Wut und 
Trauer über die Ermordung von Re- 
volutionären, von Petra Schelm, Ge- 
org von Rauch, Thomas Weissbecker, 


schmidt, Ulrich Wessel, Siegf ed 
Hausner, Ulrike Meinhof. Wir sehen 
zu, wie sich keine Hand erhebt ge- 
gen die Vergasung von Jürgen 
Bartsch, wie täglich in den in 
Psychiatrien und Justizvollzugsanstal- 
ten umgetauften KZs Brüder und 
Schwestern geschunden, in den Tod 
getrieben, gefoltert, zerstört werden. 
Dieser Staat verbietet die Abtrei- 
bung, zerschlägt mit militärischer 
Genauigkeit Streiks und Bürgerinitia- 
tiven, setzt eine Million Menschen 
auf die Straße und nennt dies wirt- 
schaftlichen Aufschwung und soziale 
Stabilität. Wir empören uns noch ein 
wenig über die feine Art der Bü- 
cherverbrennung mit dem S88a, 
trauen uns aber nicht, es auch so zu 
nennen. 


MAN SAGT, DAS IST REPRESSION 
- DOCH WAS IST REPRESSION ? 

(...) Repression ist nicht bloß die 
Addition der Maßnahmen der Unter- 
drückung. Repression ist kein Exzeß, 
‚kein Übergriff. 


De ` REPRESSION? = 

- Der Begriff der Repression ist 
keine politische Kategorie und ent- 
zieht sich einer klaren Bestimmung, 
er dient nicht der Beschreibung der 
Verhältnisse im Klassenkampf. Re- 
pression ist ein Begriff aus der 
Technik, der nur aussagt, daß irgen- 
detwas auf etwas anderes Druck 
ausübt. Die Verwendung des techni- 
schen Begriffs "Repression", der nur 
dazu dienen kann, Quantitäten aus- 
zudrücken, hat dann schwerwiegende 
Konsequenzen, wenn er dazu benutzt 
wird, das Verhältnis zwischen gesell- 
schaftlichen Klassen, also ein quali- 
tatives darzustellen. So stellt man 
dann die "Zunahme der Repression" 
fest, d.h. ihre Ausdehnung, ohne da- 
durch das grundsätzliche Verhältnis 
zwischen den Herren des Staates und 
der Fabriken und dem Volk damit 
zum Ausdruck bringen zu können, es 
auch nur für sich zu begreifen. 
Warum wird dann von "Repression" 
gesprochen und nicht von Gewalt? 


Denn das Verhältnis zwischen der 
herrschenden Klasse und dem Volk 
ist ein Gewaltverhältnis. Die Gewalt 
der herrschenden Klasse gegen das 
Volk ist kein besonderes Mittel, kein 
Betriebsunfall der bürgerlichen De- 
mokratie, kein Abrutschen, keine 
Fehlentwicklung. 


Die Gewalt ist die Existenzbedingung 
der kapitalistischen Gesellschaft. 

Die Gewalt ist nicht nur zusam- 
mengefaßt in besonderen Formatio- 
nen, in Polizei und Militär, sie 
durchdringt vielmehr den gesamten 
Lebensprozeß Zerstörung des Ar- 
beitsprozesses, Zerstörung der Per- 
sönlichkeit, Auflösung sozialer Zu- 
sammenhänge, Kasernierung in Sozi- 
albeton, Teilung von Kopf- und 
Handarbeit. Nicht die besondere Ge- 
walt ist der Fehler, sondern das ge- 
sellschaftliche System, das Bullen 
und Militär und all den barbarischen 
Dreck und Terror nötig hat. 

Nur wenn man dieses alles durch- 
dringende Gewaitverhältnis leugnet 
und sich aus Gewohnheit ganz wohl 
in ihm fühlt, kann man Repression 
als Exzeß eines ansonsten ehrbaren, 
zwar nach kapitalistischen, aber im- 
merhin rechtsstaatlichen Regeln 
funktionierenden Systems begreifen, 
dem man mit der Mahnung an seine 
eigene Verfassung und dem Kampf 
um die Grundrechte wieder -auf die 
Sprünge helfen kann. Dem liegt 
nicht nur eine politische Analyse zu- 
grunde, -die angesichts der Konzen- 
tration von Gewalt in der BRD lie- 
ber an ihr vorbeisieht und als politi- 
sche Perspektive auf eine wirkliche 
Umwälzung schon verzichtet hat, 
sondern auch eine subjektive Seite, 
die lieber Anpassung will als Kampf, 
die den langsamen Erstickungstod 
angenehmer findet, weniger schwie- 
rig, als die offene Auseinanderset- 
zung. Die Gewalt hat sich so schon 
immer in die Köpfe, in das Fühlen, 
in Emotionen und tagtägliches Leben 
der Beherrschten eingenistet. Gewalt 
erscheint subjektiv als Angst, als 


itische wie individuellen De: 
fensivität knüpfen Gruppen wie das 
"Sozialistische Büro" an. Sie klären 
auf über "Repression" und meinen 
damit den Streit um Grundgesetz 
und Verfassungsrechte. Sie versuchen 
die Linke wieder an das herrschende 
Rechtssystem zu binden, während 
diese gerade zu lernen beginnt, daß 
diese Rechtsnormen spezifisch kapi- 
talistisch sind, während sie beginnt, 
diese Legalität zu durchbrechen, ihre 
Bedürfnisse nicht mehr an den dik- 
tierten Möglichkeiten, sondern auch 
jenseits des Legalismus zu orientie- 
ren. 

Sie mobilisieren gegen Unterdrüc- 
kung, aber sagen niemandem, wie 
man erfolgreich gegen die Repres- 
sion kämpfen könnte, weil eine in 
der historischen Perspektive erfolg- 
reiche Strategie den Bruch mit dem 
Bestehenden voraussetzt. Das "So- 
zialistische Büro" zieht es vor, sich 
und die Linke als harmlos, weil 
stumm und taub und blind gemachte 
Lämmer an die Bourgeoisie zu ver- 
kaufen. Der Rückzug auf Verfas- 
sungspositionen und die Beteuerung 
der eigenen Harmlosigkeit bewirken 
nur Resignation. Auch der gutge- 
meinte Aufruf, verstärkt den Kampf 
gegen die staatliche Gewalt aufzu- 
nehmen, bleibt bloßes Gerede, wenn 
nicht die Veränderung in Taktik und 
Strategie staatlicher Gewalt, die 
Erweiterung des Staatsapparates, die 
verstärkten Bemühungen zur Kon- 
trolle gesellschaftlicher Beziehungen, 
die Entwicklung des Klassenkampfes 
und der Konterrevolution auf euro- 
päischer Ebene usw. genau unter- 
sucht werden. Angesichts der Nie- 
derlage des Imperialismus versuchen 
die Kräfte der Barbarei dem revolu- 
tionären Fortschritt zuvorzukommeg. 

Prävention, das ist heute das 
Credo der Bourgeoisie, alles schon 
im Keime ersticken, mit der Wurzel 
ausreißen, solange das möglich ist. 
Die Bourgeoisie hat gelernt, daß es 
effektiver ist, die Hirne und Herzen 
der Menschen rechtzeitig zu koloni- 
sieren, als das Gemetzel des alten 


flung. An durchsetzen kann, | 


Faschismus zu wiederholen. Seit der 
als "Befreiung vom Faschismus" ge- 
tarnten Wiedererrichtung bürgerlicher 
Demokratie und kapitalistischer Pro- 
duktionsweise ging es der herrschen- 
den Klasse darum, auf gesellschaftli- 
cher, politischer, ideologischer und 
militärischer Ebene ein Gesell- 
schaftsmodell durchzusetzen, das den 
alten Faschismus überflüssig macht, 
revolutionäre Entwicklungen dennoch 
unmöglich. Während die Reste von 
kommunistischem Widerstand, dieje- 
nigen, die nicht in den KZs ermor- 
det worden waren, aufs neue ver- 
folgt und in die Illegalität getrieben 
wurden, wurden alle jene Mechanis- 
men zur Integration und Kontrolle 
entwickelt, auf die sich die konter- 
revolutionäre Strategie heute stützt. 
Statt Arbeitsfront die konzertierte 
Aktion, statt Blockwartsystem Com- 
puter mit allen Lebensdaten, statt 


~ 


Pressezensur deren freiwillige 
Gleichschaltung, statt Parteiverbot 
entpolitisierte Volksparteien. Die 


Verflechtung der BRD in das impe- 
rialistische Lager hat zur Folge, daß 
die innenpolitische Entwicklung hier 
nicht bloß ein Reflex auf ökonomi- 
sche Brüche und Krisen in diesem 
Land sind, sondern auch immer Aus- 
druck von dem, was sich innerhalb 
des imperialistischen Lagers abspielt. 
Wenn es da schlechter geht - und 
spätestens nach Vietnam ist das so - 
schlägt sich das auch hier nieder. 
Die Interessen des imperialistischen 
Lagers insgesamt sind es, an denen 
innen- und Außenpolitik der BRD 
ausgerichtet sind. 


DEUTSCHE SOZIALDEMOKRATIE 
AN Ber Se EUROPÄISCHER 

Dabei ist die BRD in den letzten 
20 Jahren aus der Rolle eines bloßen 
Anhängsel der USA herausgekommen 
und hat im imperialistischen Lager 
an Einfluß und Stärke gewonnen und 
ist zur dominierenden Macht in Eu- 
ropa geworden. Inwieweit die BRD 
ihre Politik in Europa vollständig 


auf jeden Fall interveniert sie im 
Ausland, wo die europäische kapitali- 
stische Stabilität bedroht ist. Portu- 
gal war ein Lehrstück für die Ver- 
langsamung und Zerschlagung des re- 
volutionären Prozesses. Die Spaltung 
des Volkes mit sozialdemokratischen 
Marionetten war politisch erfolgrei- 
cher als die militärische Intervention 
des US-Imperialismus, die Putsche 
und Morde des CIA. Dabei versucht 
die internationale Sozialdemokratie 
unter Führung der deutschen Sozial- 
demokratie eine empfindliche Lücke 
zu schließen. Die amerikanischen In- 
terventionen bis Vietnam waren stets 
mit dem Hinweis auf die Notwendig- 
keit der Verteidigung der "freien 
Welt" verbrämt. An diese Ideologie 
der "Freien Welten", an die Überle- 
genheit der westlichen Zivilisation 
glaubt mit dem internationalen Auf- 
schwung der Klassenkämpfe heute 
niemand mehr so recht. Die Sozial- 
demokraten, speziell die deutschen, 
entwickeln heute eine klassenbezoge- 
nere Linie. Ihre in der Zielsetzung 
identische Strategie begründen sie 
mit der Sorge um die Freiheit der 
Gewerkschaften, der Presse, der 
freien Meinungsäußerung, verarbeiten 
geschickt die Angst vor dem Stali- 
nismus. Die Unterschiede im Eingrei- 
fen der USA und der BRD können 
über ihre Gemeinsamkeit nicht hin- 
wegtäuschen: sie sind die Kräfte der 
Barbarei und kämpfen um deren 
Verlängerung. Die vor allen von der 
BRD verstärkt ‚betriebene konterre- 
volutionäre Politik zeichnet sich da- 
durch aus, daß in ihr die politischen 
und militärischen Maßnahmen ge- 
nauer aufeinander abgestimmt wer- 
den. 

Wer die bürgerliche Gewaltpolitik 
ausschließlich unter militärischen 
Gesichtspunkten analysiert oder wer 
umgekehrt in den politischen Maß- 
nahmen die kapitalistische Gewalt 
nicht zu erkennen vermag, kann die 
präventive Konterrevolution als poli- 
tisch-militärisches Projekt, als Ab- 
stimmung von Integration, Kontrolle 
und Vernichtung nicht begreifen. (...) 


ist noch unklar, 0000 


FRAUEN-UNDLESBEN-DEMO 
FUR INGRID STROBL 


En Tr EEE jeweils 9.30 Uhr am 18./19. und 26. 


AUS ANLAB DES PROZESSES 
GEGEN INGRID STROBL 


Im Anschluß an die Demo findet in 
Ossendorf am Knast eine 
Frauen/Lesben-Kundgebung statt. 


Wir haben die Schnauze voll vom 
täglichen patriarchalen Terror, der 
für uns immer und überall zu spüren 
ist. Offene Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen ist nur ein sichtbarer Teil 
der Unterdrückungsmechanismus ge- 
gen uns. Über Heterosexismus, der 
Frauen nur in zwangsweiser Anbin- 
dung an Männer existieren läßt und 
nur über sie definiert, wollen sie 
verhindern, daß wir selbstbestimmte 
Lebensformen entwickeln und leben. 

Nicht erst seit dem 18.12.87 läßt 
ein offener Angriff gegen den 
Frauen/Lesbenwiderstand. Mit Krimi- 
nalisierung unserer Inhalte und ein- 
zelner Frauen, wie bei Ulla Penselin 
und Ingrid Strobl, Staatsschutzterror 
und Medienhetze, versuchen sie den 
Frauen/Lesbenkampf zu zerstören. 
Ohne uns ! Laßt uns gemeinsam auf 
die Straße gehen, um alle Formen 
patriarchaler Gewalt zu benennen 
und öffentlich unseren Widerstand 
dagegen zu setzen. Wir werden wei- 
terhin die Gen- und Reproduktions- 
technologien, Sextourismus, Frauen- 
handel, staatliche Flüchtlingspolitik 
und Be/Entvölkerungspolitik bekämp- 
fen. Wir werden weiterhin jegliche 
sexuelle, körperliche und psychische 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
bekämpfen. Wir wehren uns gegen 
alle Formen staatlicher Repression 
durch Gesetzgebung und Bullenterror, 
Knast und Psychiatrie sollen gerade 
Frauen/Lesben zurichten d.h. ihre 


DEMONSTRATION FÜR 


stigen. Nicht nur unsere Körper 
wollen sie beHERRschen, sondern 
auch unsere Gedanken. Genauso wird 
Isolationshaft an Gefangenen voll- 
streckt, die auch im Knast ihren 
Widerstand nicht brechen lassen. 
Deshalb unterstützen wir die Forde- 
rung der Gefangenen im Hunger- 
streik, die u.a. für ihre Zusammen- 
legung in selbstbestimmte Gruppen 
kämpfen. Wir fordern die sofortige 
Freilassung von Ingrid Strobl, Ein- 
stellung aller 129 a- und Beugehaft- 
verfahren und die Abschaffung des $ 
129 a. Aus unserem Alltag hier 
draußen wissen wir, wie notwendig 
es für uns ist, mit anderen zusam- 
men zu sein, zusammen zu leben, 
zusammen zu reden, um nicht am 
x 


ZUSAMMENLEGUNG 


AUFRUF ZUR BUNDESWEITEN 
DEMONSTRATION AM 29.4.89 IN 
BONN 


Wir lassen nicht mehr los, bis wir 
die Zusammenlegung haben! 


Schluß mit der Isolation ! 
Zusammenlegung der politischen 
Gefangenen jetzt! 
Am 1.2.89 haben die Gefangenen aus 
der RAF, dem Widerstand und an- 
dere kämpfende Gefangene einen un- 
befristeten Hungerstreik gegen die 
Isolationsfolter und für ihre Zusam- 
menlegung in ein oder zwei große 
Gruppen begonnen. Seitdem haben 
sich weitere Gefangene mit zum 
Teil eigenen Forderungen dem Streik 
angeschlossen. Am 13.3.89 traten 49 
Frauen in Berliner Knast Plötzensee 
in einen vorerst dreitägigen Warn- 
und Solidaritätsstreik. Der gesamte 
Streik in Plötzensee ist ein Beispiel 
dafür, wie, sich ‚sogenannte "soziale 
Gefangene" zusammentun, um gegen 
den Repressionsapparat anzukommen. 
Dieser Kampf der Gefangenen und 
die Mobilisierung draußen haben in 
einem breiten gesellschaftlichen 
Spektrum das Bewußtsein über Isola- 
tionshaft als Folter und für die Le- 
gitimität der Forderung nach Zu- 
sammenlegung geschaffen. Viele er- 
klären sich solidarisch, diskutieren 
die Haftbedingungen und setzen sich 
für die Erfüllung der Forderungen 
ein. Dies drückt sich in vielen Ver- 
ee lokalen und regionalen 


Knastkundgebungen, 
ıdressen, Trommelaktionen auf 
entlichen Plätzen ... aus. Jetzt 


llen wir diese breite Solidarität 


. Staatsmacht, die die Isolations- 


einsam in Bonn, dem Zentrum- 


haft seit 18 Jahren betreibt und 
weltweit exportiert, ausdrücken. 

Wir gehen nach Bonn, um. den 
Druck auf die Verantwortlichen zu 
verstärken, die durch ihre harte Hal- 
tung bewußt mit Toten kalkulieren. 
Jetzt müssen ALLE handeln. 

Wir wollen am 29. April mit 
möglichst vielen Menschen in Bonn 
demonstrieren, um die Forderungen 
der hungerstreikenden Gefangenen 


für Abschaffung der Isolationshaft - 


und Zusammenlegung in grosse Grup- 
pen durchsetzen. Wir werden den 
Druck auf die Verantwortlichen 
JETZT verstärken, darin ist die 
Demo ein wichtiger Teil. Wir sind 
uns einig in der Ablehnung jeglicher 
Art von Folter und unmenschlicher 
Behandlung. Isolation ist Folter. 


Wir fordern deshalb: 


-ZUSAMMENLEGUNG ALLER GE- 
FANGENEN AUS GUERILLA UND 
WIDERSTAND IN EIN ODER 
ZWEI GROSSE GRUPPEN, IN DIE 
NEUE GEFANGENE INTEGRIERT 
WERDEN, MIT ZUGANG ZU DEN 
GEMEINSCHAFTSHÖFEN. ZU- 
SAMMENLEGUNG ALLER GE- 
FANGENEN, DIE DAFÜR KÄMP- 
FEN. 

-FREILASSUNG DER GEFANGENEN, 


ZUNG ODER FOLTER DURCH 
ISOLATION UNTER GEFÄNGNIS- 
BEDINGUNGEN AUSGESCHLOS- 
SEN IST. 

-FREILASSUNG VON. GÜNTHER 
SONNENBERG, CLAUDIA WAN- 
NERSDORFER, BERND RÖSSNER, 
ANGELIKA GODER. 

-FREIE MEDIZINISCHE VERSOR-. 
GUNG OHNE STAATSSCHUTZ- 
KONTROLLE FÜR ALLE GE- 
FANGENEN. 

-FREIE POLITISCHE INFORMATION 
UND KOMMUNIKATION DER 
GEFANGENEN MIT ALLEN GE- 


alltäglichen Wahnsinn zu zerbrechen. 
So erleben wir selbst, daß wir Kol- 
lektivität brauchen, um unsere ei- 
gene Identität zu entwickeln und zu 
stärken. In unserem Kampf für die 
Befreiung von Heterosexismus, Ras- 
sismus und Imperialismus entwickeln 
wir unsere Stärke und Kraft, arbei- 
ten wir an unseren kollektiven Zu- 
sammenhängen, leben wir unsere 
Liebe und Leidenschaft. Wir bezie- 
hen uns in unseren Kämpfen auf alle 
Frauen, die weltweit gegen jegliche 
Form patriarchaler Gewalt kämpfen. 


TREFFPUNKT: SAMSTAG, 22.04.89, 
11.00 UHR , RONCALLIPLATZ IN 
KÖLN 


Zx Westberlin: 


ee Frauen im Frauenknast 
Berlin-Plötzensee: 


-DIE ÖFFNUNG SÄMTLICHER 10ER 
UND 15ER EINHEITEN IN ALLEN 
HÄUSERN ZU GROSSGRUPPEN. 

-SELBSTBESTIMMTE ZUSAMMENLE- 
GUNG UND ZUSAMMEN- 
SCHLÜSSE INNERHALB OFFE- 
NER HÄUSER, DAS HEISST 
AUCH MIT ANDEREN FRAUEN 
AUS ANDEREN HÄUSERN. 

-AUFHEBUNG DER TRENNUNG 
UND SPALTUNG VON SOZIALEN, 
POLITISCHEN UND BTM-GEFAN- 
GENEN. 

-SELBSTBESTIMMTE ARBEITS- UND 
INTERESSENGRUPPEN, GEMEIN- 
SCHAFTSVERANSTALTUNGEN 
UND KURSE FÜR ALLE GEFAN- 
GENEN EINSCHLIESSLICH DER 
ABSCHIEBEHAFTEN. 

-ZUGANG ZU ALLEN GEMEIN- 
SCHAFTSHÖFEN. AUFHEBUNG 
DER POST- UND BÜCHERZEN- 
SUR. 

-KEINE URINKONTROLLPRO- 
GRAMME UND GEDANKENBE- 
SPITZELUNG FÜR  VOLLZUGS- 
LOCKERUNGEN (AUSGÄNGE, 
URLAUB ETC.) 

-SOFORTIGE FREILASSUNG ALLER 
HAFTUNFÄHIGEN, PHYSISCH 
UND PSYCHISCH KRANKEN 
UND HIV-INFIZIERTEN. 

-AUFHEBUNG DER ZWANGSAR- 
BEIT, TARIFLÖHNE, GESETZLI- 
CHE KRANKENVERSICHERUNG, 
KRANKENGELD 

-AUFHEBUNG JEGLICHER KOL- 
LEKTIVSTRAFEN UND ISOMASS- 
NAHMEN. 


Zur Organisation der Arbeit für die 
bundesweite Demo zum Hungerstreik 
am 29.4. in Bonn ist ein KOORDI- 
NATIONSBÜRO eingerichtet worden.: 
Koordinationsbüro c/o KV der 
Grünen 

Sterntorbrücke 7 


5300 Bonn 1 
Tel.Nr. 0228/65 95 33 


Öffnungszeiten: Mo - Fr 
17.00 Uhr 


10.00 bis 


ACHTUNG: Adresse und Telefon- 
nummer haben sich geändert 


ERMINE USW. 


PROZESS 


Ingrid 


April im Oberlandesgericht Düssel- 
dorf, Cecilienallee. Wenns danach 
noch weitergeht, weiterhin dienstags 
und mittwochs. : 

Startbahn 


18./20.4. jeweils 9.30 Uhr Gebäude 
C im Frankfurter Justizkomplex 


Renault 


17.April (9.30 Uhr), 25.April (14 Uhr) 
und 3./12./19.Mai (9.30 Uhr) im OLG 
Frankfurt, Saal 146a 


VERANSTALTUNGEN 


Nürnberg bis 22.4. jeweils Mi-Sa, 19- 
22 Uhr Ausstellung zur Isolationshaft 
Trier: 21.4., 20 Uhr, Veranstaltung 
mit Rolf Gössner zu 129a und Pro- 
zeß gegen Ingrid, Buchhandlung Ge- 
genlicht, Glockenstr. 10 
Frauenveranstaltung zu 
129a in der Schokofrabrik, 21.4. 


Köln 22.4.: Frauen- und Lesbendemo 
zum Prozeß gegen Ingrid, 11 Uhr 


Mülheim/Ruhr: Gentech und 129a, 
Handelshof, 18.5., 20 Uhr 


INFOS 


NEU: Aktuelle Dokumentation zur 
Haftsituation der Gefangenen aus 
der RAF und aus dem Widerstand 
gegen die Propaganda von Normal- 
vollzug, Privilegierung und Selbstiso- 
lierung der Gefangenen. April 89, 
Herausgegeben von den Anwälten der 
Gefangenen aus der RAF und aus 
dem Widerstand, 90 S., 7 Mark + 
wu Bezug: RAin Trobitzsch, 
: o 00 


produktionstec nologie, 

politik" von der Edition ID-Archiv ab 
Mitte April in den Buchläden oder 
bei AurorA, Knobelsdorffstr.8, Berlin 
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Durch die Wüste, (nicht nur) Rechts- 
hilfebroschüre, falls einer/einem der 
Staat auf die Pelle rückt, von einem 
AutorInnenkollektiv aus Anti-Repres- 
sionsgruppen, bestellbar gegen Vor- 
kasse 8 Mark + Porto bei Umwelt- 
zentrum Münster, :Scharnhorststr. 57, 
4400 Münster 


SPENDEN 


für die Prozeßkosten auf das Konto: 
P.Neff 23481-506, BLZ 370 100 50, 
Postgiro Köln, Stichwort: Prozeßko- 
sten 


"Nicht zu fassen" wird herausgege- 
ben und verantwortet von der AG 
Nicht zu fassen 

‚Adresse: 

c/o Prozeßbüro für Ingrid Strobl 

Maastrichter Str. 49 

5000 Köln 1 

Tel. 0221/ 51 50 31 


Das Prozeßbüro ist Mo, Di, 
17 bis 20 Uhr besetzt. 


Mi von 


Eigentumsvorbehalt 


Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist 
die Zeitschrift solange Eigentum des 
Absenders, bis sie dem Gefangenen 
persönlich ausgehändigt worden ist.. 
"Zur-Habe-Nahme" ist keine persön- 
liche Aushändigung im Sinne des 
Vorbehalts. Wird die Zeits 
Gefangenen nicht persönl: 


händigt, ist sie dem 
dem Grund der Nicl 
zurückzusenden. i 
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